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Zusammenfassung / Abstract 
Erwerbsvorgänge von Grundstücken unterliegen in Österreich seit 1940 der Grunderwerb-

steuer. Grundstücksübertragungen haben dabei bis heute nicht an Attraktivität verloren, wes-

halb auch das Thema der Grunderwerbsteuer hochaktuell bleibt. Die Grundlage für die Be-

steuerung bildet das GrEStG, welches sich gerade in der jüngsten Vergangenheit im ständigen 

Wandel befindet. Insgesamt 11 Novellen in den vergangenen acht Jahren machen es dem 

Rechtsanwender dabei nicht leicht den Überblick über diese Materie zu bewahren.1 

  

Diese Masterarbeit will sich dem Bereich der unentgeltlichen Zuwendungen von Grundstü-

cken und ihre steuerlichen Erfassung im Bereich der Grunderwerbsteuer widmen. Als Ein-

stieg in dieses Rechtsgebiet wird zunächst ein allgemeiner Überblick über die Grunderwerb-

steuer und ihrer Systematik gegeben. In weiterer Folge wird ein Blick auf den Grundstücks-

begriff nach § 2 GrEStG geworfen. Kernstück der Masterarbeit werden die verschiedenen 

Tatbestände der unentgeltlichen Zuwendungen in Verbindung mit dem Steuersatz nach § 7 

GrEStG und die Befreiungsbestimmungen nach § 3 Abs 1 GrEStG bilden, welche in Kapitel 4 

behandelt werden. Um einen Blick auf die praktische Anwendung der Grunderwerbsteuer zu 

werfen, wird in Kapitel 4 außerdem der Steuersatz anhand von fiktiven Beispielen berechnet.  

 

Einen wesentlichen Schwerpunkt der Arbeit werden auch die wichtigsten Änderungen durch 

das Steuerreformgesetz 2015/2016 einnehmen. Insbesondere der neue Staffeltarif im Bereich 

der unentgeltlichen Zuwendungen und die Berechnung der Grunderwerbsteuer vom Grund-

stückswert, sorgten im Vorfeld der Steuerreform für große Verunsicherung in der Bevölke-

rung2. Um einen kompakten Überblick über die wichtigsten Neuerungen zu geben, wird daher 

in vielen Bereichen der Arbeit die Rechtslage vor und nach der Steuerreform dargestellt. Au-

ßerdem wird versucht die Auswirkungen der Reform, durch einen Vergleich der Steuerbelas-

tung vor und nach 2016, aufzuzeigen. Ziel ist es dabei, ersichtlich zu machen, in welchen Be-

reichen der unentgeltlichen Zuwendungen, es zu einer Steuerbelastung oder vielleicht sogar 

Entlastung, in der Grunderwerbsteuer, gekommen ist.  

  

                                                             
1 Fellner in Fellner, Grunderwerbsteuer - Kommentar13 (2015) § 1 Rz 5a. 
2 Exner, Steuerreform wirbelt Immo-Markt durcheinander, Wirtschaftsblatt 9. 11. 2015, 23 (23).   
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Abstract 
In Austria the acquisition of real estate is liable to the real estate transfer tax since 1940. Until 

today the transfer of real estate has not lost its attractiveness, which makes the real estate 

transfer tax a subject of public interest. Legal basis of the real estate taxation in Austria is the 

GrEStG, which has been continuously changed in the recent past. Altogether the Austrian 

GrEStG has been amended 11 times in the last 8 years, which makes it difficult for the practi-

tioners to keep an overview about the current legal situation.3 

  

This Master thesis deals with free of charge acquired real estate property and its taxation in 

the context of the real estate transfer tax. In the beginning there will be an overview of the 

Austrian real estate transfer tax and its systematic. Subsequently the definition of the term 

„Grundstück“ according to § 2 GrEStG will be analysed. The main part of this work will out-

line the various types of gratuitous acquisitions of real estate, the applicable tax rate according 

to § 7 GrEStG and possible tax exemptions according to § 3 Abs 1 GrEStG, which will be 

presented in chapter 4. To approach the topic from a practical point of view, the real estate 

transfer tax will furthermore be calculated on basis of fictional examples. Um einen Blick auf 

die praktische Anwendung der Grunderwerbsteuer zu werfen, wird in Kapitel 4 außerdem der 

Steuersatz anhand von fiktiven Beispielen berechnet.  

 

Another major aspect of this thesis will be the modifications of the real estate transfer tax in 

2015/16. Especially the newly integrated graduated tax rate and the determination of the real 

estate value had the consequence that many people were insecure with respect to the real es-

tate taxation.4 Therefore, to give a compact overview of the most important changes, the tax 

situation both before and after the tax reform 2015/16 will be presented, in most parts of the 

work. In this way the effects of the tax reform 2015/16 shall be demonstrated. One object of 

the present thesis is to make evident whether the changes of the tax reform 2015/16 in gratui-

tous acquisitions of real estate leads to a tax burden even to a tax relief.  

 
 

                                                             
3 Fellner in Fellner, Grunderwerbsteuer - Kommentar13 (2015) § 1 Rz 5a.  
4 Exner, Steuerreform wirbelt Immo-Markt durcheinander, Wirtschaftsblatt 9. 11. 2015, 23 (23).  
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1 Einleitung  

Durch die Steuerreform 2015/2016 wurde das System nach der erst kürzlich durchgeführten 

Reform im Jahr 2014 erneut auf den Kopf gestellt. Es ist wohl nicht zu viel gesagt, dass durch 

die jetzige Umgestaltung des Grunderwerbsteuergesetzes kaum ein Stein auf dem anderen 

geblieben ist. Insbesondere wurde das bestehende Konzept zugunsten einer Unterscheidung 

zwischen entgeltlichen, teilentgeltlichen und unentgeltlichen Grundstückserwerben ersetzt. Im 

Rahmen dieser Arbeit wird auf die wichtigsten Änderungen durch das SteuerreformG 

2015/16 eingegangen und versucht einen Überblick über die neuen Bestimmungen der 

Grunderwerbsteuer im Bereich der unentgeltlichen Erwerbsvorgänge zu verschaffen.  

 

Der Aufbau der Arbeit gliedert sich in drei Teilgebiete. Zu Beginn wird ein Überblick über 

die Grunderwerbsteuer im Allgemeinen und den diesem unterliegenden Grundstücksbegriff 

gegeben. Außerdem werden die Erwerbsvorgänge vorgestellt, durch welche die Grunderwerb-

steuerschuld ausgelöst wird. Aufgrund des Umfangs der verschiedenen Tatbestände und der 

darunter fallenden Rechtsvorgänge, werden diese in diesem Zusammenhang nur in einem 

groben Überblick als Einstieg in das Grunderwerbsteuerrecht dargestellt. Eine genauere Beur-

teilung, welcher Tatbestand durch bestimmte unentgeltliche Erwerbsvorgänge verwirklicht 

wird, erfolgt in Kapitel 4. Als Abschluss des ersten Kapitels wird auf die Entstehung der 

Steuerschuld und die Auswirkung von Bedingungen und Genehmigungen eingegangen. 

Ziel dieses ersten Teils der Arbeit ist somit das Heranführen an die Systematik des österrei-

chischen Grunderwerbsteuerrechts.  

Den ersten zentralen Gegenstand der Arbeit stellt in der Folge die Berechnung der Grunder-

werbsteuer dar. Gerade in diesem Bereich gab es durch das SteuerreformG 2015/16 grundle-

gende Änderungen durch die Einführung des Grundstückswerts als neue Bemessungsgrundla-

ge für unentgeltliche Erwerbsvorgänge. Der Ermittlung des Grundstückswerts kommt dadurch 

zwar hohe Praxisrelevanz zu, in bestimmten Einzelfragen ist die Beurteilung in der österrei-

chischen Literatur jedoch höchst umstritten. Ein Schwerpunkt dieser Arbeit werden daher die 

verschiedenen Ermittlungsformen des Grundstückswerts sein. Im Anschluss daran wird der 

neue Staffeltarif für unentgeltliche Erwerbe von Grundstücken dargestellt. Wie dieser in der 

Praxis für die Berechnung der Grunderwerbsteuer anzuwenden ist, wird im darauffolgenden 

Abschnitt gezeigt.   
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Dieses Kapitel bildet das Kernstück dieser Arbeit und zeigt die verschiedenen im GrEStG 

geregelten unentgeltlichen Erwerbsvorgänge. Durch das Steuerreformgesetz 2015/2016 er-

folgte dabei nicht nur eine Unterscheidung zwischen unentgeltlichen und entgeltlichen Er-

werben, sondern es wurde, quasi als Mittelding zwischen der Entgeltlichkeit und der Unent-

geltlichkeit, auch eine Qualifizierung als teilentgeltliche Erwerbsvorgänge geschaffen. Für 

diese ist im Rahmen der Berechnung der Grunderwerbsteuer die Bemessungsgrundlage in 

einen unentgeltlichen und einen entgeltlichen Teil aufzuteilen. Nach Ansicht des Gesetzge-

bers sollen so Härtefälle vermieden werden und verhindert werden, dass durch 1 Euro mehr 

an Gegenleistung die begünstigte Qualifizierung als unentgeltlicher Erwerbsvorgang verloren 

geht.5 Da auch dieser Kategorie von Grundstückswerben somit ein Unentgeltlichkeitsaspekt 

zukommt wird auch auf die Besonderheiten des teilentgeltlichen Erwerbs in diesem Kapitel 

näher eingegangen.  

In diesem Zusammenhang werden auch die reformierten Tatbestände der Anteilsübertragung 

bei Personengesellschaften und der Anteilsvereinigung näher erläutert. Diese stellen zwar 

keine unentgeltlichen Erwerbsvorgänge im eigentlichen Sinn dar, haben aber durch die Be-

rechnung der Steuer vom Grundstückswert und dem eigenen Steuertarif eine vergleichbare 

Stellung und werden daher auch im Rahmen dieser Arbeit behandelt.   

Zuletzt erfolgt eine Behandlung der Befreiungstatbestände, die auf unentgeltliche Erwerbs-

vorgänge zur Anwendung kommen. Auch hier soll der Fokus auf die Änderungen durch das 

SteuerreformG 2015/16 gelegt werden.  

2 Die Grunderwerbsteuer im Überblick 

2.1 Allgemeines 

Die Grunderwerbsteuer erfasst den entgeltlichen und unentgeltlichen Erwerb von inländi-

schen Grundstücken oder grundstücksgleichen Rechten. Da die Erwerbe von Grundstücken 

als Vorgänge des Rechtsverkehrs zu qualifizieren sind, zählt die Grunderwerbsteuer zu den 

Verkehrssteuern.6 Die Grunderwerbsteuer bezieht sich zwar auf unbewegliches Vermögen, 

stellt aber keine Vermögensteuer dar, da sie nur anlässlich des Überganges von Grundstücken 

zu entrichten ist.  

Die sachliche Rechtfertigung der Grunderwerbsteuer ist umstritten.7 Allgemein gilt, dass der 

Abschluss eines Rechtsgeschäfts jedem Vertragsschließenden von seinem Standpunkt aus 

                                                             
5 ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 37.  
6 VfGH 24. 9. 2003, B 706/00.  
7 Ehrke-Rabel in Doralt/Ruppe, Grundriss des österreichischen Steuerrechts II7 (2014) 428.  
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betrachtet einen Vorteil bringt. Verkehrsteuern wollen an diesem Vorteil partizipieren, ohne 

dass dadurch der Abschluss eines Rechtsgeschäfts unmöglich gemacht wird.  

 

Historisch unterlag bereits ab 1850 nach dem Gebührengesetz die Übertragung unbeweglicher 

Sachen einer Immobiliargebühr. Nach dem Anschluss Österreichs an das deutsche Reich 1938 

wurde das Gebührengesetz 1850 durch verschiedene Gesetze ersetzt.8 Mit 1. Mai 1940 trat 

das deutsche Grunderwerbsteuergesetz 1940 in Kraft, welches die bis dato bestehenden Vor-

schriften ablöste. Am 15. Juli 1955 wurde dieses vom Grunderwerbsteuergesetz 1955 abge-

löst. Dieses enthielt nur geringe Änderungen im Vergleich zum Grunderwerbsteuergesetz 

1940.  

Nachdem der VfGH durch seine Erkenntnisse vom 10. Dezember 1986 und vom 10. März 

1987 die Tatbestände des § 1 Abs 1 Z 1 und Z 2 GrEStG 1955 sowie der § 1 Abs 2 GrEStG 

1955 aufgrund unsachlicher Befreiungsbestimmungen aufgehoben hatte, wurde am 2. Juli 

1987 das bis heute geltende Grunderwerbsteuergesetz 1987 erlassen.  

 

Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang, dass unentgeltliche Erwerbe von Grundstücken 

nicht seit jeher der Grunderwerbsteuer unterliegen. Grundstücksschenkungen waren vielmehr 

bis zum 31.07.2008 von der Erbschafts- bzw. Schenkungssteuer erfasst. Im Gegenzug waren 

sie nach § 3 Abs 1 Z 2 GrEStG von der Grunderwerbsteuer befreit. Nach der Aufhebung der 

Grundtatbestände des § 1 Abs 1 Z 1 und Z 2 ErbStG mit Erkenntnis des VfGH vom 15. Juni 

2007, G 23/07 wären unentgeltliche Grundstücksübertragungen nach dem 31.07.2008 zur 

Gänze steuerfrei gewesen. Um dies zu vermeiden hat sich der Gesetzgeber dazu entschlossen, 

die Befreiungsbestimmung des § 3 Abs 1 Z 2 GrEStG mit Wirkung vom 1. August 2008 

durch Art 4 SchenkMG 2008, BGBl I 2008/85, aufzuheben und im Gegenzug durch einige 

Befreiungsbestimmungen des ErbStG zu ersetzen. Ab dem 1. August 2008 unterliegen somit 

auch Schenkungen von inländischen Grundstücken der Grunderwerbsteuerpflicht.9    

2.2 Grundstücksbegriff 

2.2.1 Grundstück im Allgemeinen 

In § 2 GrEStG wird der Begriff des Grundstücks im Bereich des Grunderwerbsteuerrechts 

definiert. Das Grunderwerbsteuergesetz stellt dabei keine eigene Definition des Grundstücks 

zur Verfügung, sondern verweist vielmehr auf den Grundstücksbegriff im Sinne des bürgerli-

                                                             
8 VwGH 20. 8. 1996, 96/16/0104.  
9 Fellner, Doppelte Belastung inländischer Grundstücke mit Grunderwerbsteuer und Erbschafts- und Schen-
kungssteuer? SWI 2008, 310 (310). 
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chen Rechts. Dies erscheint insofern praktikabel, als das GrEStG bei der Besteuerung an 

Rechtsvorgänge des bürgerlichen Rechts anknüpft.  

Im ABGB wird zwar in mehreren Bestimmungen das Wort „Grundstück“ oder „Liegen-

schaft“ erwähnt, eine Definition dieses Begriffs erfolgt jedoch nicht. Hilfe verschafft in die-

sem Zusammenhang der § 5 Abs 1 des Allgemeinen Grundbuchsanlegungsgesetzes. Demnach 

sind Grundstücke, alle die im Grundkataster mit besonderen Nummern bezeichneten Teile der 

Erdoberfläche. Unter einer Liegenschaft werden die in einem Grundbuchskörper zusammen-

gefassten Grundstücke verstanden.  

Diese Definition wird nach dem deutschen BGB für den Begriff des Grundstücks herangezo-

gen. Das GrEStG 1987 verwendet dadurch einen engeren Grundstücksbegriff, als das ur-

sprüngliche auf das deutsche BGB verweisende GrEStG 1940. In der Praxis spielt diese un-

terschiedliche Begriffsbestimmung jedoch keine Rolle, da nach § 2 Abs 3 GrEStG auch meh-

rere zu einer wirtschaftlichen Einheit gehörende Grundstücke als ein Grundstück behandelt 

werden.10  

Nach dem Grundsatz „superficies solo cedit“ teilt alles, was mit einer Liegenschaft fest ver-

bunden ist, das rechtliche Schicksal der Liegenschaft.11 Daher werden Sachen, wenn sie mit 

der Liegenschaft in einer körperlichen Verbindung stehen, Teil der Liegenschaft. Zum Be-

standteil des Grundstücks gehören somit der gesamte natürliche Zuwachs (zB Gras, Bäume 

und Früchte, solange sie vom Grund und Boden nicht getrennt worden sind)12 und der künst-

liche Zuwachs, also all jener Zuwachs, der durch menschliche Tätigkeit zugeführt wird. Ins-

besondere Gebäude werden als künstlicher Zuwachs automatisch zum Bestandteil der Liegen-

schaft.13 Konsequenz dieses Grundsatzes ist, dass das Eigentum am Grund und Boden grund-

sätzlich nicht vom Eigentum am darauf errichteten Gebäude getrennt werden kann.  

Als Ausnahmen dieses Prinzips kennt das bürgerliche Recht das Superädifikat und das Bau-

recht. Nach § 435 ABGB gelten Superädifikate, also Gebäude auf fremdem Grund, die mit 

der Absicht errichtet werden nicht stets darauf zu verbleiben als bewegliche Sachen und damit 

nicht als Bestandteil des Grundstücks. Entscheidend für die Beurteilung, ob es sich bei dem 

Bauwerk um ein unselbständiges Gebäude oder ein selbständiges Superädifikat handelt, ist 

die Belassungsabsicht des Erbauers. Diese kann sich entweder aus dem äußeren Erschei-

nungsbild des Bauwerks oder aus der Vereinbarung zwischen Grundeigentümer und Errichter 

ergeben.14  

                                                             
10 VwGH 25. 6. 1964, 680, 681/63.  
11 Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 (2006) 322.  
12 § 295 ABGB.  
13 § 297 ABGB.  
14 OGH 23. 10. 1991, 3 Ob 119/93.  
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Das Baurecht gilt nach § 6 Abs 1 BauRG als eigene unbewegliche Sache. Ein auf Grund eines 

Baurechts erworbenes oder errichtetes Bauwerk wird dabei als Zugehör des Baurechts ange-

sehen und ist damit Bestandteil des Baurechts. Die Liegenschaft und das Baurecht stellen da-

bei zwei voneinander unabhängige unbewegliche Sachen dar. Der Grundeigentümer kann 

dementsprechend weiterhin über die Liegenschaft frei verfügen, sie veräußern oder belasten. 

Im Gegenzug ist auch der Baurechtsberechtigte für die Dauer des Baurechts Eigentümer des 

Gebäudes und kann über das Baurecht ebenso frei verfügen. Insbesondere ist es ihm möglich 

das Bauwerk unabhängig vom Grundstück zu belasten.15  

 

Nach dem zweiten Satz des § 2 Abs 1 GrEStG ist das Zugehör dem Grundstück zuzurechnen. 

Auch für die Definition des Zugehörs verweist das Grunderwerbsteuergesetz auf die Vor-

schriften des bürgerlichen Rechts. 

§ 294 ABGB bestimmt als das „Zugehör überhaupt“ dasjenige, was mit einer Sache „in fort-

dauernde Verbindung gesetzt wird“. Dazu gehört einerseits der natürliche und künstliche Zu-

wachs sowie andererseits Nebensachen, ohne welche die Hauptsache nicht gebraucht werden 

kann. Die Nebensache, welche zwar nicht Teil der Hauptsache, aber dieser zugeordnet ist und 

ihrem Gebrauch dient, wird als Zubehör oder Pertinenz der Hauptsache bezeichnet.16 

Eine Sache wird nach der Lehre dann zum Zubehör der Hauptsache, wenn folgende Voraus-

setzungen erfüllt sind:17 

1. Die Haupt- und Nebensache müssen denselben Eigentümer haben. Nach der Recht-

sprechung und Lehre ist diese Voraussetzung jedoch mittlerweile umstritten.18  

2. Die Nebensache muss für den Gebrauch der Hauptsache bestimmt sein. 

3. Zwischen der Haupt- und Nebensache muss ein gewisses Naheverhältnis bestehen.  

4. Die Verbindung zwischen der Haupt- und Nebensache muss eine dauernde sein. Sa-

chen, die nur vorübergehend mit dem Grundstück verbunden sind, wie Bauhütten oder 

Verkaufsbuden, gelten nicht als Zubehör.  

Die Zubehöreigenschaft endet jedenfalls mit dem Untergang der Haupt- oder Nebensache. Sie 

endet ebenso, wenn die Nebensache nicht mehr länger zum Gebrauch der Hauptsache geeig-

net ist, die Verbindung getrennt wird oder Hauptsache und Nebensache an verschiedene Per-

sonen veräußert werden.19  

                                                             
15 OGH 9. 6. 2009, 5 Ob 94/09 y.  
16 Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 247.  
17 Arnold/Arnold in Arnold/Arnold, Kommentar zum Grunderwerbsteuergesetz 19878 § 2 Rz 19.   
18 Siehe zB OGH 3. 3. 1981, 5 Ob 599/84, Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 249.  
19 VwGH 18. 11. 1932 F 337/1931.   
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Im Einzelfall kann die Abgrenzung zwischen Zuwachs, Bestandteil und Zubehör schwierig 

sein. Da § 294 ABGB Zuwachs, Bestandteil und Zubehör in dem Begriff des „Zugehörs“ zu-

sammenfasst, spielt die Unterscheidung in der Praxis jedoch für die Grunderwerbsteuer kaum 

eine Rolle, da das Zugehör allgemein dem Grundstück zugerechnet wird.  

2.2.2 Ausnahmen der Zurechnung zum Grundstück 

Nach § 2 Abs 1 GrEStG werden Maschinen und sonstige Vorrichtungen, wenn sie zu einer 

Betriebsanlage gehören, sowie Gewinnbewilligungen und Apothekengerechtigkeiten von der 

Zurechnung zum Grundstück ausgenommen.  

Es ist daher bei Maschinen und sonstigen Vorrichtungen zunächst zu prüfen, ob sie als Zuge-

hör einer Betriebsanlage anzusehen sind. Ob Maschinen und sonstige Vorrichtungen zu einer 

Betriebsanlage gehören, richtet sich nach der Art der Nutzung des Grundstücks. Bei land- 

oder forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken werden diese zur Bewirtschaftung des 

Grundstücks selbst gebraucht und zählen daher grundsätzlich als Zubehör zum Grundstück. 

Dient ein Grundstück gewerblichen Zwecken, ist zu unterscheiden, ob die Maschinen oder 

Vorrichtungen allein zur Verwirklichung des spezifischen Betriebszwecks dienen oder als 

bloße Gebäudeausstattungen fungieren. So werden nach der Rechtsprechung Beheizungs- und 

Belüftungsanlagen eines Hotels, Feuerlöschgeräte in einem Gasthaus sowie allgemein die 

Außenanlagen eines Gebäudes (Freitreppen, Terrassen, Geländer, Mauern) nicht als Gegen-

stände angesehen, die typischerweise einem bestimmten Betrieb dienen.20 Sie werden als all-

gemeine Gebäudeausstattung gewertet und damit als Zugehör dem Grundstück zugerechnet.21  

Das Hotelinventar und eine Spezialheizung, die in einem unmittelbaren Zusammenhang mit 

dem gewerblichen Betrieb steht, werden zu den Betriebsvorrichtungen gezählt und damit der 

Zurechnung zum Gebäude ausgenommen.  

2.2.3 Baurecht und Gebäude auf fremdem Boden 

Das Grunderwerbsteuergesetz stellt in § 2 Abs 2 Baurechte und Gebäude auf fremdem Boden 

den Grundstücken gleich.  

Wie bereits oben dargestellt werden nach dem bürgerlichen Recht, Baurechte und Gebäude 

auf fremden Böden nicht als Bestandteil eines Grundstücks angesehen. Diese stellen vielmehr 

eigenständige unbewegliche bzw bewegliche Sachen dar. Durch die Bestimmung des § 2 Abs 

2 GrEStG werden diese jedoch wiederum der Grunderwerbsteuer unterworfen.  

                                                             
20 VwGH 30. 3. 1977, 650/76; VwGH 19. 5. 1988, 87/16/0152; VwGH 23. 2. 1984, 83/16/0051.  
21 VwGH 31. 7. 2012, 2008/13/0117.  
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Der Begriff des Gebäudes auf fremdem Boden ist dabei nach dem VwGH als eigener steuer-

rechtlicher Begriff zu verstehen.22 Dieser erfasst einerseits Superädifikate iSd § 435 ABGB, 

andererseits Gebäude, die nach dem Grundsatz „superficies solo cedit“ dem Grundeigentümer 

gehören.23 

An diesen sonstigen Gebäuden auf fremdem Boden kann nach dem Zivilrecht kein Eigentum 

übertragen werden, da diese als Bestandteil des Grundstücks, im Eigentum des Grundeigen-

tümers stehen. Wird jedoch dem Erwerber an einem Gebäude eine derart weite Verwertungs-

möglichkeit eingeräumt, die ihn im Wesentlichen dem Grundeigentümer gleichstellt, unter-

liegt dieser Erwerbsvorgang ebenso der GrESt. Dies liegt insbesondere dann vor, wenn der 

Eigentümer dem Pächter erlaubt, auf eigene Rechnung ein Gebäude zu errichten und verwer-

ten zu können oder das Recht einräumt, ein bereits errichtetes Gebäude auf eigene Rechnung 

zu verwerten. 24 Insofern ist der Begriff des Gebäudes auf fremdem Boden im Zusammenhang 

mit der Bestimmung des § 1 Abs 2 zu lesen. Nur wenn dem Berechtigten durch die Einräu-

mung der Nutzungsberechtigung eine derartige Rechtsposition eingeräumt wird, dass dadurch 

ein Erwerbsvorgang nach § 1 Abs 2 erfüllt wird, kann auch von einem Gebäude auf fremden 

Boden gesprochen werden. 

 

Baurechte werden im Rahmen der Grunderwerbsteuer gemäß § 2 Abs 2 Z 1 ebenfalls den 

Grundstücken gleichgestellt. Ein Baurecht kann sowohl an einem unbebauten Grundstück, als 

auch an einem bereits bestehenden Bauwerk begründet werden. In letzterem Fall erlaubt das 

Baurecht dem Berechtigten das bestehende Gebäude durch ein anderes zu ersetzen. Nach § 3 

Abs 1 BauRG kann das Baurecht auf mindestens 10 Jahre und nicht mehr als 100 Jahre abge-

schlossen werden. Es kann dabei aber jederzeit verlängert werden. Das auf Grundlage des 

Baurechts errichtete Gebäude selbst, ist dabei nicht mit einem Superädifikat gleichzusetzen. 

Es wird vielmehr als Zubehör des Baurechts angesehen. 

2.2.4 Mehrheit von Grundstücken und Teile von Grundstücken 

Mehrere Grundstücke, die zu einer wirtschaftlichen Einheit gehören und Gegenstand eines 

einheitlichen Rechtsvorgangs sind, werden als ein einheitliches Grundstück behandelt (§ 2 

Abs 3 GrEStG).  

Für die Bestimmung des Begriffs der wirtschaftlichen Einheit ist das Bewertungsgesetz her-

anzuziehen.25 Ob mehrere Grundstücke eine wirtschaftliche Einheit bilden, ist demnach 

                                                             
22 VwGH 17. 3. 1983, 82/16/0125.  
23 Fellner in Fellner, Grunderwerbsteuer - Kommentar13 § 2 Rz 5a.  
24 Vgl Kapitel 4.1.2.4. a).  
25 VwGH 9. 7. 1992, 2001/16/0402.  
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grundsätzlich nach der Verkehrsauffassung zu entscheiden. Mehrere Grundstücke gelten ins-

besondere dann als ein Grundstück, wenn sie bei der Einheitswertfeststellung als eine wirt-

schaftliche Einheit bewertet werden.26 Der Einheitswertbescheid hat für die Beurteilung der 

wirtschaftlichen Einheit Bindungswirkung. Stehen die Grundstücke aber jeweils im Alleinei-

gentum von verschiedenen Personen können diese jedenfalls nicht als einheitliches Grund-

stück iSd § 2 Abs 3 GrEStG angesehen werden. Wird die wirtschaftliche Einheit durch meh-

rere Rechtsakte erworben unterliegt jeder Erwerbsvorgang in diesem Fall unabhängig von den 

anderen der GrESt. 

Werden in einem Rechtsvorgang nur ein oder mehrere Teile eines Grundstücks übertragen, so 

werden diese Teile ebenso als ein Grundstück behandelt (§ 2 Abs 3 letzter Satz). Als Teile 

eines Grundstücks sind jedoch nur reale Teile zu verstehen. Die Bestimmung findet daher 

insbesondere keine Anwendung auf Miteigentumsanteile. Dasselbe gilt auch für Liegen-

schaftsanteile, die mit dem Wohnungseigentum untrennbar verbunden sind.27  

2.3 Übersicht Erwerbsvorgänge 

Die Erwerbsvorgänge, welche die Grunderwerbsteuerschuld auslösen, sind in § 1 GrEStG 

aufgezählt. Allen Tatbeständen gemeinsam ist, dass ein Grundstück von einem Rechtsträger 

auf einen anderen übergeht.  

Der Grunderwerbsteuer unterliegen nach § 1: 

1. Rechtsgeschäfte, durch die ein Anspruch auf Übereignung eines Grundstücks begrün-

det oder übertragen wird, der Eigentumserwerb an einem Grundstück, ohne das die-

sem ein Verpflichtungsgeschäft vorangegangen ist und Abtretungsgeschäfte, durch die 

der Anspruch auf Übereignung weiter übertragen wird (Abs 1), 

2. Rechtsvorgänge, die es ohne Begründung eines Anspruchs auf Übereignung einem 

anderen ermöglichen, ein Grundstück auf eigene Rechnung zu verwerten (Abs 2),  

3. Rechtsvorgänge, durch die innerhalb von 5 Jahren 95% der Anteile an einer Personen-

gesellschaft, zu deren Vermögen ein Grundstück gehört, auf neue Gesellschafter über-

gehen (Abs 2a), 

4. Sowie Rechtsvorgänge, durch die 95% der Anteile an einer Gesellschaft, zu deren 

Vermögen ein Grundstück gehört, vereinigt oder übertragen werden (Abs 3).  

 

Die Tatbestände des Abs 1 erfassen zum einen Rechtsgeschäfte, die den Anspruch auf Über-

eignung des Grundstücks begründen, wie zB Kaufverträge und Verträge über die Einbringung 

                                                             
26 VwGH 18. 4. 1997, 96/16/0094.   
27 VwGH 3. 2. 1964, 105/63.  
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eines Grundstücks in eine Gesellschaft. Zum anderen fallen auch jene Eigentumserwerbe un-

ter Abs 1, denen kein Verpflichtungsgeschäft vorausgegangen ist. Zu denken ist dabei an Er-

werbe in Folge von Zwangsversteigerungen28, Enteignungen oder Erbschaften. Des Weiteren 

sind sogenannte „Zwischengeschäfte“, also Abtretungsgeschäfte, durch die der schuldrechtli-

che Anspruch auf Übereignung des Grundstücks übertragen wird, von Abs 1 erfasst. Dazu 

gehören zB die Abtretung eines Übereignungsanspruches, die Abtretung der Rechte aus ei-

nem verbindlichen Kaufanbot, die Abtretung einer Option oder die Abtretung des Anspruchs 

auf Übereignung. 

Zweck des Tatbestands des § 1 Abs 2 ist es, Rechtsvorgänge zu erfassen, welche es einer an-

deren Person ermöglichen, den Wert des Grundstücks auf eigene Rechnung nutzbar zu ma-

chen.29 Es handelt sich demnach um einen Ergänzungstatbestand zu Abs 1, der auch jene Er-

werbsvorgänge erfassen soll, die keinen Anspruch auf Übereignung oder Übertragung des 

Eigentums auslösen.  

Die Rechtsvorgänge des Abs 2a und Abs 3 sollen in erster Linie Steuerumgehungen dahinge-

hend verhindern, dass auch Rechtsgeschäfte, die sich bloß auf den Erwerb von Gesellschafts-

anteilen an einer grundstücksbesitzenden Gesellschaft beziehen, wie Grundstücksgeschäfte 

behandelt werden.  

 

Werden mehrere steuerpflichtige Erwerbsvorgänge zwischen denselben Personen abgeschlos-

sen, wird die Grunderwerbsteuer nur insoweit erhoben, als die Bemessungsgrundlage des spä-

teren Rechtsvorgangs die Bemessungsgrundlage des früheren Rechtsvorgangs übersteigt (§ 1 

Abs 4/5). Diese Bestimmungen sollen eine Doppelbesteuerung bei Grundstückserwerben zwi-

schen denselben Personen vermeiden. 

2.4 Entstehung der Grunderwerbsteuerschuld 

2.4.1 Allgemeines 

Grundsätzlich entsteht die Grunderwerbsteuerschuld sobald ein steuerpflichtiger Erwerbsvor-

gang verwirklicht wird (§ 8 Abs 1 GrEStG). Der Zeitpunkt der Verwirklichung des Erwerbs-

vorgangs ist dabei nicht immer der gleiche, sondern ist für jeden Tatbestand einzeln zu ermit-

teln.30 Der Abgabenanspruch entsteht ex lege, ein Festsetzen der Steuer durch die Abgaben-

behörde ist nicht erforderlich.31   

                                                             
28 VwGH 30. 5. 1994, 98/16/0061.  
29 VwGH 12. 2. 1986, 84/16/0186.  
30 VwGH 7. 5. 1962, 1896/61.  
31 VwGH 19. 9. 1972, 1054/72.  
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Bei Rechtsgeschäften, die einen Anspruch auf Übereignung begründen, wird der Erwerbsvor-

gang bereits durch das Verpflichtungsgeschäft verwirklicht. Die Vertragsparteien müssen 

dazu ihren Willen, ein Rechtsgeschäft abzuschließen, nach Außen gehörig kundgetan haben.32 

Für diesen Tatbestand ist daher der Zeitpunkt der Willenseinigung bzw bei einseitigen 

Rechtsgeschäften der Zugang der Erklärung entscheidend. In welcher Form das Rechtsge-

schäft abgeschlossen wird, ist nicht von Bedeutung. Auch eine mündliche Vereinbarung be-

gründet bereits den Anspruch auf Übereignung.33  

Die Steuerschuld entsteht daher zum Beispiel beim Kauf eines Grundstücks mit dem Ab-

schluss des Kaufvertrages bzw. bei einer Schenkung mit Abschluss des Schenkungsvertrags. 

Eine Ausnahme besteht hierbei für Schenkungsverträge auf den Todesfall. Für diese bestimmt 

§ 8 Abs 3 GrEStG, dass die Steuerschuld mit dem Tod des Geschenkgebers entsteht.  

Der Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld hat weitreichende Auswirkungen. Er ist für 

die Bemessungsgrundlage, den Steuersatz und die anwendbaren Steuerbefreiungen die 

Rechtslage zum Entstehungszeitpunkt entscheidend. Zusätzlich beginnt mit diesem Datum die 

Frist zur Vorlage der Abgabenerklärung bzw die Frist zur Anmeldung und Zahlung der Steu-

erschuld bei der Selbstberechnung. Auch die Verjährungsfrist beginnt ab diesem Zeitpunkt zu 

laufen.  

2.4.2 Auswirkungen von Bedingungen auf die Steuerschuld 

Ist ein dem Grunderwerbsteuergesetz unterliegender Rechtsvorgang vom Eintritt einer Bedin-

gung abhängig, so entsteht die Steuerschuld nach § 8 Abs 2 erst mit dem Eintritt der Bedin-

gung.  

Unter einer Bedingung iSd Abs 2 ist allerdings nur eine aufschiebende Bedingung zu verste-

hen.34 Wird eine hingegen eine bloße auflösende Bedingung vereinbart, entsteht das Rechts-

geschäft trotzdem im Zeitpunkt der Verwirklichung des Tatbestands.35 Ein Rechtsgeschäft 

wird unter einer auflösenden Bedingung abgeschlossen, wenn die Rechtswirkungen des Ge-

schäfts sofort eintreten, aber wieder aufhören, wenn ein ungewisses Ereignis eintritt.36 Auf-

schiebend ist eine Bedingung dann, wenn die Rechtswirkungen des Geschäfts erst mit dem 

ungewissen Ereignis eintreten. Bis zu diesem Zeitpunkt befindet sich das Rechtsverhältnis in 

einem Schwebezustand, währenddessen dem Käufer kein durchsetzbarer Anspruch auf Über-

                                                             
32 VwGH 29. 9. 1966, 493/66.  
33 VwGH 17. 12. 1970, 133/69.  
34 VwGH 16. 11. 1989, 89/16/0165.  
35 VwGH 19. 12. 1985, 85/16/0006.  
36 VwGH 7. 8. 2003, 2000/16/0322.  
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eignung des Grundstücks zukommt.37 Tritt die Bedingung somit gar nicht ein, kann es auch zu 

keiner Entstehung der Grunderwerbsteuerschuld kommen.  

Für die Beurteilung, ob es sich bei der zwischen den Parteien vereinbarten Bedingung um 

eine aufschiebende oder auflösende Bedingung handelt, ist das gesamte Vertragswerk für die 

Auslegung heranzuziehen.38  

Ein vereinbartes Rücktrittsrecht zum Beispiel ist nicht als aufschiebende, sondern als auflö-

sende Bedingung anzusehen.39 Die Geltendmachung des Rücktrittsrechts hat daher keinen 

Einfluss auf die Entstehung der Steuerschuld. Das gleiche gilt auch für die Vereinbarung ei-

nes Wiederkaufsrechts. Unter Umständen kann es allerdings zu einer Nichtfestsetzung der 

Steuer nach § 17 GrEStG kommen.  

Wird ein Grundstück mit der Abrede übereignet, dass das Grundstück erst mit der vollständi-

gen Kaufpreiszahlung erworben wird, liegt ebenso eine aufschiebende Bedingung vor. Da 

diese jedoch nicht das Verpflichtungsgeschäft, sondern das Verfügungsgeschäft betrifft, wird 

eine solche Vereinbarung nach der Meinung des VwGH nicht als aufschiebende Bedingung 

iSd § 8 Abs 2 angesehen.40  

Wird eine ursprünglich vereinbarte Bedingung nachträglich einvernehmlich nicht erfüllt, ent-

fällt die Bedingung. Die Steuerschuld entsteht in diesem Fall mit dem Zeitpunkt in dem Ein-

vernehmen über die Nichtanwendung der Bedingung hergestellt wird.  

 

2.4.1 Auswirkungen von Genehmigungen auf die Steuerschuld 

Dem Grunde nach führt eine rechtsgeschäftlich vereinbarte aufschiebende Bedingung zu dem 

gleichen Ergebnis wie ein Rechtsgeschäft, dass von der Genehmigung einer Behörde abhän-

gig ist. Dementsprechend bestimmt § 8 Abs 2 GrEStG, dass die Steuerschuld für genehmi-

gungspflichtige Erwerbsvorgänge erst mit der behördlichen Genehmigung entsteht. Wurde 

eine nach § 8 Abs 2 maßgebliche Genehmigung daher noch nicht erteilt, ist eine Abgabenfest-

setzung nicht möglich.  

Nach dem Wortlaut der Bestimmung sind nur Genehmigungen durch eine Behörde erfasst. Ist 

die Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts daher von einer sonstigen Genehmigung abhängig, 

würde die Entstehung der Steuerschuld nicht hinausgeschoben werden. In den meisten Fällen 

wird das Erfordernis der Genehmigung durch einen Dritten allerdings eine aufschiebende Be-

dingung darstellen, welche ebenso die Entstehung der Steuerschuld hinausschiebt.  

                                                             
37 BFH 11. 12. 2014, II R 26/12.  
38 VwGH 16. 11. 1989, 89/16/0165.  
39 VwGH 25. 10. 1999, 88/16/0148.  
40 VwGH 5. 9. 1985, 84/16/0117.  
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Als behördliche Genehmigungen iSd § 8 Abs 2 kommen insbesondere in Betracht die Ge-

nehmigung durch das Pflegschaftsgericht für Grundstücksgeschäfte von Minderjährigen und 

Pflegebefohlenen, die Genehmigung durch das Verlassenschaftsgericht im Verlassenschafts-

verfahren, die Genehmigung durch die Grundverkehrsbehörde sowie die Genehmigung durch 

die Wohnsiedlungsbehörde.  

Nach den Regeln des allgemeinen Privatrechts wirkt die Erteilung der Genehmigung auf den 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses zurück.41 Für die Festsetzung der Grunderwerbsteuer sind 

daher, anders als beim Vertragsabschluss unter einer aufschiebenden Bedingung, die Verhält-

nisse am Tag des Vertragsabschlusses maßgeblich.42 Die Steuerschuld entsteht daher zum 

Zeitpunkt der Genehmigung, es ist jedoch für die Berechnung des Steuersatzes und der Be-

messungsgrundlage die Rechtslage zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses heranzuziehen.  

3 Berechnung der Steuer 

3.1 Bemessungsgrundlage 

3.1.1 Allgemeines 

Die Grunderwerbsteuer ist gemäß § 4 Abs 1 GrEStG grundsätzlich vom Wert der Gegenleis-

tung zu berechnen. Der Begriff der Gegenleistung ist dabei ein dem GrEStG eigentümlicher 

Begriff, der über den Begriff der Gegenleistung im Zivilrecht hinausgeht. Was als Gegenleis-

tung zu verstehen ist, ist dabei in § 5 GrEStG nicht abschließend aufgezählt. Nach der Recht-

sprechung des VwGH ist darunter jede geldwerte Leistung zu verstehen, die vom Erwerber 

für den Erwerb des Grundstücks vom Veräußerer versprochen wird und alles, was der Käufer 

sonst aufwenden muss, um das Grundstück zu bekommen.43 Auch die Geldleistung eines 

Dritten ist zum Wert der Gegenleistung zu zählen, wenn die Leistung des Dritten in einem 

derart engen inneren Zusammenhang zur Übereignungsvereinbarung steht, das von einem 

einheitlichen Vorgang auszugehen ist.44 

Die Steuer ist zwar grundsätzlich vom Wert der Gegenleistung zu berechnen, liegt dieser je-

doch unter dem Grundstückswert, ist der Grundstückswert als Bemessungsgrundlage heran-

zuziehen. Der Grundstückswert stellt somit die Mindestbemessungsgrundlage für die Grund-

                                                             
41 VwGH 28. 3. 1958, 2088/57.  
42 VwGH 28. 1. 1993, 92/16/0120.  
43 VwGH 25. 8. 2005, 2005/16/0104.   
44 VwGH 18. 12. 1995, 95/16/0286.  
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erwerbsteuer dar.45 Der Begriff des Grundstückswerts wurde erst mit dem Steuerreformgesetz 

2015/16 eingeführt.  

Die Steuer ist außerdem in folgenden Fällen immer vom Grundstückswert zur berechnen:46 

1. Bei der Übertragung von 95% der Anteile an einer Personengesellschaft innerhalb von 

5 Jahren auf neue Gesellschafter, wenn zum Vermögen der Gesellschaft ein Grund-

stück gehört (§ 1 Abs 2a). 

2. Bei der Übertragung oder Vereinigung von 95% der Anteile an einer Gesellschaft, zu 

deren Vermögen ein Grundstück gehört, vereinigt oder übertragen werden (§1 Abs 3). 

3. Wenn eine Gegenleistung zwar vorhanden, diese aber nicht ermittelbar ist.  

4. Bei Vorgängen nach dem Umgründungssteuergesetz.  

5. Im Falle eines unentgeltlichen Erwerbs eines Grundstücks (§ 7 Abs 2 lit a).  

Nur in bestimmten in § 4 Abs 2 aufgezählten Erwerbsvorgängen betreffend land- und forst-

wirtschaftlicher Grundstücke ist die Steuer weiterhin vom einfachen Einheitswert zu berech-

nen.47 Es ist dabei jener einfache Einheitswert heranzuziehen, der vor der Verwirklichung des 

Erwerbsvorgangs zuletzt festgestellt wurde.  

3.1.2 Grundstückswert 

Die Berechnung der Steuer anhand des Grundstückswerts ist, als Ausnahme vom Grundsatz 

der Maßgeblichkeit der Gegenleistung, nur in den im Gesetz ausdrücklich geregelten Fällen 

anzuwenden. Da im Rahmen dieser Arbeit die unentgeltlichen Erwerbe von Grundstücken 

behandelt werden und für diese Fälle § 7 Abs 1 Z 2 lit a bestimmt, dass die Grunderwerbsteu-

er vom Grundstückswert zu berechnen ist, wird der Ermittlung des Grundstückswerts größere 

Beachtung geschenkt.  

Der Grundstückswert kann nach der Bestimmung des § 4 Abs 1 grundsätzlich anhand von 3 

verschiedenen Methoden berechnet werden. Als Grundstückswert gilt demnach:48 

1. Die Summe des hochgerechneten (anteiligen) dreifachen Bodenwerts gemäß § 53 

Abs 2 BewG und des (anteiligen) Werts des Gebäudes (=Pauschalwertmethode) o-

der 

2. Ein von einem geeigneten Immobilienpreisspiegel abgeleiteter Wert oder 

3. Der nachgewiesene gemeine Wert des Grundstücks im Zeitpunkt der Entstehung der 

Steuerschuld.  

                                                             
45 Petritz-Klar/Petritz, Steuerreform 2015/2016: Die Neuerungen in der Grunderwerbsteuer, taxlex 2015, 272 
(273). 
46 Varro, Zweifelsfragen zur Nutzfläche und Bruttogrundrissfläche, SWK 2016, 908 (909).   
47 Petritz-Klar/Petritz, Die unendliche Geschichte der Einheitswerte – Fortsetzung folgt (nicht)? Taxlex 2014, 
234 (234). 
48 Pülzl, Grunderwerbsteuer Neu: Aktuelles zur Grundstückswerteverordnung 2016, AFS 2015, 202 (202).  
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Für die Berechnung des Bodenwerts und die Ermittlung des Gebäudewerts enthält § 4 Abs 1 

GrEStG eine Verordnungsermächtigung des Bundesministers für Finanzen im Einvernehmen 

mit dem Bundeskanzler. Auf Basis dieser Ermächtigung wurde am 21.12.2015 die Grund-

stückswerteverordnung erlassen. Diese legt die Berechnungsmodalitäten für die Ermittlung 

des Bodenwerts und Gebäudewerts fest. Außerdem bestimmt sie welcher Immobilienpreis-

spiegel für die Kalkulation nach Variante 2 als geeignet anzusehen ist.  

Welche Methode zur Berechnung des Grundstückswerts herangezogen wird, bleibt dabei dem 

Steuerpflichtigen überlassen. Insbesondere kann er die für ihn günstigste Berechnungsart 

wählen.  

Die im Rahmen der Steuerreform neu geschaffenen Berechnungsformen der Pauschalwertme-

thode und die Ermittlung des Grundstückswerts anhand eines Immobilienpreisspiegels sollen 

den Steuerpflichtigen insofern entlasten, als dadurch ein kostspieliges Sachverständigengut-

achten für die Feststellung des Grundstückswerts nicht mehr zwingend erforderlich ist.49 Ob 

diese aber tatsächlich eine Vereinfachung für den Steuerpflichtigen darstellen darf bezweifelt 

werden. Einerseits kann die exakte Ermittlung des Grundstückswerts nach den neuen Berech-

nungsmethoden in einigen Fällen ebenfalls kompliziert und damit zeit- und kostenaufwendig 

sein. Andererseits wird jeder, der mit den so ermittelten Werten nicht zufrieden ist oder meint, 

dass der wahre Wert des Grundstücks geringer ist, zusätzlich ein Fachgutachten erstellen las-

sen.  

Fraglich ist in diesem Zusammenhang außerdem, ob Parteienvertreter aufgrund ihrer berufs-

rechtlichen Verpflichtungen dazu verpflichtet wären, die Steuer anhand aller Varianten zu 

berechnen, um zu prüfen, welche Variante für den Steuerpflichtigen am vorteilhaftesten ist.50 

Aufgrund der Komplexität der Berechnungsmethoden ist im Vorhinein kaum abzuschätzen 

welche der Berechnungsarten am günstigsten ist.  

3.1.3 Die Berechnung des Grundstückswerts anhand des dreifachen Boden-
werts und Gebäudewerts 

Die auch Pauschalwertmethode genannte Ermittlung des Grundstückswerts durch die Summe 

des dreifachen Bodenwerts mit dem Wert des Gebäudes stellt den Regelfall der Wertberech-

nung dar.51 § 2 der Grundstückswertverordnung bestimmt wie der Grundwert und der Gebäu-

dewert zu ermitteln sind.  

Für den Grundwert ist zunächst die Grundfläche mit dem dreifachen Bodenwert pro Quad-

ratmeter zu multiplizieren. Der Bodenwert ist dabei dem Einheitswertberechnungsblatt zu 

                                                             
49 ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 36.  
50 Varro, SWK 2016, 909.  
51 Brauner, Grunderwerbsteuer NEU ab 1. 1. 2016, VWT 2015, 334 (334).  
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entnehmen und wird auf Anfrage vom Finanzamt mitgeteilt.52 Beim Wohnungseigentum ent-

spricht die Grundfläche dem Nutzwertanteil.  

Der so ermittelte dreifache Bodenwert ist mit dem Hochrechnungsfaktor laut der Anlage des 

GrWV zu multiplizieren. Dieser Hochrechnungsfaktor ergibt sich aus der Relation zwischen 

dem durchschnittlichen Bodenwert pro Quadratmeter der jeweiligen Gemeinde und dem aktu-

ellen Verkehrswert. Er ist für jede Gemeinde bzw Stadtteil in Österreich explizit angegeben. 

Erstreckt sich ein Grundstück über mehrere Gemeinden oder Stadtteile ist für die auf die je-

weilige Gemeinde bzw Stadtteil entfallende Grundfläche der entsprechende Hochrechnungs-

faktor heranzuziehen. 

Die Formel für die Berechnung des Grundwerts lautet demnach: 
 

Grundwert = (anteilige) Grundfläche x dreifacher Bodenwert/Quadratmeter x 

Hochrechnungsfaktor  
 

Für die Ermittlung des Gebäudewerts wurde ausdrücklich nicht § 53 Abs 3 bis 6 BewG her-

angezogen, wonach sich der Wert des Gebäudes vom Neuherstellungswert ableitet.53 Dieser 

Wert ergibt sich nach § 53 a BewG durch einen in der Anlage des BewG festgelegten Durch-

schnittspreises pro Quadratmeter unter Berücksichtigung der Ausstattung des Gebäudes und 

seiner Bauweise. Der so ermittelte Wert ist entsprechend dem Alter des Bauwerks durch einen 

Abschlag für die technische Abnützung zu kürzen. Für die Bewertung von Mietwohngrund-

stücken, gemischt genutzten Gebäuden und offenen Hallen bestehen Sonderbestimmungen.  

Für den Gebäudewert nach der GrWV wurde eine ähnliche Bemessungsmethode entwickelt. 

Es ist die (anteilige) Nutzfläche bzw wenn diese nicht bekannt ist, die um 30% gekürzte Brut-

togrundrissfläche mit einem Baukostenfaktor zu multiplizieren. Der Baukostenfaktor berück-

sichtigt die durchschnittlichen Baukosten pro Quadratmeter, ermittelt durch Daten der Statis-

tik Austria und ist für jedes Bundesland individuell festgesetzt. Der in § 2 Abs 3 Z 2 GrWV  

angegebene Wohnbaufaktor ist nur für zu Wohnzwecken dienende Gebäude in vollem Aus-

maß heranzuziehen. Für alle anderen Gebäude ist der Baukostenfaktor, je nach Art des Ge-

bäudes, nur mit einem bestimmten Prozentsatz anzusetzen. Bei Fabriksgebäuden ist der Bau-

kostenfaktor im Ausmaß von 60%, für einfachste Gebäude (wie Glashäuser und Schrebergar-

tenhäuser) im Ausmaß von 25% und für alle anderen Gebäude mit 71,25% anzusetzen. Je 

nach Alter und Zustand des Gebäudes sind von diesem berechneten Faktor weitere Prozentab-

schläge vorzunehmen.   

Die Formel für die Berechnung des Gebäudewerts lautet demnach: 
 

                                                             
52 Fellner in Fellner, GrEStG13 § 4 Rz 29.  
53 Schimmer/Stückler, Update: Anteilsvereinigungen und –übertragungen nach dem AbgÄG 2015, ÖStZ 2015, 
455 (455).  
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Gebäudewert = (anteilige) Nutzfläche bzw Bruttogrundrissfläche x (eventuell 

gekürzten) Baukostenfaktor 
 

Handelt es sich bei einem Gebäude um ein abbruchreifes Gebäude ist kein Gebäudewert son-

dern nur der Grundstückswert zu ermitteln. Voraussetzung ist, dass das Gebäude nach objek-

tiver Anschauung weder für Wohn- noch für andere Zwecke nutzbar ist.54 Liegt zum Beispiel 

ein behördlicher Auftrag zum Abriss des Gebäudes vor, kann die Abbruchreife des Gebäudes 

angenommen werden. Die Abbruchkosten für das Gebäude können nur beim Nachweis des 

geringeren gemeinen Werts berücksichtigt werden. Ist aufgrund des Zustands des Bauwerks 

zwar die ursprüngliche Nutzung nicht mehr möglich, eignet es sich jedoch noch für andere 

Zwecke, ist es nach einer anderen Gebäudekategorie zu bewerten. Kann ein Gebäude zum 

Beispiel aufgrund seines Zustands zwar nicht mehr bewohnt, aber zum Beispiel noch als Büro 

genutzt werden, ist es als sonstiges Gebäude zu beurteilen (Ansatz mit 71,25% des Baukos-

tenfaktors). Ist das Bauwerk nur mehr für die Lagerung von Gegenständen zu verwenden, 

erfolgt ein Ansatz als einfachstes Gebäude. 

Die gleichen Grundsätze gelten auch für ein noch nicht fertiggestelltes Gebäude. Ist weder der 

Rohbau noch das Dach fertiggestellt, liegt kein Gebäude iSd Grundstückswerteverordnung 

vor und es ist kein Gebäudewert heranzuziehen.55 Sobald bei einem Bauwerk der Rohbau und 

das Dach errichtet wurden, kann das Gebäude als einfachstes Gebäude angesehen und bewer-

tet werden. Ab dem tatsächlichen Beginn der Nutzung oder ab Erfüllung der Voraussetzungen 

für die Benutzungsbewilligung/Fertigstellungsanzeige ist für das Gebäude ein Gebäudewert 

nach den allgemeinen Grundsätzen der GrWV zu ermitteln.56 Wird für ein noch im Bau be-

findliches Gebäude der geringere gemeine Wert als Bemessungsgrundlage gewählt, dann 

können die bisher angefallenen Herstellungskosten als gemeiner Wert herangezogen werden.  

 

Die Berechnung des Grundwerts stellt in den meisten Fällen kein Problem dar. Die Grundflä-

che lässt sich aus dem Grundbuch entnehmen, der Bodenwert kann elektronisch über Finanz-

Online angefragt werden und der Hochrechnungsfaktor ist in der Anlage des GrWV angege-

ben.  

Problematischer erscheint in diesem Zusammenhang jedoch die Ermittlung der genauen Nutz-

fläche bzw Bruttogrundrissfläche für die Bestimmung des Gebäudewerts. Zunächst bestimmt 

§ 2 Abs 3 Z 1 GrWV, dass die Nutzfläche nur dann herangezogen werden soll, wenn diese 

bekannt, also nach der Verordnung ermittelbar ist. Kann diese nicht anhand der GrWV be-

                                                             
54 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 4.3.1.  
55 Vgl § 10 Bauträgervertragsgesetz.   
56 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 4.4.  
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rechnet werden, ist die um 30% gekürzte Grundrissfläche heranzuziehen. In der Praxis wer-

den der Nutzwert und die Bruttogrundrissfläche als gleichwertige Alternativen betrachtet, 

sodass grundsätzlich ein Wahlrecht bestehen soll, ob für die Berechnung der Nutzwert oder 

die Bruttogrundrissfläche herangezogen wird.57 Aus den berufsrechtlichen Verpflichtungen 

ergibt sich jedoch, dass der Parteienvertreter die für den Steuerpflichtigen günstigste Bemes-

sungsgrundlage heranzuziehen hat. In der Praxis sind daher grundsätzlich immer beide Be-

rechnungsarten durchzuführen, wenn nicht im Vorhinein bekannt ist, welche Methode zum 

günstigeren Ergebnis führen wird. 

Die Nutzfläche wird in § 2 Abs 3 Z1 lit a GrWV definiert. Zunächst ist die gesamte Bodenflä-

che des Gebäudes abzüglich der Wandstärken sowie den in der Wand befindlichen Durchbre-

chungen und Ausnehmungen zu eruieren. Diese kann in den meisten Fällen aus dem Ein-

reichplan abgeleitet werden. Die Ermittlung der Nutzungsfläche von Einfamilienhäuser stellt 

somit meist kein Problem dar. 

Im Bereich des Wohnungseigentums ist die Berechnung problematischer. Nach dem Geset-

zeswortlaut ist nämlich die gesamte Bodenfläche des Gebäudes heranzuziehen. Damit sind 

auch die Gemeinschaftsflächen zu berücksichtigen. Der Einreichplan weist jedoch meist nur 

Nutzflächen der Wohnungen und Geschäftsräume aus, die Gemeinschaftsflächen sind im Re-

gelfall nicht dargestellt.58 Die Berechnung der Nutzfläche stellt somit einen erheblichen 

Mehraufwand im Bereich des Wohnungseigentums dar.  

Die Grundstückswertverordnung schafft dadurch Erleichterung, dass Treppen, offene Balko-

ne, Terrassen und unausgebaute Dachräume nicht in die Ermittlung miteinzubeziehen sind. 

Fraglich ist jedoch, ob die Ausklammerung dieser Flächen sachlich gerechtfertigt ist. Konse-

quenz ist nämlich, dass ein Haus mit Wohnungen ohne Terrassen oder Balkone denselben 

Gebäudewert hat, wie ein Haus mit Terrassen oder Balkone. In der Realität wird der Ver-

kehrswert eines Gebäudes durch Terrassen oder Balkone jedoch erheblich erhöht.  

Einen Sonderfall stellen in diesem Zusammenhang Loggien dar. Nach dem OGH ist eine 

Loggia ein „an einer Seite offener sonst aber an fünf Seiten von Mauerwerk oder ähnlich 

massiver Begrenzungswand umgebener Raum“.59 Nach der Nutzflächendefinition des WEG 

sind Loggien vollständig zu berücksichtigen. Da sich die Definition des GrWV an die des 

WEG anlehnt, ist daher wohl auch bei der Berechnung der Nutzfläche nach dem GrWV eine 

                                                             
57 Varro, SWK 2016, 909.  
58 Vgl § 19 Abs 2 Z 3 NÖ BauO.  
59 OGH 11. 3. 1986, 526/85.  
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Loggia einzubeziehen.60 Geht die Loggia in einen offenen Balkon oder Terrasse über, ist jener 

Teil, der nicht von fünf Seiten umschlossen ist, nicht zu berücksichtigen.61  

Auch die Fläche eines Kellers ist zu der Nutzfläche hinzuzurechnen. Ein Keller liegt dabei 

nach dem GrWV vor, wenn es sich um eine bauliche Anlage handelt, die ganz oder überwie-

gend unter dem angrenzenden Geländeniveau liegt.62 Die Fläche des Kellers ist jedenfalls nur 

mit 35% anzusetzen. Kann man nachweisen, dass der Keller nur zu einem geringeren Anteil 

als 35% für Wohn- und Geschäftszwecke genutzt werden kann, kann auch ein unter 35% lie-

gender Anteil für die Nutzfläche einbezogen werden. Der Nachweis kann durch ein Gutachten 

oder sonstige Beweismittel erfolgen.63 Ist der Keller zu mehr als 35% für Wohn- und Ge-

schäftszwecke geeignet, bleibt es beim Ansatz mit einem Anteil von 35%. Die weite Definiti-

on des Kellers in der GrWV führt außerdem dazu, dass auch Souterrain- und Tiefparterre-

wohnungen sowie Geschäftslokale nur mit 35% der Nutzfläche angesetzt werden.  

Auch Garagen oder Kraftfahrzeugabstellplätze sind für die Berechnung der Nutzfläche zu 

berücksichtigen, aber wiederum nur mit einem Ausmaß von 35% anzusetzen. Kraftfahrzeug-

abstellplätze im Freien, welche keinen Schutz vor der Witterung bieten, sind für die Ermitt-

lung des Grundstückswerts nicht zu berücksichtigen. Für einen Kraftfahrzeugabstellplatz im 

Gebäude ist nach der BMF-Info zur Grunderwerbsteuer außerdem ein pauschaler Ansatz von 

12 m2 für die Nutzfläche bzw 17 m2 für die Bruttogrundrissfläche möglich.64 Auch für diesen 

ist der Baukostenfaktor des Gebäudes maßgeblich.  

Nach dem Wortlaut der Verordnung kommt es derzeit zu einer doppelten Begünstigung von 

Parkhäusern.65 Da diese wohl als Garagen im Sinne des § 2 Abs 3 Z 1 lit a letzter Satz anzu-

sehen sind, müsste für die Nutzfläche lediglich eine Fläche von 35% der gesamten Bodenflä-

che angesetzt werden. Handelt es sich bei dem Parkhaus darüber hinaus auch noch um ein 

einfachstes Gebäude iSd § 2 Abs 3 Z 3 lit c (was zB beim Fehlen von Heizung, Wasser und 

Außenmauern anzunehmen ist) müssten von diesem Wert wiederum nur 25% anzusetzen sein. 

Der Grundstückswert würde demnach nur 8,75% (25% von 35%) eines durchschnittlichen 

Objekts mit einem 100%-igen Baukostenfaktor betragen. Die Finanzverwaltung hat zu diesem 

Fall bereits in der BMF-Info zur Grunderwerbsteuer Stellung bezogen. Nach Meinung der 

Finanzverwaltung schließt der pauschale Nutzflächenansatz von 35% den Abschlag vom 

Baukostenfaktor für einfachste Gebäude aus.66 Es ist jedoch sehr fraglich, ob die Rechtsan-

                                                             
60 Varro, SWK 2016, 911.  
61 Siehe LGZ Wien 22. 5. 1984, 41R 303/84; LGZ Wien 16. 10. 1984, 41 R 932/84.  
62 § 2 Abs 3 Z 1 letzter Satz GrWV.  
63 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 4.5.1.  
64 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 4.6.2.  
65 Varro, SWK 2016, 913.  
66 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 4.6.1.  
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sicht des BMF der tatsächlichen Rechtslage entspricht. Im Wortlaut dieser Bestimmung ist 

der Ausschluss des Bauartabschlags beim Ansatz mit 35% der Nutzfläche nicht enthalten. 

 

Kann die Nutzfläche nach dem Pauschalwertmodell nicht berechnet werden, ist für die Be-

rechnung des Gebäudewerts die um 30% gekürzte Bruttogrundrissfläche mit einem Baukos-

tenfaktor zu multiplizieren. Die Grundrissfläche ergibt sich dabei aus der Fläche zwischen 

den Außenwänden eines Geschosses. Ein unausgebauter Dachboden ist wiederum nicht in die 

Berechnung miteinzubeziehen. Die Fläche einer Garage ist nur zur Hälfte für die Brutto-

grundrissfläche zu berücksichtigen.  

Auch für die Ermittlung der Grundrissfläche eines Kellergeschosses ist nur die Hälfte der Flä-

che anzusetzen. Nach dem Pauschalabzug von 30% kommt es daher für Kellerbereiche eben-

so wie bei der Nutzfläche zu einer Berücksichtigung von 35% (70% von 50%) der Fläche. 

Der Keller ist allerdings auch dann mit 50% anzusetzen, wenn dieser nicht oder nur zu einem 

geringeren Ausmaß für Wohn- und Geschäftszwecke geeignet ist. Für die Berechnung des 

Gebäudewerts eines Kellers wird daher im Regelfall die Ermittlung anhand der Bruttogrund-

rissfläche günstiger sein, wenn dieser nachweislich nicht für Wohn- und Geschäftszwecke 

geeignet ist.  

 

Im Vorfeld der Steuerreform 2015/2016, als die Novellierungen im Bereich des GrEStG be-

reits bekannt waren, die Grundstückswertverordnung jedoch noch nicht erlassen wurde, er-

schien es zweifelhaft, ob das Abstellen auf den dreifachen Bodenwert und Gebäudewert für 

die Ermittlung des Grundstückswerts verfassungskonform sein werde.67 Würde der Grund-

stückswert durch diese Berechnungsmethode im Einzelfall erheblich vom Wert der Gegen-

leistung abweichen, würde wiederum ein Missverhältnis vorliegen, welches den VfGH bereits 

einmal dazu bewogen hat, den dreifachen Einheitswert als Grundlage für die Bemessung der 

Grunderwerbsteuer als verfassungswidrig aufzuheben.68  

Diese Bedenken wurden durch die Grundstückswertverordnung weitgehend zerstreut. Meiner 

Ansicht nach wurden durch die GrWV ausreichende Parameter festgelegt um auf regionale 

und individuelle Besonderheiten der Grundstücke einzugehen. Natürlich ist auch die GrWV 

keineswegs frei von Schwächen und kann bestimmte einzelfallbezogene Besonderheiten nicht 

berücksichtigen. Gerade im Bereich der Abschläge und bei den Multiplikatoren besteht noch 

erhebliches Verbesserungspotential.69 

                                                             
67 Schimmer/Stückler, ÖStZ 2015, 455.  
68 Siehe VfGH 27. 11. 2012, G 77/12.   
69 Siehe Goldhahn, Stellungnahme zu einer Verordnung des Bundesministers für Finanzen betreffend Festlegung 
der Ermittlung des Grundstückswertes, 2. 12. 2015, BMF-010200/0032-I/4/2015, 
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So werden die Hochrechnungsfaktoren meist nur für die jeweiligen Gemeinden bzw in Wien 

für die einzelnen Bezirke festgelegt. Gerade in Wien erscheint diese Pauschalierung proble-

matisch, da zB in großen einwohnerstarken Bezirken starke räumliche Unterschiede bei den 

Liegenschaftswerten bestehen. Eine stärkere örtliche Differenzierung für die Hochrechenfak-

toren wäre daher wünschenswert. In der Verordnung werden außerdem etwaige auf dem 

Grundstück liegende Belastungen nicht berücksichtigt. Es gibt weder Abschläge für Wohn- 

oder Fruchtgenussrechte noch andere grundwertmindernde Dienstbarkeiten. Auch mietrecht-

liche und förderungsrechtliche Einschränkungen wurden im Rahmen der Bewertung nicht 

berücksichtigt. So enthält die GrWV keine Abschläge für Mietzinsbeschränkungen, obwohl 

diese großen Einfluss auf die Einnahmemöglichkeiten und damit auch auf den Wert des 

Grundstücks haben. Die an die Bemessungsgrundlage gestellten Anforderungen: „transparen-

te und nachvollziehbare Ermittlung, unstrittig und vorhersehbar, hoher Grad an Objektivie-

rung, Erhalt der Selbstberechnungsquote und Verfassungskonformität“70, kann die Grund-

stückswertverordnung nur zum Teil erfüllen.  

Eine Problematik der Verfassungskonformität sollte trotzdem zum heutigen Stand nicht gege-

ben sein. Für die Zukunft ist eine solche allerdings nicht auszuschließen. Insbesondere müsste 

die Verordnung im Laufe der Zeit gerade im Bereich der Hochrechnungsfaktoren an aktuelle 

Wertveränderungen angepasst werden. Leider enthält die GrWV keine Regelung in Bezug auf 

eine laufende Anpassung dieser Faktoren.  

3.1.4 Die Berechnung des Grundstückswerts anhand des Immobilienpreisspie-
gels 

Alternativ zur Berechnung des dreifachen Bodenwerts und Gebäudewerts kann der Grund-

stückswert aus einem geeigneten Immobilienpreisspiegel abgeleitet werden.  

Im Rahmen der Verordnungsermächtigung nach § 4 Abs 1 GrEStG wurde in § 3 der Grund-

stückswertverordnung festgelegt welcher Immobilienpreisspiegel als für die Ermittlung des 

Grundstückswerts als geeignet anzusehen ist. Für Erwerbsvorgänge, für welche die Grunder-

werbsteuerschuld vor dem 1. Jänner 2017 entsteht, ist der Immobilienpreisspiegel der Wirt-

schaftskammer Österreich, Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder heranzu-

ziehen. Entsteht die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2016 ist der Grundstückswert an-

hand der Immobiliendurchschnittspreise der Statistik Österreich zu berechnen. Diese Durch-

schnittspreise basieren auf dem von der Statistik Österreich erstellten Preisindex für selbst 

                                                                                                                                                                                              
http://www.kwt.or.at/PortalData/1/Resources/dlc_steuerfachsenat/Stellungnahme_zum_Entwurf_der_Grundstue
ckswert-VO_2016.pdf (Stand 30. 9. 2016) 
70 Bodis/Fiala/Lattner/Ofner, Änderungen im Grunderwerbsteuergesetz, in Mayr/Lattner/Schlager (Hrsg), SWK-
Spezial: Steuerreform 2015/16 (2015) 86 (91).  
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genutztes Wohneigentum sowie dem Immobilienpreisindex. Da der Immobilienpreisspiegel 

der Statistik Österreich noch nicht fertiggestellt wurde, kann über diesen zum jetzigen Zeit-

punkt noch keine Aussage getroffen werden  

Sowohl bei der Ermittlung des Grundstückswerts nach dem Immobilienpreisspiegel der Wirt-

schaftskammer als auch nach den Immobiliendurchschnittspreisen der Statistik Österreich ist 

der ermittelte Wert um einen Abschlag von 28,75% zu kürzen. Dies soll verhindern, dass re-

gionale Schwankungen zu überhöhten Ergebnissen führen.71  

Der Immobilienpreisspiegel der Wirtschaftskammer wird jährlich aktualisiert und gibt pro 

Bezirk Werte je nach Grundstücks- oder Gebäudeart an. Nach der GrWV soll, mit Maßgeb-

lichkeit des Entstehens der Grunderwerbsteuerschuld, immer der jeweils letztveröffentlichte 

Immobilienpreisspiegel herangezogen werden. Meist wird der Immobilienpreisspiegel mit 

Mai eines jeden Jahres veröffentlicht. Der Immobilienpreisspiegel 2015 ist damit für alle Er-

werbsvorgänge ab 1.1.2016 bis zum Veröffentlichungsdatum des Immobilienpreisspiegels 

2016 zur Berechnung des Grundstückswerts heranzuziehen.  

Zu beachten ist, dass eine Bewertung nach dem Immobilienpreisspiegel nur dann erfolgen 

kann, wenn das zu bewertende Grundstück einer Objektkategorie zugerechnet werden kann 

und den vorgegebenen Parametern entspricht.72 So können zum Beispiel betrieblich genutzte 

Grundstücke, auf denen sich ein Fabriksgebäude befindet, oder Superädifikate nicht nach dem 

Immobilienpreisspiegel bewertet werden. Für derartige Fälle bleibt daher nur mehr die Ermitt-

lung des Grundstückswerts durch das Pauschalwertmodell oder der Nachweis des geringeren 

gemeinen Werts. 

3.1.5 Nachgewiesener gemeiner Wert 

Neben der Ermittlung des Grundstückswerts nach dem Pauschalwertmodell oder durch einen 

geeigneten Immobilienpreisspiegel, hat der Steuerpflichtige die Möglichkeit den geringeren 

gemeinen Wert des Grundstücks nachzuweisen.  

Der gemeine Wert ist dabei nicht mit dem Verkehrswert gleichzusetzen. Nach § 10 Abs 2 und 

3 BewG wird der gemeine Wert durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen Geschäfts-

verkehr nach der Beschaffenheit des Wirtschaftsguts bei einer Veräußerung zu erzielen wäre. 

Für die Bestimmung des gemeinen Werts sind dabei ungewöhnliche oder persönliche Ver-

hältnisse nicht zu berücksichtigen. Darin liegt auch der wesentliche Unterschied zum Ver-

kehrswert. Für den Verkehrswert gilt die Außerachtlassung von ungewöhnlichen und persön-

lichen Verhältnissen nicht. Etwaige Fruchtgenussrechte, Wohnrechte, Vorkaufsrechte und 
                                                             
71 Bodis/Fiala/Lattner/Ofner in Mayr/Lattner/Schlager 94.  
72 Bundesministerium für Finanzen, Erläuterungen Grundstückswertverordnung, 
https://www.bmf.gv.at/steuern/GrWV_2016_EB.pdf (Stand 30. 9. 2016).  
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Veräußerungsverbote mit denen das Grundstück belastet ist, sind daher für die Ermittlung des 

gemeinen Werts nicht zu berücksichtigen. Dadurch kann es teilweise zu gravierenden Unter-

schieden zwischen dem gemeinen Wert und dem Verkehrswert kommen, da derartige Ver-

hältnisse den Verkehrswert eines Grundstücks wesentlich beeinflussen können. 

Auf welche Art und Weise der geringere gemeine Wert nachgewiesen wird, steht dem Steuer-

pflichtigen grundsätzlich frei. Erfolgt der Nachweis durch ein Gutachten eines gerichtlich 

beeideten und zertifizierten Immobiliensachverständigen, wird die Richtigkeit des festgestell-

ten Werts vermutet. Es kommt daher zur Beweislastumkehr und das zuständige Finanzamt 

muss im Falle des Zweifels an der Richtigkeit des Gutachtens den Nachweis erbringen, dass 

das Gutachten falsch ist. Ein Gutachten iSd § 4 Abs 1 letzter Satz liegt dann vor, wenn bei der 

Beurteilung des gemeinen Werts die Voraussetzungen des § 9 und § 10 Liegenschaftsbewer-

tungsgesetz beachtet wurden. Jeder sonstige Nachweis des gemeinen Werts unterliegt der 

freien Beweiswürdigung. So führt auch ein „Kurzgutachten“ nicht zur Beweislastumkehr, 

sondern ist wie ein Gutachten, das von einer anderen Person als einem Immobiliensachver-

ständigen erstellt wird, nur im Rahmen der  freien Beweiswürdigung zu berücksichtigen.73  

§ 4 Abs 1 letzter Absatz bestimmt, dass der gemeine Wert des Grundstücks nur als Bemes-

sungsgrundlage für die GrESt herangezogen werden kann, wenn dieser geringer ist als der 

Grundstückswert. Der Steuerpflichtige müsste daher nach dem Wortlaut der Bestimmung 

nicht nur den gemeinen Wert des Grundstücks nachweisen, sondern auch darlegen, dass die-

ser geringer ist als der als der nach der GrWV ermittelte Grundstückswert.74 Wird der nach-

gewiesene gemeine Wert gegenüber dem Finanzamt in Anspruch genommen, ist jedoch da-

von auszugehen, dass der Steuerpflichtige eine Vergleichsrechnung angestellt hat und der 

nachgewiesene gemeine Wert tatsächlich geringer ist. Die entsprechende Vergleichsrechnung 

ist nur bei ausdrücklichem Verlangen des Finanzamtes zu erbringen.   

Da den Steuerpflichtige die Nachweispflicht trifft, ist die zuständige Finanzbehörde nicht da-

zu verpflichtet zu prüfen, ob der bekannt gegebene gemeine Wert tatsächlich geringer ist als 

der nach dem Pauschalwertmodell ermittelte oder von einem geeigneten Immobilienpreis-

spiegel abgeleitete Wert.  

3.2 Steuersatz 

Durch das SteuerrformG 2015/16 wurden auch die für die Grunderwerbsteuer zur Anwen-

dung kommenden Steuersätze neu geregelt. Vor dem 1.1.2016 kam ein begünstigter Steuer-

satz von 2% nur zur Anwendung, wenn ein Grundstück innerhalb des Familienkreises erwor-

                                                             
73 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 3.16.  
74 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 3.14.  
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ben wurde. Jede sonstige Grundstücksübertragung unterlag dem Steuersatz von 3,5%.75 Mit 

der Steuerreform 2015/16 wurde dieses Konzept aufgegeben und zugunsten der Unterschei-

dung zwischen entgeltlichen, teilentgeltlichen und unentgeltlichen Erwerben ersetzt. 

Für unentgeltliche Erwerbe sowie für den unentgeltlichen Teil bei teilentgeltlichen Erwerben 

wurde ein neuer Staffeltarif eingeführt (§ 7 Abs 1 Z 2 lit a). Die Höhe des Steuersatzes richtet 

sich dabei nach der Höhe des Grundstückswertes und beträgt: 

 

Für die ersten 250.000 EUR (Grundstückswert von 0 - 250.000 EUR) 0,5% 

Für die nächsten 250.000 EUR (Grundstückswert von 250.001 - 

400.000 EUR) 

2,0% 

Darüber hinaus (ab 400.001 EUR) 3,5% 

 

Bei entgeltlichen Erwerben sowie für den entgeltlichen Teil bei teilentgeltlichen Erwerben 

kommt ein Steuertarif von 3,5% zur Anwendung. Darüber hinaus wurden besondere Steuers-

ätze für Umgründungsvorgänge und Vorgänge nach § 1 Abs 2a und 3 eingeführt.  

 

Einen Sonderfall nehmen auch Grundstücke ein, die im Rahmen eines begünstigten Betriebs-

übergangs iSd § 3 Abs 1 Z 2 übertragen werden. Für diese kommt grundsätzlich nach dem 

Abzug des Betriebsfreibetrags auf den entgeltlichen Anteil der Normaltarif von 3,5% bzw auf 

den unentgeltlichen Teil der Staffeltarif zur Anwendung. Wurde das Grundstück unentgeltlich 

erworben und ist die Grunderwerbsteuer damit nach dem Staffeltarif zu berechnen, soll sie 

maximal 0,5% des Grundstückswerts (ohne Abzug des Betriebsfreibetrags) betragen. Diese 

Begrenzung begünstigt damit vor allem die Übergabe von Betriebsgrundstücken mit einem 

hohen Grundstückspreis.76  

Durch diese besonderen Steuertarife und Erweiterungen im Bereich der Begünstigungen und 

Befreiungen will der Gesetzgeber, die durch die Erhöhung der Bemessungsgrundlage erhöhte 

Steuerbelastung, abfedern.77 

                                                             
75 Keppert, Die steuerlichen Neuerungen ab 2016, SWK 2016, 74 (79).  
76 Pülzl, Steuerreform 2015/2016: Die neue Grunderwerbsteuer, FJ IV/2015, 199 (202).  
77 ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 35.  
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4 Unentgeltliche Zuwendungen 

4.1 Zuwendungen an natürliche Personen 

4.1.1 Unentgeltliche Erwerbe im Allgemeinen 

Durch das Steuerreformgesetz 2015/16 sollen unentgeltliche Erwerbe gegenüber entgeltlichen 

Erwerben dadurch begünstigt werden, dass für sie der oben erwähnte Staffeltarif zur Anwen-

dung kommt.78 Es ist daher für den Bereich des Grunderwerbsteuergesetzes notwendig unent-

geltliche und entgeltliche Erwerbe explizit zu definieren.   

Das Grunderwerbsteuergesetz regelt in § 7 Abs 1 Z 1, wann ein Erwerb als unentgeltlich, teil-

entgeltlich oder als entgeltlich anzusehen ist. Ein unentgeltlicher Erwerb liegt danach im All-

gemeinen vor, wenn der Wert der Gegenleistung weniger als 30% des Grundstückswerts be-

trägt. Liegt der Wert der Gegenleistung zwischen 30% und 70% liegt ein teilentgeltlicher Er-

werb vor. Im Bereich der Teilentgeltlichkeit ist für die Ermittlung des Tarifs die Bemessungs-

grundlage in einen unentgeltlichen und entgeltlichen Anteil aufzuteilen. Beträgt der Wert der 

Gegenleistung mehr als 70%, liegt ein entgeltlicher Erwerb vor. 

 

Unentgeltlich Gegenleistung 30% Staffeltarif 

Teilentgeltlich Gegenleistung > 30% und 70% Aufteilung im Verhältnis 

unentgeltlich/entgeltlich 

Entgeltlich Gegenleistung > 70% 3,5% 

 

Durch den Ansatz von weniger als 30% des Grundstückswerts soll verhindert werden, dass 

geringe Gegenleistungen zum Verlust des günstigen Staffeltarifs führen. Für die Beurteilung 

der Unentgeltlichkeit iSd § 7 Abs 1 Z 1 ist es daher nicht entscheidend, welcher Tatbestand 

durch den Erwerbsvorgang erfüllt wird. Nur der Wert der Gegenleistung ist in diesen Fällen 

maßgeblich.  

Zusätzlich enthält § 7 Abs 1 Z 1 in seinen Literas b und c Unentgeltlichkeitsfiktionen für 

Grundstückserwerbe von Todes wegen oder Erwerbe im Familienkreis. In diesen Fällen wird 

für die Berechnung des Steuersatzes fingiert, dass ungeachtet der Höhe der Gegenleistung 

immer ein unentgeltlicher Erwerb vorliegt.  

 

Im Vorfeld der Steuerreform 2015/2016 stellte sich für viele Steuerpflichtige, die ein Grund-

stück verschenken wollten, die Frage, ob sich im Rahmen der Grunderwerbsteuer die Steuer-

                                                             
78 ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 37.  
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situation für sie verschlechtern oder verbessern würde. Um zu prüfen, ob es zweckmäßiger ist 

das Grundstück noch in 2015 oder erst nach der Durchführung der Reform in 2016 zu über-

tragen, musste die alte Rechtslage mit der neuen Rechtslage verglichen werden.  

Für Erwerbsvorgänge vor dem 1.1.2016 ist zu unterscheiden: Für die Übertragung von Immo-

bilien an nahe Verwandte ist als Bemessungsgrundlage der dreifache Einheitswert, maximal 

jedoch 30% des gemeinen Werts heranzuziehen. Der Steuersatz beträgt in diesen Fällen 2%. 

Erfolgt die unentgeltliche Übertragung an einen Fremden, also nicht an eine Person iSd § 7 

Abs 1 Z 1 und 2 alter Rechtslage, sind die gemeinen Werte für die Bemessung der Steuer her-

anzuziehen. Zusätzlich kommt ein Tarif von 3,5% zur Anwendung.  

Nimmt man an, dass der zu ermittelnde neue Grundstückswert weitgehend dem Verkehrswert 

entspricht, ist eine unentgeltliche Übertragung an Fremde ab 1.1.2016 jedenfalls vorteilhafter. 

Durch den Staffeltarif kommt es zB für ein Grundstück mit einem Verkehrs-

wert/Grundstückswert von EUR 400.000,- zu einer Steuerersparnis von EUR 9.750,- (Steuer 

nach neuer Rechtslage: EUR 4.250,- im Vergleich zu einer Steuer nach alter Rechtslage von 

EUR 14.000,-), wenn auf Basis der neuen Rechtslage übertragen wird.79  

Schwieriger ist der Vergleich im Bereich der unentgeltlichen Übertragung an nahe Angehöri-

ge iSd § 7 Abs 1 Z 1 und 2 alter Rechtslage. Für diese Fälle lässt sich leider kein pauschales 

Urteil abgeben, ob sich die Steuersituation ab 2016 verschlechtert oder verbessert hat. Unter 

Zuhilfenahme einer Formel, die das Verhältnis von Einheitswert und Grundstückswert sowie 

die Anwendung des neuen progressiven Staffeltarifs berücksichtigt, lässt sich aber auch hier 

für den Einzelfall relativ einfach ermitteln, ob es durch die Steuerreform 2015/2016 zu einer 

Steuerentlastung oder Belastung kommt. 

Dazu ist zunächst der Grundstückswert anhand der neuen Berechnungsmethoden zu ermitteln. 

Von diesem ausgehend ist ein Vergleich anhand einer der folgenden Formeln durchzuführen: 

 

Grundstückswert Berechnung 

Bis EUR 250.000,- Einheitswert < Grundstückswert x 0,0833 

Über 250.000,- bis EUR 400.000,- Einheitswert < Grundstückswert x 0,333 – 62.500 

Über 400.000,- Einheitswert < Grundstückswert x 0,583 – 162.500 
80 

Ist der so ermittelte Wert kleiner als der Einheitswert des Grundstücks, ergibt sich durch die 

Rechtslage ab 1.1.2016 eine Steuerentlastung. Umgekehrtes gilt, sollte der berechnete Wert 

größer sein als der Einheitswert des Grundstücks. In diesem Fall führt die Steuerreform 

                                                             
79 Wolf, Wer heuer noch sein Grundstück verschenken sollte, SWK 2015, 1440 (1443).  
80 Wolf, SWK 2015, 1444.  
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2015/2016 zu einer Verschlechterung der Steuersituation für den Grunderwerbsteuerpflichti-

gen und eine Übertragung vor 2016 wäre vorteilhafter gewesen.  

4.1.2 Tatbestände im Zusammenhang mit unentgeltlichen Zuwendungen 

4.1.2.1 Rechtsvorgänge, die auf den Erwerb des Eigentums gerichtet sind (§ 1 
Abs 1 Z 1) 

§ 1 Abs 1 Z 1 GrEStG normiert die Steuerpflicht für Kaufverträge und andere Rechtsgeschäf-

te, durch die ein Anspruch auf Übereignung eines Grundstücks begründet wird.  

Der Tatbestand wird in diesem Fall bereits mit dem Verpflichtungsgeschäft, also mit dem 

Abschluss des schuldrechtlichen Vertrags verwirklicht, durch den der Erwerber den Anspruch 

auf Übereignung eines Grundstücks erwirbt.81 Die Übertragung des Eigentums an dem 

Grundstück durch Übertragung und Eintragung in das Grundbuch ist somit für die Grunder-

werbsteuerpflicht nicht entscheidend.82 Auch ein mündlicher Vertrag erfüllt den Tatbestand 

des § 1 Abs 1 Z 1, da auch durch diesen bereits ein klagbarer Anspruch auf Übereignung des 

Eigentums an dem Grundstück entsteht.83  

Die Verwirklichung der Steuerpflicht durch das Erfüllungsgeschäft führt dazu, dass zB bei 

Kettengeschäften jedes einzelne Verpflichtungsgeschäft der Grunderwerbsteuer unterliegt. 

Dasselbe gilt auch für den Fall des wiederholten Verkaufs desselben Grundstücks an ver-

schiedene Käufer, auch wenn dieser widerrechtlich erfolgt.84 

Ein bloßer Vorvertrag iSd § 936 ABGB erfüllt nicht den Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 1, da 

dieser die Vertragspartner nur dazu verpflichtet, künftig einen Vertrag abzuschließen.85 Im 

Unterschied dazu unterliegt die Punktation nach § 885 ABGB der Steuerpflicht, da diese die 

Hauptpunkte des Vertrags enthält und damit schon die Wirkungen eines Hauptvertrags entfal-

tet.86   

(a) Kaufvertrag 

Das typische Rechtsgeschäft durch das der Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 1 verwirklicht wird, ist 

der Kaufvertrag über ein Grundstück.  

Ein Kaufvertrag liegt nach den allgemeinen Bestimmungen des bürgerlichen Rechts dann vor, 

wenn eine Sache gegen eine bestimmte Summe Geld einem anderen überlassen wird (§ 1053 

ABGB). Er kommt dabei durch Willensübereinkunft der Vertragsparteien über die essentialia 
                                                             
81 VwGH 17. 12. 1970, 145/69.  
82 VfGH 24. 9. 2003, B 706/00.  
83 VwGH 17. 12. 1970, 133/69.  
84 VwGH 15. 1. 1958, 337/57.  
85 VwGH 22. 9. 1978, 16/2571/79.  
86 VwGH 20. 1. 1983, 16/2279/80.  
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negotii, also die Hauptpunkte des Vertrages zustande.87 Wird von den Vertragsparteien somit 

eine Übereinkunft über die Kaufsache und den Kaufpreis erzielt, entsteht in diesem Zeitpunkt 

der Anspruch auf Übereignung des Grundstücks und der Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 1 

GrEStG wird erfüllt.88  

Wird ein Grundstück mit der Bedingung veräußert, dass der Käufer den Kaufgegenstand an 

den Verkäufer zurückzustellen hat, wenn dieser es verlangt, liegt ein Verkauf mit Vorbehalt 

des Wiederkaufs nach § 1068ff ABGB vor. In diesem Fall stellt sowohl der Verkauf als auch 

der Wiederkauf einen Erwerbsvorgang iSd § 1 Abs 1 Z 1 dar.89 Dasselbe gilt auch für den Fall 

des Kaufs mit Vorbehalt eines Rückverkaufes iSd § 1070 ABGB.90  

 

Einen grunderwerbsteuerlichen Sonderfall des Kaufs eines Grundstücks, stellt das sogenannte 

Bauherrenmodell dar. Dabei erwirbt der Käufer ein unbebautes Grundstück, auf dem ein Ge-

bäude errichtet werden soll. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob der Erwerb des 

Grundstücks gemeinsam mit der Vereinbarung ein Gebäude darauf zu errichten, einen einheit-

lichen Vertrag darstellt und daher auch die Bezahlung für die Errichtung des Gebäudes als 

Grunderwerbsteuer-Bemessungsgrundlage heranzuziehen ist. Entscheidend für die Beurtei-

lung dieser Frage ist, wie die Vereinbarung über die Errichtung des Gebäudes ausgestaltet ist 

und ob der Käufer oder der Verkäufer das sogenannte Baurisiko trägt und damit als Bauherr 

anzusehen ist.91 Bauherr ist dabei derjenige, der die Raumeinteilung und die Bauausstattung 

bestimmt und den Gewinn oder Verlust aus der Bauausführung trägt.92 Trifft den Käufer das 

Baurisiko, ist er als Bauherr anzusehen und es liegt ein vom Grundstückserwerb getrennter, 

nicht steuerpflichtiger Werkvertrag vor. Trägt hingegen der Verkäufer das Baurisiko, so liegt 

ein einheitlicher grunderwerbsteuerpflichtiger Kaufvertrag vor und auch die Baukosten unter-

liegen der Grunderwerbsteuer.93     

(b) Tauschvertrag 

Ein Tauschvertrag über ein Grundstück, ist als ein anderes Rechtsgeschäft nach § 1 Abs 1 Z 1 

zu beurteilen, welches den Anspruch auf Übereignung begründet.  

Im Unterschied zum Kauf wird beim Tauschvertrag nicht eine Sache gegen Geld, sondern 

eine Sache gegen eine andere Sache ausgetauscht. In jenen Fällen, in denen für eine Sache 

                                                             
87 VwGH 19. 2. 1970, 1750/68.  
88 VwGH 14. 11. 1974, 671/673/74.  
89 VwGH 7. 5. 1981, 16/1155.  
90 Arnold/Hristov in Arnold/Arnold, GrEStG12 § 1 Rz 175b.   
91 VwGH 30. 9. 2004, 2004/16/0081.  
92 VwGH 27. 6. 1991, 90/16/0169.  
93 VwGH 24. 5. 1971, 1251/69.  
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sowohl Geld als auch eine andere Sache als Gegenleistung gegeben wird, ist darauf abzustel-

len, ob der Wert der Sache oder der Geldwert überwiegt. Ist der Sachwert höher als der Geld-

wert, ist der Vertrag als Tausch zu beurteilen.94   

Wird ein Grundstück gegen eine bewegliche Sache ausgetauscht, stellt der Tauschvertrag ei-

nen grunderwerbsteuerpflichtigen Erwerbsvorgang nach § 1 Abs 1 Z 1 dar. Bei einem Tausch 

eines Grundstücks gegen ein anderes Grundstück werden zwei grunderwerbsteuerpflichtige 

Erwerbsvorgänge verwirklicht.95 Die Gegenleistung für das erworbene Grundstück stellt da-

bei jeweils das dafür gegebene Grundstück dar.96 

(c) Grundstücksschenkung 

Die Schenkung eines Grundstücks stellt ebenso ein anderes Rechtsgeschäft iSd § 1 Abs 1 Z 1 

dar, welches den Anspruch auf Übereignung begründet.  

Ein Schenkungsvertrag liegt nach § 938 ABGB vor, wenn sich eine Person dazu verpflichtet, 

einem anderen eine Sache unentgeltlich zu überlassen. Auch im Falle des Schenkungsvertrags 

handelt es sich um einen Konsensualvertrag, der durch die übereinstimmende Willenserklä-

rung des Schenkers und des Beschenkten zustande kommt, dass eine Sache ohne Gegenleis-

tung überlassen wird.97 Für die Beurteilung eines Rechtsgeschäfts als Schenkung ist somit der 

Schenkungswille entscheidend. Es genügt dabei nicht, dass der Empfänger der Leistung durch 

die Zuwendung des Vermögenswerts objektiv bereichert ist. Vielmehr muss auch Einigkeit 

der Parteien darüber bestehen, dass die Vermögensverschiebung unentgeltlich erfolgt.98  

Von einer gemischten Schenkung wird in jenen Fällen gesprochen, in denen ein einheitliches 

Rechtsgeschäft, aus einem entgeltlichen und einem unentgeltlichen Teil besteht.99 Die ge-

mischte Schenkung kommt durch die Parteienübereinkunft zustande, dass ein Teil der Leis-

tung entgeltlich und der andere Teil der Leistung unentgeltlich hingegeben werden soll.100 Ein 

krasses Missverhältnis der ausgetauschten Leistungen reicht für sich allein daher nicht aus, 

um von einer gemischten Schenkung auszugehen.101 

                                                             
94 VwGH 1. 10. 1981, 16/2501/80.  
95 VwGH 26. 3. 1981, 15/3502/78.  
96 VwGH 26. 3. 1981, 15/3502/78.  
97 OGH 21. 11. 1979, 3 Ob 123/79.  
98 OGH 24. 4. 1980, 7 Ob 517/80.  
99 Koziol/Welser, Bürgerliches Recht II13 195.  
100 Oberbauer, Tausch oder Schenkung von Grundstücken, ecolex 2015, 1108 (1108). 
101 VwGH 14. 10. 1991, 90/15/0084.  
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4.1.2.2 Eigentumserwerb kraft Gesetzes, kraft richterlichen oder behördlichen 
Ausspruchs (§ 1 Abs 1 Z 2) 

Nach dem Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 2 unterliegt der Grunderwerbsteuer der Erwerb des 

Eigentums an einem Grundstück, wenn dem Eigentumserwerb kein den Anspruch auf Über-

eignung begründendes Rechtsgeschäft vorausgegangen ist. Durch diese Bestimmung sollen 

jene Vorgänge erfasst werden, in denen das Grundstückseigentum kraft Gesetzes oder auf-

grund des Ausspruchs einer Behörde oder eines Richters übergeht.102  

Unter die Bestimmung des § 1 Abs 1 Z 2 fallen somit die Rechtsvorgänge der Verfügung auf 

den Todesfall, des Zuschlags in der Zwangsversteigerung, des Erwerbs aufgrund gerichtlichen 

Urteils, des Erwerbs aufgrund eines verwaltungsbehördlichen Bescheids, der Anwachsung, 

der Ersitzung, der Bauführung auf fremdem Grund, des Erlöschens des Baurechts und des 

Erwerbs bei Verschmelzung und Umwandlung.103 

(a) Erwerbe von Todes wegen 

Die wichtigsten Rechtsgeschäfte im Zusammenhang mit diesem Tatbestand sind zweifellos 

die Grundstücksübertragungen von Todes wegen. Welche Grundstückserwerbe als „von To-

des wegen“ gelten, wird dabei durch das GrEStG nicht ausdrücklich geregelt. Es ist vielmehr 

anhand der allgemeinen Grundsätze des bürgerlichen Rechts zu bestimmen, durch welchen 

dieser Erwerbsvorgänge das Eigentum unmittelbar aufgrund des Gesetzes übertragen wird. 

Beim Grundstückserwerb in Folge eines Erbanfalls durch gesetzliche Erbfolge liegt zweifels-

frei ein Rechtsvorgang nach § 1 Abs 1 Z 2 vor, da dieser nicht aufgrund eines Rechtsgeschäft 

erfolgt. Der Rechtsvorgang wird dabei mit Rechtskraft des Einantwortungsbeschlusses ver-

wirklicht.  

Auch der Erwerb durch Vermächtnis erfüllt den Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 2, da auch in die-

sem Fall der Erwerb kraft Gesetzes erfolgt.104 Im Falle eines Vermächtnisses erwirbt der Le-

gatar keinen Erbteil, der sich auf den gesamten Nachlass bezieht, sondern nur eine einzelne 

oder mehrere bestimmte Sachen. Die Steuerschuld entsteht mit der Bestätigung des Verlas-

senschaftsgerichts.105 

Für die gewillkürte Erbfolge aufgrund eines Testaments, kann die letztwillige Verfügung als 

Rechtsgeschäft iSd § 1 Abs 1 Z 1 angesehen werden. Der grunderwerbsteuerpflichtige Tatbe-

stand wird mit der Abgabe der Erbantrittserklärung verwirklicht.106  

                                                             
102 ErläutRV 556 BlgNR 7. GP.  
103 Arnold/Hristov in Arnold/Arnold, GrEStG12, § 1 Rz 234a.  
104 VwGH 18. 4. 1956, 3529/54.  
105 Takacs, Grunderwerbsteuergesetz5 (2009) § 4 2. 25.  
106 VfGH 24. 9. 2003, B 706/00.  
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Im Bereich des Wohnungseigentums in einer Eigentümerpartnerschaft erwirbt nach § 14 Abs 

1 Z 1 WEG beim Tod des einen Partners der überlebende Partner den Anteil des Verstorbe-

nen. Das Wohnungseigentum geht dabei von Gesetzes wegen in das Eigentum des überleben-

den Partners über, wenn der Überlebende nicht auf den Eigentumsübergang verzichtet oder 

eine gegenteilige Vereinbarung mit den Erben abschließt.107 Da auch in diesem Fall der Er-

werb unmittelbar aufgrund des Gesetzes erfolgt, liegt ein Rechtsgeschäft iSd § 1 Abs 1 Z 2 

vor.  

Umstrittener ist, welcher Tatbestand durch die Erfüllung des Pflichtteilsanspruchs durch Leis-

tung an Erfüllungs Statt verwirklicht wird. Laut VwGH-Rechtsprechung stellt die Hingabe 

eines Grundstücks zur Abfindung eines Pflichtteilsanspruchs eine Leistung an Zahlungs Statt 

iSd § 1414 ABGB dar.108 Nach herrschender Meinung ist die Leistung an Zahlungs Statt all-

gemein als entgeltliches Rechtsgeschäft zu bewerten.109 Demzufolge müsste die Erfüllung 

eines Pflichtteilsanspruchs durch eine Liegenschaft einen Erwerbsvorgang iSd § 1 Abs 1 Z 1 

darstellen. Nach Meinung des BMF dringt jedoch bei der Abgeltung der Pflichtteilsforderung 

mit einem Grundstück vor Beendigung des Abhandlungsverfahrens der erbrechtliche Titel 

durch und es wird ein Erwerb gemäß § 1 Abs 1 Z 2 verwirklicht.110 Analog dazu hat der Ge-

setzgeber nun auch in der Bestimmung des § 7 Abs 1 Z 1 lit b festgehalten, dass nur die Leis-

tung an Erfüllungs Statt vor Beendigung des Verlassenschaftsverfahrens einen unentgeltli-

chen Erwerb darstellt. Im Umkehrschluss stellt die Leistung eines Grundstücks an Zahlungs 

Statt nach dem Abschluss des Verlassenschaftsverfahrens ein Rechtsgeschäft unter Lebenden 

dar und es wird der Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 1 verwirklicht.111  

(b) Zwangsversteigerung 

Im Unterschied zum Erwerb eines Grundstücks aufgrund einer freiwilligen Versteigerung iSd 

§ 191 AußStrG, verwirklicht der Eigentumserwerb aufgrund eines Zwangsversteigerungsver-

fahrens den Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 2.  

Dies ergibt sich aus der Bestimmung des § 237 EO, wonach der Ersteher einer zwangsver-

steigerten Liegenschaft, bereits durch den Eintritt der Rechtskraft des Zuschlags, Eigentum 

erwirbt.112  

Der Grundstückserwerb in der Zwangsversteigerung stellt somit einen originären Erwerb dar, 

zwischen dem Ersteher und dem Vorbesitzer wird kein Rechtsgeschäft abgeschlossen. Dem-
                                                             
107 Fellner in Fellner, GrEStG13 § 1 Rz 230e.  
108 VwGH 27. 1. 1999, 98/16/0365.  
109 Koziol/Welser, Bürgerliches Recht II13 99.   
110 BMF-Info vom 22. 1. 2010, BMF-010206/0007-VI/5/2010, Pkt 4.6.  
111 ErläutRV 549 BlgNR 23. GP 8.  
112 VwGH 14. 9. 1967, 756/757/67.  
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nach hätte auch ein bestehendes Verwandtschaftsverhältnis zwischen Ersteher und dem Vor-

besitzer keinen Einfluss auf die Beurteilung, ob es sich um einen unentgeltlichen Erwerb iSd 

§ 7 Abs 1 Z 1 lit c handelt.113  

4.1.2.3 Die Abtretung von Rechten nach § 1 Abs 1 Z 3-5 

Gegenstand dieser Tatbestände ist die Abtretung oder Weiterabgabe eines bestehenden An-

spruchs auf Grundstücksübereignung. Diese auch Zwischengeschäfte genannten Erwerbsvor-

gänge würden ohne die Bestimmungen der § 1 Abs 1 Z 3-5 nicht der Grunderwerbsteuer-

schuld unterliegen.114 Zum Beispiel würde der Grundstücksverkauf von A an B und anschlie-

ßend von B an C, zwei steuerpflichtige Erwerbsvorgänge nach § 1 Abs 1 Z 1 verwirklichen. 

Überträgt B an C hingegen bloß seinen gegenüber A zustehenden Übereignungsanspruch, 

würde dieser Vorgang nur einmal der Bestimmung des § 1 Abs 1 Z 1 unterliegen. Die § 1 Abs 

1 Z 3-5 bilden daher Ersatztatbestände, die eine mögliche Umgehung der Steuerpflicht durch 

Übertragung des Übereignungsanspruchs verhindern sollen.  

 

§ 1 Abs 1 Z 3 unterwirft dabei jene Rechtsgeschäfte der Grunderwerbsteuer, die den An-

spruch auf Abtretung eines Übereignungsanspruchs begründen.115 Der Abschluss eines Erb-

schaftskaufvertrags unterliegt dieser Bestimmung, weil der Erbschaftskäufer dabei den An-

spruch auf Abtretung des Übereignungsanspruchs auf eine in den Nachlass fallende Liegen-

schaft erwirbt.116 Der Übereignungsanspruch kann dabei zB auf einem Kaufvertrag, einem 

Tausch oder einer Schenkung beruhen. Auch in diesen Fällen wird der Tatbestand durch blo-

ße Willensübereinstimmung über die Übereignung verwirklicht.  

 

Der Z 4 des § 1 Abs 1 unterliegen jene Vorgänge, in denen die Rechte aus einem verbindli-

chen Kaufanbot abgetreten werden. Würde A mit B einen Kaufvertrag über ein Grundstück 

abschließen und im Anschluss daran B an C seinen Anspruch auf Übereignung übertragen, 

würde zunächst der Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 1 und danach § 1 Abs 1 Z 3 erfüllt werden. 

Schließt B mit A nicht einen Kaufvertrag ab, sondern erhält dieser bloß ein verbindliches An-

gebot oder eine Option zum Ankauf der Liegenschaft, würde die Abtretung der Rechte aus 

dem Kaufanbot oder der Option nach § 1 Abs 1 Z 4 der Steuerpflicht unterliegen. Der Tatbe-

stand wird dabei zu jenem Zeitpunkt erfüllt, in dem der Dritte das Angebot auch annimmt 

oder das Optionsrecht ausübt, da erst zu diesem Zeitpunkt der Kauf tatsächlich zustande 
                                                             
113 Vgl Kapitel 4.1.5.   
114 Fellner in Fellner, GrEStG13 § 1 Rz 231.  
115 VwGH 30. 5. 1985, 84/16/0116.  
116 VwGH 30. 8. 1995, 94/16/0233.  
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kommt.117 Macht der Dritte von diesem Recht auf Abschluss des Kaufvertrags keinen Ge-

brauch, wird hingegen kein grunderwerbsteuerpflichtiger Erwerbsvorgang verwirklicht.  

 

Nach § 1 Abs 1 Z 5 GrEStG gilt auch der Erwerb eines der in Z 3 und 4 bezeichneten Rechte, 

wenn diesem kein Rechtsgeschäft vorausgegangen ist, als steuerpflichtig. Dadurch sollen 

auch Vorgänge des originären Erwerbs dieser Rechte erfasst werden.118  

4.1.2.4 Der Erwerb der Verwertungsmöglichkeit (§ 1 Abs 2) 

Gemäß § 1 Abs 2 GrEStG unterliegen auch jene Rechtsvorgänge der Grunderwerbsteuer, die 

es ohne Begründung eines Anspruchs auf Übereignung ermöglichen, ein Grundstück auf ei-

gene Rechnung zu verwerten. Diese Norm stellt somit einen Ergänzungs- und Ersatztatbe-

stand zu § 1 Abs 1 dar, die auch jene Fälle erfassen soll, in denen einer Person Einwirkungs-

möglichkeiten auf ein Grundstück gewährt werden, die über die Rechte eines Bestandnehmers 

hinausgehen, aber nicht zur Gänze die eines Eigentümers erreichen.119 Es wird somit für die 

Beurteilung der Grunderwerbsteuerschuld auf die wirtschaftliche Betrachtungsweise abge-

stellt. Der Erwerb des Rechts ein Grundstück auf eigene Rechnung zu verwerten, erfordert 

dabei einerseits, dass der Berechtigte am wirtschaftlichen Erlös einer Verwertung eines 

Grundstücks beteiligt ist, andererseits muss dieser auch die Verwertung selbst herbeiführen 

können. 

Die wichtigsten Rechtsgeschäfte im Zusammenhang mit diesem Tatbestand sind die Einräu-

mung von bestimmten Nutzungsrechten und Grundstücksübertragungen in Treuhandverältnis-

sen.  

(a) Baurecht und Superädifikat  

Wie bereits erwähnt werden Baurechte und Superädifikate im Rahmen des GrEStG gemäß § 2 

Abs 2 den Grundstücken gleichgestellt.120 Bestimmte Rechtsgeschäfte im Zusammenhang mit 

Baurechten und Superädifikaten verwirklichen dabei den Tatbestand des § 1 Abs 2. 

Für die Beurteilung der Grunderwerbsteuerpflicht von Gebäuden auf fremdem Boden ist zwi-

schen der Errichtung, der Übertragung und dem Abbruch solcher Gebäude zu unterscheiden. 

Die Errichtung eines Superädifikates allein stellt nach hM keinen steuerbaren Vorgang dar. Es 

ist jedoch zu prüfen, ob die mit dem Superädifikat regelmäßig gewährte Grundbenützungs-

vereinbarung, so weit geht, dass der Tatbestand des § 1 Abs 2 erfüllt wird. Dies ist wiederum 
                                                             
117 UFS 28. 7. 2011, RV/0951-L/08.  
118 Arnold/Hristov in Arnold/Arnold, GrEStG12 § 1 Rz 282.  
119 VwGH 30. 4. 1981, 16/3281/80.  
120 Vgl Kapitel 2.2.3.  
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der Fall, wenn der Berechtigte durch das Grundbenützungsrecht am Veräußerungserlös betei-

ligt ist und die Verwertung des Grundstücks selbst herbeiführen kann.  

Die Übertragung eines bereits bestehenden Superädifikates fällt zweifellos in den Grundtatbe-

stand des § 1 Abs 1 Z 1. Wird bereits im Zeitpunkt des Abschlusses des Grundbenützungs-

rechts vereinbart, dass das Bauwerk bei Ablauf der Vertragsdauer an den Grundeigentümer 

zurückfällt, wird bereits mit Abschluss des Bestandvertrages ein grunderwerbsteuerpflichtiger 

Rechtsvorgang verwirklicht.121  

 

Auch im Zusammenhang mit dem Baurecht ist für die Beurteilung der Steuerpflicht zwischen 

Begründung, Verlängerung, Übertragung und Aufhebung des Baurechts zu unterscheiden. 

Bereits die Begründung des Baurechts stellt nach herrschender Meinung einen grunderwerb-

steuerpflichtigen Tatbestand dar. In seiner früheren Rechtsprechung subsumierte der VwGH 

den Abschluss des Baurechtsvertrags unter § 1 Abs 2, da dadurch dem Bauberechtigten er-

möglicht wird, ein als Grundstück iSd GrEStG zu behandelndes Baurecht, durch Errichtung 

eines Hauses zu verwerten.122 Der deutsche BFH vertrat dagegen die Ansicht, dass die Ein-

räumung eines Baurechts einen Erwerbsvorgang iSd § 1 Abs 1 Z 1 darstellt.123 Nach dessen 

Meinung bildet das Baurecht, durch die Gleichstellung mit einem Grundstück, ein selbständi-

ges Recht. Steuerrechtlich ist das Baurecht daher nicht als Belastung des Grundstücks, son-

dern als Teil der Herrschaft über das Grundstück anzusehen. Durch die Einräumung des Bau-

rechts wird damit ein Teil des Herrschaftsrechts am Grundstück abgespalten. Der Baurechts-

vertrag begründet somit einen Anspruch auf Übereignung und ist als Erwerbsvorgang des § 1 

Abs 1 Z 1 zu beurteilen. Der VwGH scheint sich nunmehr in seiner jüngeren Rechtsprechung 

der Meinung des BFH anzuschließen.124 

Die Übertragung eines Baurechts durch den Bauberechtigten auf einen Dritten stellt wiede-

rum zweifellos einen steuerpflichtigen Rechtsvorgang nach § 1 Abs 1 Z 1 dar.125  

Die Verlängerung eines Baurechts stellte nach der älteren Rechtsprechung des BFH keinen 

grunderwerbsteuerpflichtigen Vorgang dar.126 In seiner jüngeren Rechtsprechung wird die 

Verlängerung des Baurechts wiederum als einen der GrESt unterliegenden Vorgang beurteilt. 

Als Begründung führte der BFH aus, dass durch die Verlängerung dem Bauberechtigten eine 

noch über die ursprünglich bestehende Berechtigung hinausgehende Berechtigung an dem 

                                                             
121 VwGH 7. 7. 1954, 1913/52.  
122 VwGH 5. 7. 1960, 2179/56.  
123 BFH 28. 11. 1967, II R 37/66.  
124 VwGH 20. 2. 2003, 2000/16/0012.  
125 VwGH 19. 5. 1983, 16/2527/80.  
126 BFH 24. 2. 1982, II R 4/82.  
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Grundstück eingeräumt wird.127 Dieser Ansicht schließt sich auch die österreichische Lehre 

mehrheitlich an.128  

Durch das Erlöschen eines Baurechts wächst das Bauwerk grundsätzlich dem Grundeigentü-

mer zu (§ 9 Abs 1 BauRG). Wird das Baurecht durch Kündigung des Liegenschaftseigentü-

mers beendet, besteht kein Zweifel, dass dadurch ein grunderwerbsteuerpflichtiger Vorgang 

verwirklicht wird.129 Anders ist der Fall zu beurteilen, wenn das Gebäude durch bloßen Zeit-

ablauf an den Grundeigentümer zurückfällt. Nach der Ansicht des deutschen BFH erfüllt die-

ser Vorgang keinen der Grunderwerbsteuer unterliegenden Tatbestand.130 Die Judikatur des 

VwGH sieht dagegen den Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 2 verwirklicht.131 Demnach soll kein 

Unterschied bestehen, ob das Gebäude durch Kündigung oder Zeitablauf an den Grundeigen-

tümer zurückfällt.  

(b) Fruchtgenussrecht 

Die Einräumung eines Fruchtgenussrechts an sich stellt noch keinen Vorgang dar, der unter § 

1 Abs 2 GrEStG fällt, da man dadurch grundsätzlich nur das Recht erhält, eine fremde Sache 

ohne Angriffe auf die Substanz zu nutzen.132  

In Einzelfällen kann aber auch die Einräumung eines Fruchtgenussrechts einen steuerpflichti-

gen Vorgang darstellen, wenn dem Fruchtnießer dadurch das wirtschaftliche Eigentum an 

dem Grundstück eingeräumt wird.  

Für folgende Rechtsvorgänge wurde zB eine Erfüllung des § 1 Abs 2 bejaht:133 

1. Einräumung eines Nießbrauchsrechts auf 6 Jahre, verbunden mit dem Ankaufsrecht 

für einen bestimmten Preis 

2. Einräumung eines Nießbrauchsrechts zusammen mit einer unwiderruflichen Veräuße-

rungsvollmacht für den Berechtigten 

3. Einräumung eines Nießbrauchsrechts unter gleichzeitiger Eintragung einer Grund-

schuld, wenn diese den Grundstückswert übersteigt oder nahezu erreicht 

 

Die Gegenleistung für die Einräumung eines Fruchtgenussrechts besteht dabei in dem laufen-

den Entgelt für die Nutzung des Grundstücks und etwaige einmalige Leistungen.134  

                                                             
127 BFH 18. 8. 1993, II R 10/90.  
128 s. Fellner in Fellner, GrEStG13 § 2 Rz 47; Arnold/Arnold in Arnold/Arnold, GrEStG12 § 2 Rz 89.   
129 s. Fischer in Boruttau, Grunderwerbsteuergesetz17 (2011) § 2 Rz 159ff.  
130 BFH 8. 2. 1995, II R 51/92.  
131 VwGH 19. 3. 2003, 2002/16/0083.   
132 VwGH 20. 9. 1984, 83/16/0120; Varro, OGH zum Fruchtgenussrecht – Problem für die Grunderwerbsteuer? 
ecolex 2015, 1101 (1101); Seeber, das Fruchtgenussrecht bei Schenkungen – KEIN Problem für die „Grunder-
werbsteuer 2015“! ecolex 2016, 90 (91). 
133 BFH 12. 12. 1973 II R 29/69.  
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(c) Treuhandverhältnisse 

Für die Beurteilung der Grunderwerbsteuerpflicht von Treuhandkonstellationen sind drei 

Gruppen von Treuhandvereinbarungen zu unterscheiden:135 

1. Der Eigentümer eines Grundstücks überträgt einem Treuhänder das Eigentum an die-

sem Grundstück, behält sich aber die Verwertungsbefugnis über das Grundstück vor. 

2. Der Grundstückeigentümer bleibt Eigentümer des Grundstücks, überträgt aber Ver-

wertungsbefugnis an einen Treuhänder. 

3. Der Treugeber beauftragt einen Treuhänder für ihn treuhändig ein Grundstück zu er-

werben. 

 

Im 1. Fall erwirbt der Treuhänder das Eigentum an dem Grundstück unter Vereinbarung einer 

Rückgabeverpflichtung. Durch die Übertragung des Eigentums an den Treuhänder aufgrund 

der Treuhandvereinbarung, wird der Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 1 verwirklicht.136 Das Ver-

bleiben der Verwertungsmacht beim Treugeber stellt keinen Erwerbsvorgang iSd § 1 Abs 2 

dar, da der Treugeber durch dieses Rechtsgeschäft keine Rechte erwirbt, sondern bloß das 

Eigentumsrecht verliert.137   

In der 2. Fallkonstellation stellt die Übertragung des Verwertungsanspruchs an den Treuhän-

der einen nach § 1 Abs 2 steuerpflichtigen Vorgang dar.  

Wird, wie im 3. Fall der Treuhänder mit der treuhändigen Beschaffung eines Grundstücks 

beauftragt, verwirklicht dieser Auftrag zwei selbständige steuerpflichtige Rechtsvorgänge. 

Der Erwerb des Grundstücks durch den Treuhänder unterliegt nach § 1 Abs 1 Z 1 der Steuer, 

da der Treuhänder zwar für fremde Rechnung, aber in eigenem Namen Eigentum an dem 

Grundstück erhält.138 Durch den Erwerb verschafft der Treuhänder außerdem dem Treugeber 

die Befugnis, das Grundstück wirtschaftlich zu verwerten. Es wird daher auch ein Vorgang 

nach § 1 Abs 2 erfüllt.139  

4.1.3 Unentgeltliche Erwerbe iSd § 7 Abs 1 Z 1 lit a 

Für die Beurteilung, ob ein Grundstückserwerb, der einen Tatbestand des § 1 Abs 1 verwirk-

licht, einen unentgeltlichen Erwerb iSd § 7 Abs 1 Z 1 lit a darstellt, ist zunächst der Grund-

stückswert und der Wert der Gegenleistung zu ermitteln. Beträgt der Wert der Gegenleistung 

                                                                                                                                                                                              
134 Vaishor, Fruchtgenuss und andere dingliche Nutzungsrechte im Steuerrecht (2006), 328.  
135 Arnold/Hristov, in Arnold/Arnold, GrEStG12 § 1 Rz 320.  
136 Fischer in Boruttau, dGrEStG17 § 1 Rz 3.  
137 dementgegen Fellner in Fellner, GrEStG13 § 1 Rz 284, wonach auf Grund der vereinbarten Treuhandverhält-
nisse eine neuerliche Steuerpflicht nach § 1 Abs 2 erfüllt wird.  
138 BMF 14. 5. 2009, GZ 010206/0167-VI/5/2009, 4.5.   
139 VwGH 24. 1. 2001, 98/16/0376.  
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weniger als maximal 30% der Gegenleistung, liegt ein unentgeltlicher Grundstückserwerb vor 

und der Staffeltarif nach § 7 Abs 1 Z 2 kommt zur Anwendung.  

Beispiel: A kauft von B ein Grundstück (Grundstückswert: EUR 500.000,-) um 

EUR 125.000,-. 

In diesem Fall wird der Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 1 GrEStG verwirklicht, da A das Grund-

stück aufgrund eines Kaufvertrags erwirbt. A erbringt für den Erwerb des Grundstücks zwar 

eine Gegenleistung, allerdings beträgt diese weniger als 30% des Grundstückswerts (EUR 

125.000,- entspricht nur 25% des Grundstückswerts). Es liegt somit ein unentgeltlicher Er-

werb nach § 7 Abs 1 Z 1 lit a vor. Die Qualifikation der Unentgeltlichkeit zieht nach § 7 Abs 

1 Z 2 zwei Konsequenzen nach sich: Einerseits kommt für die Berechnung der Steuer der 

Staffeltarif zur Anwendung. Andererseits wird als Bemessungsgrundlage der Grundstücks-

wert herangezogen.  

Die Grunderwerbsteuer ist somit auf folgende Weise zu ermitteln: 

 

Bemessungsgrundlage Steuersatz Steuer 

 

Grundstückswert = EUR 500.000,- 

250.000 x 0,5% EUR 1.250,- 

150.000 x 2% EUR 3.000,- 

100.000 x 3,5% EUR 3.500,- 

 Gesamt: EUR 7.750,- 

Somit ergibt sich für obiges Beispiel eine Gesamtgrunderwerbsteuerbelastung von EUR 

7.750,-. 

4.1.4 Grundstückserwerb durch Erbanfall, Vermächtnis oder Erfüllung eines 
Pflichtteilsanspruchs  

§ 7 Abs 1 Z 1 lit b enthält eine Unentgeltlichkeitsfiktion für bestimmte Erwerbe von Grund-

stücken von Todes wegen. Danach liegt ein unentgeltlicher Erwerb vor, wenn ein Grundstück 

durch Erbanfall, durch Vermächtnis, durch Erfüllung eines Pflichtteilanspruchs, wenn die 

Leistung an Erfüllungs Statt vor Beendigung des Verlassenschaftsverfahrens vereinbart wird 

oder der Erwerb gemäß § 14 Abs 1 Z 1 WEG erfolgt.  

Die Leistung eines Grundstücks an Zahlungs Statt nach dem Abschluss des Verlassenschafts-

verfahrens stellt keinen begünstigten Erwerb nach § 7 Abs 1 Z1 lit b dar. Die Unentgeltlich-

keitsfiktion kommt somit nicht zur Anwendung und es ist nach den allgemeinen Regeln des § 

7 Abs 1 Z 1 lit a zu beurteilen, ob ein unentgeltlicher Erwerbsvorgang vorliegt.  

Im Unterschied zur Bestimmung des § 7 Abs 1 Z 1 lit c ist es für diesen Tatbestand unerheb-

lich, ob die grundstückserwerbende Person in einem verwandtschaftlichen Naheverhältnis 
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zum Grundstücksübergeber steht oder nicht. Auch in den Fällen des Erwerbs von Todes we-

gen durch „Fremde“ liegt somit ein unentgeltlicher Grundstückserwerb vor.  

Für die Erwerbsvorgänge des § 7 Abs 1 Z 1 lit b ist außerdem zu beachten, dass etwaige Ge-

genleistungen für den Grundstückserwerb nichts an der Unentgeltlichkeit des Rechtsgeschäfts 

für die Grunderwerbsteuer ändern. So sind zum Beispiel auf dem Grundstück liegende Belas-

tungen nicht für die Beurteilung der Unentgeltlichkeit zu berücksichtigen.  

Beispiel: A erbt in Folge eines Testaments von B ein Grundstück (Grundstücks-

wert: EUR 300.000,-). Auf dem Grundstück lasten Schulden in Höhe von EUR 

200.000,-. 

In obigem Beispiel wird der Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 1 GrEStG verwirklicht, da A das 

Grundstück aufgrund eines Testaments erwirbt. Die übernommenen Schulden sind nach § 5 

Abs 2 Z 2 zwar grundsätzlich als Gegenleistung zu beurteilen, aufgrund der Unentgeltlich-

keitsfiktion des § 7 Abs 1 Z 1 lit b spielt diese für die Beurteilung der Unentgeltlichkeit keine 

Rolle. Es liegt somit jedenfalls ein unentgeltlicher Erwerb iSd § 7 Abs 1 Z 1 lit b vor. Die 

Grunderwerbsteuer ist daher wiederum vom Grundstückswert als Bemessungsgrundlage zu 

berechnen und es kommt der Staffeltarif zur Anwendung.  

 

Bemessungsgrundlage Steuersatz Steuer 

 

Grundstückswert = EUR 300.000,- 

250.000 x 0,5% EUR 1.250,- 

 50.000 x 2% EUR 1.000,- 

 Gesamt: EUR 2.250,- 

Es ergibt sich somit eine Grunderwerbsteuerschuld in Höhe von EUR 2.250,-. 

4.1.5 Unentgeltliche Erwerbe im begünstigen Familienkreis 

Nach der Bestimmung des § 7 Abs 1 Z 1 lit c sind auch Erwerbsvorgänge unter Lebenden 

immer als unentgeltliche Grundstückserwerbe anzusehen, wenn sie innerhalb eines begünstig-

ten Personenreis erfolgen. 

Im Unterschied zur Situation vor dem Steuerreformgesetz 2015/16 enthält das Grunderwerbs-

teuergesetz nun keine eigenständige Definition für den begünstigen Familienkreis. Es ist nach 

§ 7 Abs 1 Z 1 lit c vielmehr der in § 26a Abs 1 Z 1 GGG angegebene Personenkreis für die 

des begünstigten Familienverbands  

Im Vergleich mit der Situation vor der Steuerreform 2015/2016 wurde der begünstigte Perso-

nenkreis deutlich erweitert. Vor dem 1.1.2016 waren der Ehegatte oder der eingetragene Part-

ner sowohl während aufrechter Ehe bzw Partnerschaft als auch im Zusammenhang mit der 
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Auflösung der Ehe oder Partnerschaft sowie der Lebensgefährte, sofern die Lebensgefährten 

einen gemeinsamen Hauptwohnsitz hatten, ein Elternteil, ein Kind, ein Enkelkind, ein Stief-

kind, ein Wahlkind oder ein Schwiegerkind des Übergebers vom Kreis der begünstigten Per-

sonen erfasst.140 Der nunmehr anwendbare § 26a GGG verwendet eine ähnliche Definition, 

erweitert den Personenkreis jedoch um allgemein Verwandte oder Verschwägerte in gerader 

Linie, Stief-, Wahl- oder Pflegekinder sowie deren Kinder, Ehegatten oder eingetragenen 

Partnern sowie Geschwister, Nichten oder Neffen des Übergebers.  

Im Zusammenhang mit dieser Definition stellen sich einige Auslegungsfragen. Fraglich er-

scheint zum Beispiel, ob auch bei einer Übertragung eines Grundstücks an Stiefkinder der 

leiblichen Kinder ein Erwerb im Familienverband vorliegt. Nach Ansicht des BMF sind auch 

die Stiefkinder der leiblichen Kinder des Übergebers erfasst, obwohl diese nicht ausdrücklich 

in § 26a GGG geregelt sind.141 Im Vergleich dazu ist der Begriff der „Stief-, Wahl- oder Pfle-

gekinder oder deren Kinder“ streng nach dem Wortlaut des Gesetzes auszulegen. Zufolge der 

Rechtsansicht des BMF sind nur die leiblichen Kinder der Stief-, Wahl- oder Pflegekinder 

vom begünstigten Familienverband erfasst. Deren Stief-, Wahl- oder Pflegekinder gehören 

demnach nicht dem Familienkreis des § 26a GGG an.142  

Ebenso ist der Begriff des Verschwägerten in gerader Linie zu analysieren. Nach der BMF-

Info zur Grunderwerbsteuer ist für die Ermittlung, ob jemand in gerader Linie verschwägert 

ist, die Bestimmung des § 42 ABGB heranzuziehen. Danach wird für die Ermittlung der gera-

den Verschwägerung angenommen, dass die Ehegatten eine Person darstellen. Ist eine Person 

daher mit einem der Ehepartner in gerader Linie verwandt, ist er für den anderen Ehepartner 

in gerader Linie verschwägert. So ist zB die Mutter und der Vater des Ehegatten mit der Ehe-

frau in gerader Linie verschwägert, weil die Schwiegereltern mit dem Ehemann in gerader 

Linie verwandt sind. 

Folgende Grafik soll den begünstigten Personenkreis durch § 26a GGG verdeutlichen: 

                                                             
140 Varro, GrESt-Novelle 2014: Neue „Familienbesteuerung“, RdW 2014, 365 (366). 
141 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 3.1.  
142 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 3.1.  
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143 

Um den Grundstückserwerb im Familienkreis zu veranschaulichen, soll auch für diesen Tat-

bestand die Grunderwerbsteuer anhand eines Beispiels berechnet werden:  

Beispiel: A veräußert ein Grundstück (GW: 600.000) an seinen Sohn. Der Kauf-

preis beträgt EUR 1.000.000,-.  

Es liegt in diesem Beispiel ein Grundstückserwerb innerhalb des begünstigten Personenkrei-

ses des §  7 Abs 1 Z 1 lit c iVm § 26a Abs 1 Z 1 GGG vor. Zwar wird das Grundstück zwei-

felsfrei verkauft und der Wert der Gegenleistung übersteigt sogar den Wert des Grundstücks, 

es wird aber auch in diesem Fall die Unentgeltlichkeit fingiert. Als Bemessungsgrundlage ist 

somit der Grundstückswert heranzuziehen und der progressive Steuersatz nach § 7 Abs 1 Z 2 

lit a kommt zur Anwendung.  

 

Bemessungsgrundlage Steuersatz Steuer 

 

Grundstückswert = EUR 1.000.000,- 

250.000 x 0,5% EUR  1.250,- 

150.000 x 2% EUR  3.000,- 

600.000 x 3,5% EUR 21.000,- 

 Gesamt: EUR 25.250,- 

                                                             
143 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 3.1.  
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Übersicht über den Personenkreis, der zum Familienverband gemäß § 26a GGG 
zählt: 

 
1) Lebensgefährten zählen zum Familienverband, sofern die Lebensgefährten einen gemeinsamen 
Hauptwohnsitz haben oder hatten. 
2) Zum Familienverband zählen auch Ehepartner oder eingetragene Partner.1 

 

3.2. Sacheinlage in vermögensverwaltende 
Personengesellschaften 

Ausgangssachverhalt: Sacheinlage eines Grundstückes von A in die vermögensverwaltende 
Ehegatten A & B OG (Beteiligung je 50%). Die Einlage erfolgt unentgeltlich und der 
Grundstückswert wird gebucht: 

� auf das variable Konto von A  

� auf das variable Konto beider Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteiligung 

                                           
1 Redaktionelle Anmerkung: Im Rahmen einer Korrektur am 23. Mai 2016 wurde die Grafik um den 
Begriff „Lebensgefährte“ sowie um die Fußnoten erweitert. 
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Die Steuer beträgt daher durch die Anwendung des Staffeltarifs EUR 25.250,-. 

4.1.6 Teilentgeltliche Grundstückserwerbe 

Ein teilentgeltlicher Grundstückserwerb liegt laut § 7 Abs 1 Z 1 lit a zweiter Teilstrich dann 

vor, wenn die Gegenleistung mehr als 30% aber nicht mehr als 70% des Grundstückswerts 

beträgt. Der teilentgeltliche Erwerb stellt somit eine Art Mittelding zwischen der Unentgelt-

lichkeit und der Entgeltlichkeit dar. Durch diesen soll ein Übergang vom unentgeltlichen zum 

entgeltlichen Erwerb ermöglicht werden, ohne dass für den Steuerpflichtigen durch 1 Euro 

mehr an Gegenleistung der günstige Staffeltarif komplett verloren geht und der Erwerb kom-

plett mit dem Normalsatz von 3,5% zu versteuern ist.144 Dazu sollen Erwerbsvorgänge, bei 

denen die Gegenleistung mehr als 30% des Grundstückswerts beträgt, in einen entgeltlichen 

und einen unentgeltlichen Teil aufgespalten werden. Bezüglich des unentgeltlichen Teils, soll 

der Staffeltarif zur Anwendung kommen, soweit Entgeltlichkeit vorliegt, ist der Normalsatz 

anzuwenden. Erst wenn der Wert der Gegenleistung 70% des Grundstückswerts übersteigt, 

soll der Erwerbsvorgang zur Gänze als entgeltlicher angesehen werden und der Normalsteuer-

satz zur Anwendung kommen.  

Aufgrund der Unentgeltlichkeitsfiktion der § 7 Abs 1 Z 1 lit b und c, kommt eine Teilentgelt-

lichkeit des Erwerbs nur hinsichtlich von Erwerben unter Lebenden außerhalb des begünstig-

ten Familienkreises in Frage.145  

Beispiel: A schenkt B ein Grundstück mit einem Grundstückswert von EUR 

200.000,- gegen Übernahme der darauf lastenden Schulden in Höhe von EUR 

80.000,-. 

In diesem Fall liegt ein teilentgeltlicher Grundstückserwerb vor. Die vom Erwerber über-

nommenen Schulden stellen den Wert der Gegenleistung dar. Die Gegenleistung entspricht 

somit 40% des Grundstückswerts und der Erwerb ist damit als teilentgeltlich iSd §  7 Abs 1 Z 

1 lit a zweiter Teilstrich zu qualifizieren. Da der Wert der Gegenleistung aber geringer ist als 

der Grundstückswert ist nach § 4 Abs 1 als Mindestbemessungsgrundlage der Grundstücks-

wert heranzuziehen. Für die Berechnung der Steuer ist der Erwerbsvorgang außerdem in einen 

entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen. Die Gegenleistung beträgt 40% des 

Grundstückswerts, daher ist der Erwerbsvorgang zu 40% als entgeltlich und zu 60% als un-

entgeltlich zu betrachten. Auf den so ermittelten unentgeltlichen Teil (40% von EUR 

200.000,- entspricht EUR 80.000,-)  kommt der Staffeltarif zur Anwendung, der entgeltliche 
                                                             
144 ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 37.  
145 Bodis/Fiala/Lattner/Ofner in Mayr/Lattner/Schlager 96.  
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Teil (60% von EUR 200.000,- = EUR 80.000,-) ist zum Normalsteuersatz von 3,5% zu be-

steuern. 

Die Grunderwerbsteuer lässt sich somit folgendermaßen ermitteln: 

Entgeltlicher Teil:  EUR 80.000,- x 3,5%   = EUR 2.800,- 

Unentgeltlicher Teil:  EUR 120.000 x 0,5%   = EUR    600,- 

Summe Grunderwerbsteuer:      = EUR 3.400,- 

Es ergibt sich für obiges Beispiel eine Gesamtgrunderwerbsteuer von EUR 3.400,-. 

 

Ein teilentgeltlicher Erwerb liegt nach der Bestimmung des § 7 Abs 1 Z 1 lit d auch dann vor, 

wenn eine Gegenleistung zwar vorhanden, aber nicht zu ermitteln ist. In diesem Fall wird 

angenommen, dass für den Erwerb eine Gegenleistung in Höhe von 50% des Grundstücks-

werts erbracht wurde. Dies hat wiederum zur Folge, dass auf die Hälfte des Grundstückswerts 

der Staffeltarif und auf die andere Hälfte der Normaltarif zur Anwendung kommt.  

Es ist umstritten, welche Fälle der Gesetzgeber durch diese Regelung erfassen wollte. Bereits 

nach der Rechtslage vor dem 1.1.2016 stellte die Bestimmung des § 4 Abs 2 Z 3 lit a darauf 

ab, dass bei einer nicht zu ermittelnden Gegenleistung der gemeine Wert als Bemessungs-

grundlage heranzuziehen ist. In diesem Zusammenhang urteilte der VwGH, dass bloße be-

hebbare Schwierigkeiten bei der Ermittlung der Gegenleistung, nicht dazu ausreichen um den 

Wert der Gegenleistung als nicht ermittelbar zu qualifizieren.146 Zusätzlich ist auch für den 

Bereich der Grunderwerbsteuer eine Schätzung nach § 184 Abs 1 BAO durchzuführen, wenn 

die Bemessungsgrundlage für die Steuer nicht zu ermitteln oder zu berechnen ist.147 Wird zum 

Beispiel die Arbeitsleistung als Gegenleistung für das Grundstück erbracht, kann der Wert 

dieser Leistung im Schätzungswege ermittelt werden. Im Falle eines Tauschs, in dem die bei-

den Tauschleistungen eindeutig bezeichnet sind, besteht kein Zweifel, dass der Wert der Ge-

genleistung – allenfalls durch ein Sachverständigengutachten – ermittelt werden kann.148 Die-

se Grundsätze sind wohl auch auf die jetzige Bestimmung des § 7 Abs 1 Z 1 lit d anzuwen-

den. Der Anwendungsbereich für diese Regelung bleibt demgemäß sehr eng. Sobald es in 

irgendeiner Weise möglich ist den Wert der Gegenleistung zu ermitteln, sei es im Schät-

zungsweg oder durch ein Sachverständigengutachten, kann § 7 Abs 1 Z 1 lit d nicht zur An-

wendung kommen. 

                                                             
146 VwGH 20. 6. 1990, 89/16/0101.  
147 VwGH 17. 2. 1994, 93/16/0115.  
148 VwGH 4. 12. 2003, 2003/16/0108.  
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4.1.7 Zusammenrechnung 

§ 7 Abs 1 Z 2 lit a enthält eine Sonderregel für die Berechnung der Grunderwerbsteuer im 

Falle von unentgeltlichen oder teilentgeltlichen Übertragungen von Grundstücken. Danach 

sind für die Ermittlung des anzuwendenden Steuersatzes in zwei bestimmten Konstellationen 

Zusammenrechnungen der Bemessungsgrundlagen vorgesehen.149 Diese beiden Zusammen-

rechnungstatbestände sollen dem Zweck dienen, die Minimierung der Grunderwerbsteuerbe-

lastung durch das Aufsplitten auf mehrere Erwerbsvorgänge zu vermeiden.150  

Nach dem ersten Tatbestand sind die Übertragungen von derselben Person an dieselbe Person 

innerhalb von fünf Jahren für die Ermittlung des Steuersatzes zusammenzurechnen, wenn die 

Berechnung der Steuer nach § 7 Abs 1 Z 2 lit a erfolgt ist. Für die Zusammenrechnung ist 

somit beim teilentgeltlichen Erwerb nur der unentgeltliche Teil miteinzubeziehen, da nur für 

diesen der Staffeltarif zur Anwendung kommt. Bei der Berücksichtigung der früheren Erwer-

be ist jeweils der Grundstückswert zum Zeitpunkt des früheren Erwerbsvorgangs anzusetzen. 

Die Zusammenrechnung erfolgt ausschließlich beim Erwerber, der Übergeber des Grund-

stücks ist davon nicht betroffen. Ob die beteiligten Personen natürliche oder juristische Perso-

nen darstellen, ist irrelevant. Es ist auch dann zusammenzurechnen, wenn der Erwerber oder 

Übergeber eine juristische Person ist. Im Begutachtungsentwurf zum SteuerreformG 2015/16 

war ursprünglich noch eine Zusammenrechnung nur zwischen denselben natürlichen Perso-

nen vorgesehen. 

Aus dem Wortlaut der Bestimmung, dass nur Erwerbe von „derselben Person an dieselbe Per-

son“ zusammenzurechnen sind, lässt sich ableiten, dass die zusammengerechneten Erwerbe 

höchstpersönlich am Erwerber haften und nicht auf einen allfälligen Gesamtrechtsnachfolger 

übergehen.151 Würde zum Beispiel der Erblasser zu Lebzeiten Grundstücke unentgeltlich er-

halten haben und erhält der Erbe später von denselben Personen unentgeltlich ein Grundstück 

geschenkt, dann sind die Erwerbe des Erblassers für die Ermittlung des Tarifs nicht zu be-

rücksichtigen. Da in diesem Fall der Erbe nicht mehr dieselbe Person wie der Erblasser dar-

stellt, sind die Voraussetzungen für eine Zusammenrechnung nach § 7 Abs 1 Z 2 lit a nicht 

mehr gegeben.  

Umgekehrt gilt dasselbe für die Person des Übergebers. Die Erwerbsvorgänge sind daher 

auch nur dann zusammenzurechnen, wenn der Übergeber derselbe bleibt. Dafür sprechen 

auch die Erläuterungen zum SteuerreformG 2015/16, wonach der letzte Erwerbsvorgang, mit 

                                                             
149 Pülzl, FJ IV/2015, 199.  
150 Bodis/Fiala/Lattner/Ofner in Mayr/Lattner/Schlager 97.  
151 Schimmer/Stückler, ÖStZ 2015, 458.  
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dem Erwerbe zusammengerechnet werden müssen, der Erwerb von Todes wegen ist, weil in 

diesem Fall der Erwerb noch direkt vom Erblasser erfolgt.152  

Die Zusammenrechnung erfolgt außerdem nur für Erwerbe „in die gleiche Richtung“.153 

Würde zum Beispiel A dem B ein Grundstück schenken und B ein Jahr später dem A wiede-

rum ein Grundstück übertragen, ist keine Zusammenrechnung vorzunehmen.  

Für die Berechnung der Fünfjahresfrist ist jeweils der Zeitpunkt des Entstehens der Steuer-

schuld maßgeblich. Eine Zusammenrechnung hat dabei auch dann zu erfolgen, wenn die Er-

werbe gleichzeitig erfolgen.154 

Beispiel: Zum 1.6.2016 schenkt A der B eine Wohnung (GW: EUR 150.000,-) und 

ein Einfamilienhaus (GW: EUR 200.000,-). A verstirbt am 1.1.2018 und hinter-

lässt B ein Wochenendhaus (GW: EUR 100.000,-). Am 1.6.2018 erfolgt die 

Einantwortung an B. 

Bei allen 3 Erwerbsvorgängen handelt es sich zweifelsfrei um unentgeltliche Grundstückser-

werbe iSd § 7 Abs 1 Z 1 lit a bzw § 7 Abs 1 Z 1 lit b. Die Grunderwerbsteuer ist daher vom 

Grundstückswert als Bemessungsgrundlage zu berechnen und der Staffeltarif kommt zur An-

wendung. Am 1.6.2016 wird der erste grunderwerbsteuerpflichtige Erwerbsvorgang verwirk-

licht. Die Steuerschuld entsteht somit zum 1.6.2016. Ab diesem Zeitpunkt beginnt die 5 Jah-

resfrist für die Zusammenrechnung zu laufen. Der dritte (und letztmögliche Erwerbsvorgang) 

wird nicht bereits mit dem Tod von A, sondern erst mit der Einantwortung am 1.6.2018 ver-

wirklicht. Zu diesem Zeitpunkt entsteht auch die Grunderwerbsteuerschuld. Da in diesem 

Beispiel somit innerhalb von 5 Jahren mehrere unentgeltliche Erwerbe zwischen denselben 

Personen erfolgt sind, sind für die Ermittlung des anwendbaren Steuersatzes die Erwerbsvor-

gänge zusammenzurechnen. 

 

Bemessungsgrundlage Steuersatz Steuer 

Grundstückswert 1 = 

EUR 150.000,- 

150.000 x 0,5% EUR  750,- 

 Gesamt: EUR  750,- 
 

 

Grundstückswert 2 = 

EUR 200.000,- 

100.000 x 0,5% (durch den ersten Erwerbsvorgang 

wurden bereits EUR 150.000,- von der ersten Ta-

rifstufe  „verbraucht“) 

EUR  500,- 

                                                             
152 ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 38.  
153 ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 38.  
154 ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 38.  
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 100.000 x 2% EUR 2.000,- 

 Gesamt: EUR 2.500,- 
 

Grundstückswert 3 = 

EUR 100.000,- 

50.000 x 2% (durch die ersten beiden Erwerbsvor-

gänge wurden bereits EUR 250.000,- von der ers-

ten Tarifstufe, bzw EUR 100.000,-  von der zwei-

ten Tarifstufe „verbraucht“) 

EUR 1.000,- 

 50.000 x 3,5% EUR 1.750,- 

 Gesamt: EUR 2.750,- 

 

Die Gesamtgrunderwerbsteuerbelastung beträgt somit für alle Erwerbsvorgänge EUR 6.000,-. 

Die Besteuerung erfolgt im Ergebnis so, als wären die gesamten EUR 450.000,- auf einmal 

erworben worden. Die Steuer ist jedoch trotzdem für jeden Erwerbsvorgang einzeln abzufüh-

ren.  

 

§ 7 Abs 1 Z 2 lit a letzter Satz enthält zusätzlich einen weiteren Zusammenrechnungstatbe-

stand. Eine Zusammenrechnung soll danach auch dann erfolgen, wenn innerhalb der Fünfjah-

resfrist eine Person von zwei oder mehreren Personen durch mehrere Erwerbsvorgänge eine 

wirtschaftliche Einheit oder Teile einer wirtschaftlichen Einheit erwirbt.  

Die Bestimmung des § 7 Abs 1 Z 2 lit a letzter Satz wurde erst durch das AbgÄG 2015 erneut 

geändert und um den Zusatz „Teile einer wirtschaftlichen Einheit ergänzt. Dies soll klarstel-

len, dass auch dann eine Zusammenrechnung erfolgen soll, wenn ein Erwerber innerhalb von 

5 Jahren nur einen Anteil an einer wirtschaftlichen Einheit, durch mehrere Erwerbsvorgänge 

erhält.155 

Beispiel: A und B sind jeweils zu einer Hälfte Eigentümer eines Grundstücks 

(GW: EUR 600.000,-). Im Jahr 2016 schenkt A seiner Tochter T einen Grund-

stücksanteil von 25%.  Im Jahr 2018 überträgt auch B einen Anteil von 25% an 

seine Tochter.  

Es liegt ein unentgeltlicher Erwerbsvorgang iSd § 7 Abs 1 Z 1 lit c vor, da ein Anteil an ei-

nem Grundstück innerhalb des begünstigten Personenkreises des § 26a Abs 1 Z 1 GGG über-

tragen wurde. Als Bemessungsgrundlage ist der Grundstückswert jeweils in der Höhe des 

übertragenen Anteils heranzuziehen und es kommt der Staffeltarif zur Anwendung. In diesem 

Fall ist außerdem eine Zusammenrechnung nach § 7 Abs 1 Z 2 lit a letzter Satz durchzufüh-

ren, da Anteile an einem Grundstück innerhalb eines Zeitraums von 5 Jahren an dieselbe Per-
                                                             
155 ErläutRV 896 BlgNR 25. GP 14.  
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son verschenkt wurden. Für die Berechnung der Grunderwerbsteuer sind beide Erwerbe fol-

gendermaßen zusammenzurechnen: 

 

Bemessungsgrundlage Steuersatz Steuer 

Anteil A (=25%):  

Anteil B (=25%):  

 

EUR 150.000,- 

EUR 150.000,- 

150.000 x 0,5% 

100.000 x 0,5% (EUR 150.000,- 
wurden bereits durch den ersten 
Erwerbsvorgang „verbraucht“) 

EUR  750,- 

EUR  500,- 

  50.000 x 2% EUR  1.000,- 

  Gesamt: EUR  2.250,- 
 

Es ergibt sich somit eine Grunderwerbsteuerschuld in Höhe von EUR 2.250,-. 

4.1.8 Exkurs: begünstigte Erwerbsvorgänge land- und forstwirtschaftlicher 
Grundstücke 

Eine absolute Sonderstellung im jetzigen Konzept der Grunderwerbsteuer nehmen bestimmte 

Erwerbsvorgänge betreffend land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke ein. Für diese ist die 

Grunderwerbsteuer nach § 4 Abs 2 auch nach dem 1.1.2016 weiterhin vom einfachen Ein-

heitswert zu berechnen. Der begünstigte Erwerb eines land- und forstwirtschaftlichen Grund-

stücks bleibt somit als letzter Anwendungsfall des Einheitswerts im Bereich des GrEStG be-

stehen. Die Einheitswerte für land- und forstwirtschaftliche Grundstücke spiegeln den Er-

tragswert des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens wider und wurden zuletzt zum 

Stichtag des 1.1.2014 festgestellt.156 Ob der Aktualität der festgestellten Einheitswerte ist ei-

ne, wie bereits in der Vergangenheit aufgetretene verfassungsrechtliche Problematik aufgrund 

veralteter Einheitswerte vorerst auszuschließen.157  

Der einfache Einheitswert ist gemäß § 4 Abs 2 nur in folgenden taxativ aufgezählten Er-

werbsvorgängen anzuwenden: 

4. Bei der Übertragung eines Grundstücks innerhalb des Familienkreises des § 26a Abs 1 

Z 1 GGG 

5. Bei einem Erwerb von Todes wegen iSd § 7 Abs 1 Z 1 lit b 

6. Bei Vorgängen gemäße § 1 Abs 2a und § 1 Abs 3 

7. Sowie bei Erwerbsvorgängen aufgrund einer Umgründung iSd UmgrStG 

Erfolgt der Erwerb des land- und forstwirtschaftlichen Grundstücks innerhalb des begünstig-

ten Familienkreises bzw von Todes wegen, kommt überdies ein besonderer Steuersatz von 

2%, anstelle des Staffeltarifs zur Anwendung. Die Anwendung des Einheitswerts als Bemes-
                                                             
156 Schimmer/Stückler, ÖStZ 2015, 456.  
157 VfGH 27. 11. 2012, G 77/12.   
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sungsgrundlage zusammen mit dem Steuersatz von 2%, wurde im Vorfeld der Steuerreform 

sehr kritisch gesehen. Nach Meinung des Rechnungshofs stellt diese grunderwerbsteuerliche 

Behandlung eine doppelte steuerliche Begünstigung dar, die „inhaltlich nicht nachvollzieh-

bar“ sei.158 In diesem Zusammenhang erscheint es fraglich, ob diese Sonderbehandlung der 

land- und forstwirtschaftlichen Grundstücke sachlich gerechtfertigt und damit verfassungs-

konform ist. 

4.2 Anteile an Kapitalgesellschaften 

4.2.1 Tatbestände im Zusammenhang mit Anteilen an Kapitalgesellschaften 

4.2.1.1 Anteilsvereinigung und Anteilsübertragung bei Kapitalgesellschaften 
(§ 1 Abs 3) 

Mit dem StRefG wurde der bisherige Tatbestand des § 1 Abs 3 GrEStG erheblich verändert. 

Intention der Reform dieser Bestimmung war es, die bisher relativ einfache Möglichkeit der 

Umgehung des Tatbestands der Anteilsvereinigung, zu erschweren. Bis zum 1.1.2016 lag eine 

Vereinigung iSd § 1 Abs 3 erst dann vor, wenn alle Anteile übertragen oder in einer Hand 

vereinigt wurden. Dementsprechend einfach war es, die steuerwirksame Anteilsvereinigung 

durch Zurückbehaltung von Zwerganteilen oder durch Zwischenschaltung eines Treuhänders 

zu vermeiden. 159 Um eine Vermeidung der Verwirklichung der Steuerpflicht zu erschweren, 

wurde die Vereinigung aller Anteile zugunsten einer Grenze von 95% der Anteile aufgegeben. 

Um auch die Umgehungsmöglichkeit durch Zwischenschaltung eines Treuhänders, dass bei 

der Anteilsvereinigung die treuhändig gehaltenen Anteile dem Treugeber zuzurechnen sind.  

 

Der Tatbestand des § 1 Abs 3 GrEStG stellt dabei grundsätzlich einen Ergänzungstatbestand 

zu § 1 Abs 1 dar. Durch diesen sollen auch jene Rechtsvorgänge der Grunderwerbsteuer un-

terliegen, die ohne Veränderung der Eigentumsverhältnisse einen wirtschaftlichen Wechsel 

des Grundeigentums herbeiführen. Hat eine Gesellschaft ein Grundstück in ihrem Gesell-

schaftsvermögen, führt die Übertragung der Gesellschaftsanteile mittelbar auch zu einer Über-

tragung des Grundstücks.160 Der Gesetzgeber fingiert somit, dass durch den Eigentümerwech-

sel der Gesellschaftsanteile an einer grundstücksbesitzenden Gesellschaft mittelbar auch ein 

Grundstückserwerb verwirklicht wird. Dies ist insofern konsequent, als durch die Vereinigung 

oder den Erwerb der Anteile einer grundstücksbesitzenden Gesellschaft, dem Erwerber eine 

                                                             
158 Rechnungshof, Stellungnahme zum SteuerreformG 2015/16, 
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/SNME/SNME_04023/imfname_422291.pdf (Stand 30. 9. 
2016). 
159 Bodis/Varro, GrESt neu: Anteilsübertragung und Anteilsvereinigung, RdW 2016, 55 (55).  
160 Arnold/Hristov in Arnold/Arnold, GrEStG12 § 1 Rz 345.  
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dem zivilrechtlichen Eigentum an dem Grundstück vergleichbare Rechtstellung und Verfü-

gungsmacht zukommt.161 Für die Grunderwerbsteuerschuld soll es daher nach der Intention 

des Gesetzgebers nicht von Bedeutung sein, ob man das Grundstück direkt erwirbt oder die 

Anteile der Gesellschaft in dessen Eigentum das Grundstück steht. Ziel dieser Bestimmung ist 

es daher auch zu verhindern, dass durch Zwischenschaltung einer Gesellschaft die Grunder-

werbsteuer vermieden wird.162 

 

§ 1 Abs 3 unterwirft dabei grundsätzlich zwei verschiedene Vorgänge der Grunderwerbsteuer. 

Einerseits ist die Vereinigung von 95% aller Anteile an einer grundstücksbesitzenden Gesell-

schaft in der Hand eines Erwerbers oder einer Unternehmensgruppe erfasst (Ziffern 1 und 2). 

Andererseits ist auch die Übertragung von 95% der Anteile an einer solchen Gesellschaft in 

einem Stück grunderwerbsteuerpflichtig (Ziffern 3 und 4).  

Der Tatbestand des § 1 Abs 3 Z 1 wird somit verwirklicht, wenn folgende Voraussetzungen 

erfüllt werden: 

1. Es müssen mindestens 95% der Anteile einer Gesellschaft durch ein Rechtsgeschäft 

vereinigt werden, das den Anspruch auf Übertragung der Gesellschaftsanteile begrün-

det 

2. Die Anteile müssen in der Hand des Erwerbers allein oder in der Hand einer Unter-

nehmensgruppe vereinigt werden 

3. Zum Vermögen der Gesellschaft muss ein Grundstück gehören. 

§ 1 Abs 3 Z 1 unterzieht dabei bereits jenes Rechtsgeschäft der Besteuerung, durch dessen 

Erfüllung es zu einer Vereinigung kommen würde.163 Die Anteilsvereinigung kann dabei 

durch verschiedene Rechtsvorgänge hergestellt werden.164 Alle Rechtsgeschäfte, die auch den 

Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 1 GrEStG verwirklichen würden, erfüllen auch die Bestimmung 

des § 1 Abs 3 Z 1.165 Infrage kommt daher zum Beispiel der Erwerb der Anteile durch Kauf, 

Tausch oder Schenkung. 

Der Tatbestand wird dabei aber nicht bereits durch den Erwerb der Anteile an sich verwirk-

licht. Die Steuerpflicht wird vielmehr erst durch die, durch den Anteilserwerb herbeigeführte, 

Vereinigung von mindestens 95% der Gesellschaftsanteile in einer Hand ausgelöst.166 

 

                                                             
161 BFH, 19. 2. 1994 II R 125/90, BStBl 866.  
162 Ehrke-Rabel in Doralt/Ruppe, Steuerrecht II7 1001.  
163 VfGH 30. 6. 1977, B 222/76.  
164 Prodinger, Ertragsteuerliche Behandlung der Grunderwerbsteuer bei Anteilsvereinigung, SWK 2016, 900 
(901).  
165 Arnold/Hristov in Arnold/Arnold, GrEStG12 § 1 Rz 360.  
166 VwGH 7. 12. 1972, 857/71.  
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§ 1 Abs 3 Z 2 unterwirft jene Fälle der Anteilsvereinigung der Steuerpflicht, bei denen die 

Vereinigung ohne vorausgegangenes Rechtsgeschäft erfolgt. Die Vereinigung iSd § 1 Abs 3 Z 

2 wird daher zum Beispiel in jenen Fällen verwirklicht, in denen mindestens die Anteile einer 

Gesellschaft von Todes wegen erworben werden.167 Dieser Tatbestand stellt somit das Pen-

dant zur Bestimmung des § 1 Abs 1 Z 2 dar.   

 

Nach der Bestimmung des § 1 Abs 3 Z 3 führt auch ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf 

Übertragung von mindestens 95% der Anteile an einer grundstücksbesitzenden Gesellschaft 

begründet, zur Verwirklichung der Grunderwerbsteuerpflicht. Im Unterschied zur Anteilsver-

einigung erfolgt in diesem Fall keine erst durch den Erwerb herbeigeführte Vereinigung der 

Anteile in einer Hand, sondern es werden vielmehr mindestens 95% der Anteile als Ganzes 

übertragen.168  

Ein typischer Anwendungsfall der Bestimmung des § 1 Abs 3 Z 3 wäre beispielsweise der 

Abschluss einer Verpflichtung, alle Anteile an einer GmbH als Sacheinlage in eine AG einzu-

bringen.169 Auch die Übertragung der Anteile von einem Treugeber auf einen Treuhänder 

würde die Grunderwerbsteuerpflicht nach diesem Tatbestand auslösen.170  

 

§ 1 Abs 3 Z 4 erfasst schließlich den Erwerb von 95% der Anteile an einer Gesellschaft im 

Ganzen, wenn diesem kein schuldrechtliches Geschäft vorausgegangen ist. Der Tatbestand 

der Z 4 kommt zum Beispiel dann zur Anwendung, wenn eine Person in Folge eines Aus-

gleichs einer anderen Gesellschaft alle Anteile dieser Gesellschaft auf Grund eines Vergleichs 

erwirbt.171 Da der gerichtliche Vergleich als Prozesshandlung und nicht als Rechtsgeschäft 

anzusehen ist, erfolgt die Übertragung ohne vorhergehendes schuldrechtliches Geschäft.  

 

An welcher Gesellschaft die Anteilsvereinigung oder Anteilsübertragung eintritt, ist dabei 

irrelevant. Für die Verwirklichung des § 1 Abs 3 kommen grundsätzlich alle Gesellschaften in 

Betracht, die rechtlich ein Grundstück in ihrem Vermögen haben können.172 Eine Anteilsver-

einigung oder Anteilsübertragung kann somit sowohl hinsichtlich der Anteile von Kapitalge-

sellschaften als auch von Personengesellschaften, mit Ausnahme der Gesellschaft bürgerli-

chen Rechts, der stillen Gesellschaft oder einer bloßen Miteigentumsgemeinschaft verwirk-

licht werden.  
                                                             
167 VfGH 29. 11. 1974, B 167/74.  
168 Fellner in Fellner, GrEStG13 § 1 Rz 331.  
169 BFH 30. 3. 1988, II R 81/85, BStBl 682.  
170 BFH 30. 3. 1988, II R 81/85, BStBl 682.  
171 Fellner in Fellner, GrEStG13 § 1 Rz 330.  
172 Fellner in Fellner, GrEStG13 § 1 Rz 300.  
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Nach § 4 Abs 1 GrEStG ist auch für die Anteilsvereinigung oder Anteilsübertragung nach § 1 

Abs 3 die Grunderwerbsteuer immer vom Grundstückswert zu berechnen, unabhängig davon, 

ob die Anteile entgeltlich oder unentgeltlich übertragen werden.  

Der anzuwendende Steuersatz beträgt nach § 7 Abs 1 Z 2 lit c 0,5% vom Grundstückswert. 

Der Steuersatz von 0,5% kommt allerdings nicht zur Anwendung, wenn der Einheitswert als 

Bemessungsgrundlage heranzuziehen ist. Dies ist bei bestimmten Erwerben von land- und 

forstwirtschaftlichen Grundstücken nach § 4 Abs 2 Z 3 der Fall. In diesen Fällen kommt wie-

derum der allgemeine Steuersatz von 3,5% zur Anwendung (§ 7 Abs 1 Z 3).   

4.2.2 Zweifelsfragen im Bereich der Anteilsvereinigung bei Kapitalgesellschaf-
ten 

4.2.2.1 Tatbestandsverwirklichung durch den Erwerb einzelner Anteile 

Die Bestimmung des § 1 Abs 3 Z 1 erfasst die Vereinigung von mindestens 95% der Anteile 

an einer grundstücksbesitzenden Gesellschaft in einer Hand. Auf welche Art die Gesell-

schaftsanteile vereinigt werden ist dabei irrelevant. Auch der Erwerb einzelner Anteile löst 

demnach die Grunderwerbsteuerpflicht aus, wenn damit mindestens 95% der Anteile in einer 

Hand vereinigt werden.  

Beispiel: A hält eigenhändig 94% der Anteile an der grundstückbesitzenden Z-

GmbH. Am 1.1.2017 kauft A von B einen Anteil von 1% an der Z-GmbH. 

Im Beispiel tritt mit dem Erwerb des Gesellschaftsanteils die Verwirklichung der Anteilsver-

einigung ein. Durch den Kauf des Anteils von 1% vereint A 95% der Anteile in seiner Hand 

und erfüllt somit den grunderwerbsteuerpflichtigen Tatbestand des § 1 Abs 3 Z 1. Würde A 

den Anteil nicht von B kaufen, sondern von diesem vererbt bekommen, würde die Bestim-

mung des § 1 Abs 3 Z 2 verwirklicht werden, da in diesem Fall der Vereinigung kein schuld-

rechtliches Geschäft vorausgegangen wäre.173  

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob der Anteilsvereinigungstatbestand auch 

mehrmals verwirklicht werden kann. Nach dem Wortlaut des Gesetzes müsste demnach auch 

jeder Anteilserwerb über der 95%-Grenze steuerpflichtig sein. Bei einem zu 95% beteiligten 

Gesellschafter würde somit jeder weitere Erwerb von zusätzlichen Anteilen dazu führen, dass 

§ 1 Abs 3 erfüllt wird. Nach Bodis/Varro soll in derartigen Fällen eine weitere Anteilsvereini-

gung nicht erfolgen.174 Nach der Intention des Gesetzgebers soll § 1 Abs 3 die Übertragung 

der wirtschaftlichen Verfügungsmacht über das im Gesellschaftsvermögen enthaltene Grund-
                                                             
173 Fellner in Fellner, GrEStG13 § 1 Rz 326.  
174 Bodis/Varro, RdW 2016, 55.  
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stück besteuern. Demnach wäre es aber nicht nachvollziehbar, dass obwohl bereits die wirt-

schaftliche Verfügungsmacht durch die Vereinigung von 95% der Anteile erlangt wurde, 

nochmals zu besteuern, wenn zB weitere 2% der Anteile erworben werden. Folgt man also 

der teleologischen Interpretation des Anteilsvereinigungstatbestands, kann eine Aufstockung 

der mindestens 95%-Beteiligung nicht dazu führen, dass erneut die wirtschaftliche Verfü-

gungsmacht erworben wird bzw § 1 Abs 3 nochmals verwirklicht wird. Anders ist der Fall zu 

beurteilen, wenn das Ausmaß der Beteiligung nach der Tatbestandserfüllung unter 95% ab-

sinkt und danach erneut so viele Anteile erworben werden, dass 95% der Anteile vereinigt 

werden. Durch die Wiederherstellung der 95%-Beteiligung wird fiktiv wieder die wirtschaft-

liche Verfügungsmacht über das Gesellschaftsgrundstück erworben, was zu einer Verwirkli-

chung des § 1 Abs 3 führt.   

4.2.2.2 Zurechnung von treuhändig gehaltenen Anteilen 

Eine entscheidende Neuerung im Zusammenhang mit dem Anteilsvereinigungstatbestand 

durch das SteuerreformG 2015/16 ist die Zurechnung von treuhändig gehaltenen Anteilen an 

den Treugeber. Treuhändig gehaltene Anteile Kleinstanteile sollen nicht dazu führen, dass die 

Verwirklichung der 95%-Grenze verhindert wird.  

Beispiel: A hält 90% der Anteile an einer grundstücksbesitzenden AG. Zusätzlich 

hält B 4% der Anteile treuhändig für A. Am 1.1.2017 erwirbt B treuhändig für A 

die restlichen 6% der Anteile.  

Vor dem 1.1.2016 hätte das obige Beispiel zu keiner Grunderwerbsteuerpflicht geführt. Die 

treuhändig gehaltenen Anteile des B wären A nicht zuzurechnen gewesen und somit keine 

Vereinigung aller Anteile in einer Hand erfolgt. Durch die Reform des § 1 Abs 3 werden die 

treuhändig gehaltenen Anteile nun unmittelbar dem Treugeber A zugerechnet, weshalb es zur 

Verwirklichung des Tatbestands des § 1 Abs 3 kommt.   

4.2.2.3 Behandlung von selbst gehaltenen Anteilen 

Für die Berechnung der 95%-Grenze für die Erfüllung des Anteilsvereinigungstatbestands ist 

es umstritten, wie die von der Kapitalgesellschaft selbst gehaltenen Anteile zu behandeln sind. 

Beispiel: Die Aktionäre A und B halten 90% bzw 1% der Anteile an einer grund-

stücksbesitzenden AG. Die AG hält 9% selbst. Am 1.6.2016 veräußert A seine ge-

samte Beteiligung an B.  

Vor dem 1.1.2016 konnte der Tatbestand des § 1 Abs 3 nur erfüllt werden, wenn alle Anteile 

in einer Hand vereinigt wurden. Wurde auch nur ein Anteil von der Gesellschaft selbst gehal-



 

51 
 

ten, konnte die Anteilsvereinigung somit nicht verwirklicht werden.175 Der Gesetzgeber hat 

auf diesen Fall nicht reagiert und die Behandlung der selbst gehaltenen Anteile für die Be-

rücksichtigung der aktuellen 95%-Grenze nicht ausdrücklich geregelt. Da keine gegenteilige 

gesetzliche Bestimmung geschaffen wurde und nach österreichischem Recht der Erwerb von 

eigenen Anteilen nur unter sehr restriktiven Voraussetzungen möglich ist, spricht jedoch eini-

ges dafür, dass auch nach der derzeitigen Rechtslage selbst gehaltene Anteile den Tatbestand 

des § 1 Abs 3 verhindern können.176 Auch das BMF vertritt die Ansicht, dass von der Gesell-

schaft selbst gehaltene Anteile für die Beurteilung der GrESt-Pflicht nach § 1 Abs 3 nicht 

unberücksichtigt bleiben und so behandelt werden sollen, als würden sie von einem Dritten 

gehalten werden.177 In obigem Fall wird der Tatbestand des § 1 Abs 3 Z 1 somit nicht ver-

wirklicht. Es wurden nur 90% der Anteile in einer Person vereinigt, die von der AG selbst 

gehaltenen Anteile verhindern die Erfüllung des Tatbestands.  

4.2.2.4 Anteilsvereinigung innerhalb einer Unternehmensgruppe 

Vor dem 1.1.2016 lag eine Anteilsvereinigung auch dann vor, wenn Anteile in der Hand einer 

Organschaft vereinigt wurden. Nunmehr stellt § 1 Abs 3 nicht mehr auf die Organschaft als 

Erwerber ab, der Tatbestand wird vielmehr dann verwirklicht, wenn mindestens 95% der An-

teile innerhalb einer Unternehmensgruppe vereinigt werden.  

Durch die Einbeziehung der Unternehmensgruppe als möglichen Erwerber kann die Grund-

erwerbsteuer auch rückwirkend ausgelöst werden.  

Beispiel: Die Muttergesellschaft M ist an A, B und C zu 100% beteiligt. A, B und 

C erwerben am 1.6.2016 jeweils 33,33% der Anteile einer grundstücksbesitzenden 

GmbH. Am 1.12.2016 stellen M, A, B und C den Gruppenantrag. Die Gruppe 

wird rückwirkend ab 1.1.2016 wirksam.  

In obigem Beispiel wird nach der Meinung des BMF zum 1.6.2016 der Anteilsvereinigungs-

tatbestand erfüllt, da durch die Rückwirkung auf den 1.1.2016, bereits zu diesem Zeitpunkt 

eine Unternehmensgruppe vorlag und mit dem Erwerb mehr als 95% der Anteile in der Hand 

der Gruppe vereinigt wurden. Der Erwerbsvorgang wird somit zum 1.6.2016 verwirklicht, die 

Steuerschuld entsteht erst mit der Rechtskraft des Gruppenbescheids.178 Diese Rechtsansicht 

ist in der Lehre durchaus umstritten.179 

                                                             
175 Arnold/Hristov in Arnold/Arnold, GrEStG12 § 1 Rz 373 und 381.  
176 Vgl ErlRV 684 BlgNr 25. GP 34.   
177 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.3.2.  
178 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.3.4.  
179 Vgl Bodis/Varro, RdW 2016, 59.  
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Auch Anteilsübertragungen innerhalb der Unternehmensgruppe können den Tatbestand des § 

1 Abs 3 auslösen.  

Beispiel: Die Gruppenmitglieder A, B und C sind an der grundstücksbesitzenden 

GmbH G beteiligt. A hält 5%, B 40% und C 55% der Anteile. B überträgt ihre An-

teile von 40% an C. 

In diesem Fall kommt es zu einer sogenannten Verdichtung der Gesellschaftsanteile. 95% der 

Anteile an der G sind nun nicht mehr in der alleinigen Hand der Unternehmensgruppe, son-

dern werden allein in der Hand von C vereinigt. Durch den Zurechnungswechsel kommt es 

zur Verwirklichung des § 1 Abs 3. Da die Anteilsvereinigung aber in der gleichen Unterneh-

mensgruppe verwirklicht wird, kommt es zur Anwendung der Differenzbesteuerung nach § 1 

Abs 5. Die Steuer ist nach dieser Bestimmung nur für jenen Teil zu erheben, um den die Be-

messungsgrundlage für den späteren Erwerbsvorgang höher ist, als die Bemessungsgrundlage 

für den früheren Erwerbsvorgang.180 Hat sich die Bemessungsgrundlage somit seit der letzten 

Verwirklichung des Anteilsvereinigungstatbestands nicht verändert, ist keine Grunderwerb-

steuer zu entrichten.  

Entscheidend für die Anwendung der Differenzbesteuerung nach § 1 Abs 5 ist, dass im Zeit-

punkt der ersten und zweiten Anteilsvereinigung die gleiche Unternehmensgruppe vorliegt. 

Umstritten ist dabei, was unter einer „gleichen Unternehmensgruppe“ iSd § 1 Abs 5 zu ver-

stehen ist und ob das Ausscheiden bestehender Gruppenmitglieder bzw das Eintreten neuer 

Gruppenmitglieder dazu führt, dass nicht mehr die „gleiche Unternehmensgruppe“ vorliegt. 

Nach Meinung des BMF ist für den Begriff der gleichen Unternehmensgruppe auf den Be-

stand der Gruppe aus ertragsteuerlicher Sicht abzustellen.181 Danach geht eine Gruppe erst mit 

ihrer Auflösung unter. Aus Sicht der Grunderwerbsteuer kann somit, sobald eine Gruppe auf-

gelöst wird, keine Anteilsvereinigung mehr in der gleichen Unternehmensgruppe verwirklicht 

werden. Dies gilt auch für den Fall, dass eine Gruppe zunächst aufgelöst wird und später in 

derselben Konstellation eine neue Gruppe gebildet wird. Wird die Gruppe hingegen nicht 

aufgelöst, sondern kommt es nur zur Veränderung der Gruppemitglieder indem neue Mitglie-

der eintreten bzw bestehende austreten, liegt weiterhin die gleiche Unternehmensgruppe vor 

und die Differenzbesteuerung nach § 1 Abs 5 bleibt anwendbar.  

4.2.2.5 Die Übergangsbestimmung des § 18 Abs 2p GrEStG 

Eine weitere Besonderheit durch die Steuerreform 2015/16 ergibt sich durch die Bestimmung 

des § 18 Abs 2p GrEStG. Werden zum 31.12.2015 mindestens 95% der Anteile von einer 
                                                             
180 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.3.5.  
181 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.5.1.  
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Person oder einer Unternehmensgruppe gehalten, wird der Tatbestand des § 1 Abs 3 auch 

dann verwirklicht, wenn nach dem 1.1.2016 der Anteilsbestand verändert wird, allerdings 

noch immer mindestens 95% beträgt (§ 18 Abs 2p GrEStG). Damit ist sowohl die Aufsto-

ckung aber auch das Abstocken von Anteilen erfasst. 

Beispiel: Am 31.12.2015 ist A zu 96% an der grundstücksbesitzenden GmbH be-

teiligt. 2017 erwirbt A einen Anteil von 1% von B. 

Variante: A verschenkt einen Anteil von 1% an B. 

In diesem Beispiel würde in beiden Varianten der Tatbestand des § 18 Abs 2p iVm § 1 Abs 3 

erfüllt werden. Es kommt zwar zu einer Veränderung des Anteilsbestands nach dem 1.1.2016, 

die Beteiligung sinkt jedoch nicht unter 95%. Voraussetzung ist jedoch, dass in Bezug auf 

diese Anteile nicht bereits zuvor der Anteilsvereinigungstatbestand nach § 1 Abs 3 erfüllt 

wurde. Dieser Fall der Anteilsvereinigung würde auch dann eintreten, wenn nach dem 

31.12.2015 innerhalb einer Gruppe die Anteile verschoben werden, aber nicht unter die 95%-

Grenze herabfallen.  

4.2.3 Umgründungsvorgänge 

Durch das SteuerreformG 2015/2016 wurde auch das bisherige Konzept der Grunderwerb-

steuer für Umgründungsvorgänge überarbeitet. Nunmehr wird die grunderwerbsteuerliche 

Behandlung von Umgründungen im GrEStG direkt geregelt. Während es bisher im UmgrStG 

selbst, zahlreiche Sonderregelungen und Begünstigungen für Umgründungen gab, verweisen 

die Artikel im UmgrStG für die Ermittlung der Grunderwerbsteuer nunmehr auf die allgemei-

nen Bestimmungen der §§ 4 und 7 GrEStG. Dadurch soll die Besteuerung von Grundstücks-

erwerben im Zuge von Umgründungsvorgängen direkt im GrEStG geregelt werden und für 

diese auch die Neuerungen im Bereich der Bemessungsgrundlage und des Staffeltarifs zur 

Anwendung kommen.182  

Im Unterschied zur Rechtslage vor dem 1.1.2016 verweist das UmgrStG nunmehr auf den § 1 

GrEStG im Allgemeinen. Es besteht daher im Unterschied zu früher keine Einschränkung auf 

Erwerbsvorgänge nach § 1 Abs 1 GrEStG und Abs 2 GrEStG, sondern die allgemeinen Best-

immungen des GrEStG sind auch für die im Rahmen einer Umgründung verwirklichten An-

teilsvereinigungen anzuwenden.183 

Wird im Rahmen eines Umgründungsvorgangs ein Grundstück übertragen, kommt nach § 4 

Abs 1 Satz 2 immer der Grundstückswert als Bemessungsgrundlage zur Anwendung. Es ist 

daher weder für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage noch für den anzuwendenden Steu-
                                                             
182 ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 35.  
183 Petritz-Klar/Petritz, Die Neuerungen in der Grunderwerbsteuer – Umgründungen, taxlex 2016, 172 (174).  
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ertarif darauf abzustellen, ob und in welcher Höhe eine Gegenleistung, zum Beispiel in Form 

einer Anteilsgewährung, erbracht wurde. Im Vergleich dazu unterlagen Grundstücksübertra-

gungen im Zusammenhang mit Umgründungsvorgängen vor dem 1.1.2016 einem Steuersatz 

von 3,5%. Als Bemessungsgrundlage war der zweifache Einheitswert heranzuziehen. Durch 

das SteuerreformG 2015/16 kommt es daher einerseits zur Anwendung einer höheren Bemes-

sungsgrundlage, andererseits ist die Steuer von einem niedrigeren Steuersatz zu berechnen. 184    

Ein Sonderfall liegt vor, wenn im Zuge einer Umgründung ein land-oder forstwirtschaftliches 

Grundstück übertragen wird. In diesem Fall ist nach § 4 Abs 2 Z 4 GrEStG der einfache Ein-

heitswert als Bemessungsgrundlage heranzuziehen. Dies stellt im Vergleich zur Situation vor 

2016 keine Neuerung dar, da auch für frühere Erwerbsvorgang der § 4 Abs 2 Z 2 lit d GrEStG 

idF vor dem SteuerreformG 2015/2016 eine lex specialis zu den Bestimmungen im UmgrStG 

darstellte und somit ebenso der einfache Einheitswert zur Anwendung kam.185 Für die Ermitt-

lung des Steuertarifs kommt nicht der Tarif von 0,5% zur Anwendung, da dieser nach § 7 Abs 

1 Z 2 lit c nur zur Anwendung kommt, wenn die Steuer nicht vom Einheitswert zu berechnen 

ist. Es ist daher nach den allgemeinen Regeln des § 7 Abs 1 Z 1 lit a anhand der Gegenleis-

tung zu bestimmen, ob es sich um einen entgeltlichen, teilentgeltlichen oder unentgeltlichen 

Erwerbsvorgang handelt. Handelt es sich um einen entgeltlichen Vorgang kommt wiederum 

der 3,5%ige Steuersatz zur Anwendung, bei einem unentgeltlichen Erwerb ist der Staffeltarif 

nach § 7 Abs 1 Z 2 lit a heranzuziehen. Fraglich ist in diesem Zusammenhang, wie die in den 

Erläuterungen vertretene Ansicht vom Wortlaut des Gesetzes gedeckt sein kann, wonach je-

denfalls der Steuertarif von 3,5% zur Anwendung gelangt.186 

4.2.4 Einlage eines Grundstücks in eine Kapitalgesellschaft  

Wird ein Grundstück außerhalb eines Umgründungsvorgangs in eine Kapitalgesellschaft ein-

gelegt, ist zu unterscheiden, ob die Einlage mit oder ohne Kapitalerhöhung erfolgt.  

Erfolgt die Einlage des Grundstücks ohne der Vornahme einer Kapitalerhöhung oder der Ge-

währung neuer Anteile, liegt grundsätzlich überhaupt keine Gegenleistung der Kapitalgesell-

schaft vor.187  

Beispiel: A legt als Alleingesellschafter ohne Vornahme einer Kapitalerhöhung 

ein Grundstück in die B-GmbH ein. Der Grundstückswert beträgt EUR 

1.000.000,- 

                                                             
184 Bergmann, Neue GrESt-Begünstigungen für Umgründungen, SWK 2016, 13 (13).  
185 Hirschler/Schimmer, Die Neuerungen der Grunderwerbsteuer, BFG Journal 2014, 275 (279).  
186 Vgl ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 40. ; Petritz-Klar, taxlex 2016, 175.  
187 VwGH 24. 2. 2005, 2004/16/0200.  
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Durch die Einbringung eines Grundstücks in eine Gesellschaft wird der Tatbestand des § 1 

Abs 1 Z 1 GrEStG verwirklicht.188 Es liegt ein unentgeltlicher Erwerbsvorgang iSd § 7 Abs 1 

Z 1 lit a vor, da das Grundstück unentgeltlich an die Kapitalgesellschaft zugewendet wurde. 

Dies hat zur Konsequenz, dass der Grundstückswert als Bemessungsgrundlage zur Anwen-

dung kommt und die Grunderwerbsteuer nach dem Staffeltarif folgendermaßen zu ermitteln 

ist. 

 

Bemessungsgrundlage Steuersatz Steuer 

 

Grundstückswert = EUR 1.000.000,- 

250.000 x 0,5% EUR  1.250,- 

150.000 x 2% EUR  3.000,- 

600.000 x 3,5% EUR 21.000,- 

 Gesamt: EUR 25.250,- 

 

Erfolgt eine Einlage eines Grundstücks mit Kapitalerhöhung liegt eine Gegenleistung in Form 

der Ausgabe von weiteren Kapitalanteilen vor.189 Der Wert dieser ausgegebenen Anteile ist 

dabei als Gegenleistung anzusehen und grundsätzlich als Bemessungsgrundlage heranzuzie-

hen. Entsprechend der Höhe des Werts der Gesellschaftsanteile ist wiederum nach den allge-

meinen Grundsätzen des § 7 Abs 1 Z 1 lit a zu beurteilen, ob ein unentgeltlicher, teilentgeltli-

cher oder entgeltlicher Erwerbsvorgang vorliegt. 

4.2.1 Unentgeltliche Zuwendungen an eine privatrechtliche Stiftung 

Auch der für den Erwerb eines Grundstücks durch eine privatrechtliche Stiftung kam es in 

Folge des SteuerreformG 2015/16 zu einer grundlegenden Adaptierung. Bisher wurden un-

entgeltliche Zuwendungen an Privatstiftungen und Erwerbe, in denen die Gegenleistung ge-

ringer ist als der halbe gemeine Wert des Grundstücks, zusätzlich zu dem allgemeinen Steuer-

satz, mit dem sogenannten Stiftungseingangssteueräquivalent von 2,5% besteuert.190 Dieser 

war nur dann anzuwenden, wenn der Wert der Gegenleistung geringer ist als der halbe gemei-

ne Wert des Grundstücks.191 Mit dem SteuerreformG 2015/16 wurde das Stiftungseingangs-

steueräquivalent zwar grundsätzlich beibehalten, allerdings wurde die Bestimmung an die 

neue Bemessungsgrundlage des Grundstückswerts und den Staffeltarif angepasst. Zusätzlich 

wurde mit dem GG 2015 für unentgeltliche Grundstückszuwendungen an gemeinnützige, 

                                                             
188 VwGH 10. 5. 1984, 84/16/0061.  
189 VwGH 16. 11. 1995, 94/16/0068.  
190 Bodis/Varro, Zuwendung von Anteilen an grundstücksbesitzenden Gesellschaften an Stiftungen, PSR 2014, 
72 (72). 
191 S. § 7 Abs 2 GrEStG idF BGBl I 2014/36.  
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mildtätige oder kirchliche Privatstiftungen eine Befreiung von der Grunderwerbsteuer ge-

schaffen (siehe unten 4.3.4).  

In Bezug auf das Stiftungseingangssteueräquivalent erhöht sich nach § 7 Abs 2 die Steuer bei 

unentgeltlichen und teilentgeltlichen Grundstückserwerben von Privatstiftungen um 2,5% des 

Unterschiedsbetrags zwischen dem Grundstückswert und einer etwaigen Gegenleistung.192  

Beispiel: S stiftet an die Privatstiftung P ein Grundstück (GW: EUR 1.000.000,-). 

Er erhält dafür eine Gegenleistung in Höhe von EUR 100.000,-. 

Es liegt in diesem Beispiel ein unentgeltlicher Grundstückserwerb vor, da die Gegenleistung 

nicht mehr als 30% des Grundstückswerts beträgt. Als Bemessungsgrundlage ist der Grund-

stückswert heranzuziehen, außerdem kommt nach § 7 Abs 1 Z 2 lit a der Staffeltarif zur An-

wendung. Zusätzlich ist auf den Unterschiedsbetrag zwischen Grundstückswert und Gegen-

leistung ein um 2,5% erhöhter Steuersatz anzuwenden. Es kommt daher zunächst auf den 

Wert der Gegenleistung der Staffeltarif zur Anwendung. Für die Differenz zwischen dem 

Wert der Gegenleistung und dem Grundstückswert ist die Grunderwerbsteuer zwar ebenfalls 

mit dem Staffeltarif zu berechnen, der Steuersatz erhöht sich jedoch für jede Tarifstufe um 

2,5% Stiftungseingangssteueräquivalent. Die Grunderwerbsteuer ist somit folgendermaßen zu 

berechnen: 

 

Bemessungsgrundlage Steuersatz Steuer 

Gegenleistung 

Differenz Grundstückswert- 

Gegenleistung 

100.000 x 0,5% EUR   500,- 

150.000 x 3% (0,5%+2,5%) EUR 4.500,- 

150.000 x 4,5% (2%+2,5%) EUR 6.750,- 

 600.000 x 6% (3,5%+2,5%) EUR 36.000.- 

 Gesamt: EUR 47.750,- 

 

Umstritten ist ob und in welchem Ausmaß das Stiftungseingangssteueräquivalent auch bei 

teilentgeltlichen Grundstücksübertragungen zur Anwendung kommt. Im Wortlaut der Be-

stimmung sind auch teilentgeltliche Erwerbe durch eine privatrechtliche Stiftung erfasst. Zu-

sätzlich wird jedoch in einem Klammerausdruck der Begriff des „Stiftungseingangssteu-

eräquivalents“ erwähnt. Daraus könnte man schließen, dass die Erhebung des Stiftungsein-

gangssteueräquivalents an die Steuerpflicht nach dem StiftEG anknüpft.193 Auch in den Erläu-

terungen zum BBG 2012 bezüglich der damaligen Befreiungsbestimmung des § 7 Abs 2 

                                                             
192 Wilplinger, Die Auswirkungen der Steuerreform 2015/2016 auf Privatstiftungen, PSR 2015, 109 (112). 
193 Vgl Schimmer/Stückler, Änderungen der Grunderwerbsteuer durch das AbgÄG 2015 und durch das GG 2015, 
ÖStZ 2016, 5 (6).  
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GrEStG wurde ausdrücklich angemerkt, dass das Stiftungseingangssteueräquivalent nur zum 

Tragen kommen soll, wenn die Zuwendung auch nach dem StiftEG eine unentgeltliche Zu-

wendung darstellt.  

Dieser Grundsatz lässt sich jedoch nicht ohne weiters auf die heutige Rechtslage umlegen, da 

das StiftEG eine andere Definition der unentgeltlichen Zuwendung enthält. Unentgeltlichkeit 

liegt danach nämlich vor, wenn die Gegenleistung weniger als 50% des gemeinen Werts des 

übertragenen Vermögens beträgt.194 Varro ist der Ansicht, dass dieser Begriffsunterschied 

durch eine teleologische Reduktion des § 7 Abs 2 zu lösen ist.195 Danach sollen nur jene teil-

entgeltlichen Erwerbe von Privatstiftungen dem Stiftungseingangssteueräquivalent unterlie-

gen, bei denen die Gegenleistung weniger als 50% des Grundstückswerts beträgt. Bodis hin-

gegen legt die Bestimmung streng nach ihrem Wortlaut aus und meint, dass auch für teilent-

geltliche Erwerbe, bei denen die Gegenleistung zwischen 50% und 70% des Grundstücks-

werts beträgt, das Stiftungseingangssteueräquivalent zur Anwendung kommen soll.196 

Problematisch erscheint in diesem Zusammenhang auch, dass das StiftEG und das GrEStG 

zwei verschiedene Bewertungsmethoden verwenden. Während für das StiftEG der gemeine 

Wert des Grundstücks für die Prüfung der Steuerbarkeit heranzuziehen ist, stellt das GrEStG 

auf den Grundstückswert ab. Dies kann bei großen Diskrepanzen zwischen den beiden Be-

wertungsergebnissen zu dem kuriosen Ergebnis führen, dass nach dem StiftEG keine Steuer-

barkeit vorliegt, nach dem GrEStG allerdings das Stiftungseingangssteueräquivalent anzu-

wenden ist.   

4.3 Anteile an Personengesellschaften  

4.3.1 Tatbestände im Zusammenhang mit Anteilen an Personengesellschaften 

4.3.1.1 Anteilsübertragung bei Personengesellschaften ( § 1 Abs 2a) 

Mit dem Steuerreformgesetz 2015/16 wurde in das Grunderwerbsteuergesetz ein neuer Tatbe-

stand für Anteilsübertragungen bei Personengesellschaften (§ 1 Abs 2a) implementiert. Zwar 

war nach der Rechtslage vor dem 1.1.2016 auch eine Übertragung von Anteilen an Personen-

gesellschaften vom Tatbestand der Anteilsvereinigung nach § 1 Abs 3 erfasst, dieser kam aber 

in der Praxis kaum zur Anwendung. Dies lag vor allem daran, dass eine Vereinigung aller 

Anteile in den meisten Konstellationen zu einer Anwachsung nach § 142 UGB und damit zur 

Beendigung der Personengesellschaft führte.197 § 1 Abs 3 in der damaligen Fassung fand da-

                                                             
194 StiftRL 2009 Rz 313.  
195 Varro, Die Auswirkungen der GrEStG-Änderungen (StRefG 2015/16) auf Stiftungen, JEV 2015, 92 (92).  
196 Bodis, StRefG 2015/2016 – GrEStG-Änderungen und Auswirkungen auf Stiftungen, ZFS 2015, 185 (185).  
197 Bodis/Varro, RdW 2016, 55.  
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her auf Personengesellschaften nur dann Anwendung, wenn die Gesellschafter Mitglieder 

einer Organschaft waren und sie gemeinsam mit anderen Organmitgliedern zusammen 100% 

der Anteile hielten.198 

Durch die Einführung des Tatbestands des § 1 Abs 2a wollte der Gesetzgeber insbesondere 

jene Fälle erfassen, in denen die Gesellschafter alle Anteile an der Personengesellschaft an 

mehrere Personen übertragen. Dies ist vor allem in Familienkonstellationen eine übliche Vor-

gehensweise (zB Eltern übertragen ihre OG-Anteile an ihre Kinder). Da bei diesen Vorgängen 

aber nicht alle Anteile in einer Hand vereinigt werden, wurde vor 2016 dadurch keine Grund-

erwerbsteuerpflicht ausgelöst. Angelehnt an die deutsche Regelung zur Anteilsübertragung 

wurde daher der jetzige Tatbestand des § 1 Abs 2a für Personengesellschaften in das GrEStG 

eingeführt.199 

 

Die Grunderwerbsteuerpflicht nach § 1 Abs 2a entsteht daher, wenn zum Vermögen einer 

Personengesellschaft ein inländisches Grundstück gehört und: 

1. Innerhalb von 5 Jahren 

2. Mindestens 95% der Anteile am Gesellschaftsvermögen 

3. Auf neue Gesellschafter übergehen. 

Im Unterschied zur alten Rechtslage des § 1 Abs 3 müssen somit nicht alle Anteile in einer 

Hand vereinigt werden. Die Grunderwerbsteuerschuld wird bereits ausgelöst, wenn 95% der 

Anteile auf neue Gesellschafter übergehen.  

Beispiel: Die Gesellschafter A, B und C sind zu jeweils 32% an einer grund-

stücksbesitzenden Personengesellschaft beteiligt. Sie veräußern ihre Anteile in-

nerhalb von 5 Jahren an neue Gesellschafter.  

In diesem Fall wird mit der letzten Übertragung der Anteile der Anteilsübertragungstatbe-

stand des § 1 Abs 2a erfüllt, da innerhalb von 5 Jahren mehr als 95% der Gesellschaftsanteile 

übertragen wurden. Aus Sicht des Gesetzgebers ist eine solche Übertragung wie ein einheitli-

ches Rechtsgeschäft zu behandeln, das auf Übereignung des Grundstücks auf eine neue Per-

sonengesellschaft gerichtet ist.200 Steuerschuldner bei Verwirklichung des Tatbestands ist die 

Personengesellschaft selbst (und nicht etwa jener Gesellschafter, der den letzten Anteilser-

werb durchführt).201  

Entscheidend ist, dass im Zeitpunkt der Anteilsübertragung ein Grundstück im Vermögen der 

Personengesellschaft vorhanden ist. Erfolgt ein Übergang der Anteile zu einem Zeitpunkt, zu 
                                                             
198 Fellner in Fellner, GrEStG13 § 1 Rz 312.  
199 § 1 Abs 2a dGrEStG.  
200 Fischer in Boruttau, dGrEStG17 § 1 Rz 812.  
201 Siehe § 9 Z 3 lit a GrEStG.  
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dem die Gesellschaft über kein Grundstück verfügt, hat der Erwerbsvorgang somit keine 

Auswirkungen auf die Berechnung der 95%-Schwelle.202 Für die Tatbestandsverwirklichung 

müssen daher sowohl Anteile im Ausmaß von mindestens 95% übertragen werden, als auch 

zum Übertragungszeitpunkt ein Grundstück im Vermögen der Personengesellschaft vorhan-

den sein.  

Beispiel: A, B und C sind zu je einem Drittel an einer OG beteiligt. Diese ist Ei-

gentümerin der Grundstücke X und Y. A und B veräußern am 1.1.2017 ihre Antei-

le an D. Am 1.6.2017 verkauft die OG das Grundstück Y. Am 1.1.2018 veräußert 

C seine Anteile an E. 

Im Beispiel wird der Tatbestand des§ 1 Abs 2a mit der Anteilsübertragung am 1.1.2018 ver-

wirklicht. Es sind allerdings nur die Grundstückswerte jener Grundstücke zur Berechnung der 

Steuer heranzuziehen, die im Zeitpunkt der Tatbestandsverwirklichung im Vermögen der Ge-

sellschaft vorhanden waren.203 In obigem Fall ist daher nur vom Grundstückswert des Grund-

stückes X die Grunderwerbsteuer zu entrichten. 

Neue Gesellschafter im Sinne der Bestimmung sind jene, die bisher noch nicht am Gesell-

schaftsvermögen beteiligt waren.204 Im Umkehrschluss ist jeder Erwerb von Anteilen an der 

Personengesellschaft durch Personen, die noch nicht am Gesellschaftsvermögen beteiligt wa-

ren, jedenfalls als Erwerb durch neue Gesellschafter anzusehen und für die Berechnung der 

95%-Schwelle zu berücksichtigen.205 So ist zum Beispiel auch der Erwerb von Anteilen durch 

Arbeitsgesellschafter als tatbestandmäßig zu qualifizieren.  

Beispiel: A und B halten zum 1.1.2016 jeweils 48% der Anteile an einer grund-

stücksbesitzenden OG, C und D verfügen über einen Anteil von jeweils 2%. Am 

1.1.2017 verkauft A seine Anteile an C. Ein Jahr später verkauft B seine Beteili-

gung an D.   

In diesem Fall wurden zwar innerhalb von 5 Jahren mehr als 95% der Anteile an der Perso-

nengesellschaft übertragen, der Verkauf erfolgte allerdings nicht an neue Gesellschafter, da C 

und D zum Zeitpunkt der jeweiligen Erwerbsvorgänge (1.1.2017 bzw 1.1.2018) bereits Ge-

sellschafter der OG waren. Sie sind somit nicht als neue Gesellschafter im Sinne der Bestim-

mung anzusehen und der Tatbestand des § 1 Abs 2a ist nicht verwirklicht.  

Außerdem sind nur jene Personen als neue Gesellschafter anzusehen, die eine Beteiligung ab 

dem 1.1.2016 erwerben. Es kommt somit zu keiner Rückwirkung auf Übertragungsvorgänge 
                                                             
202 Lattner, Erste Stellungnahme des BMF zu verschiedenen grunderwerbsteuerrelevanten Sachverhalten, SWK 
2016, 849 (849).  
203 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.2.4.  
204 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.2.1.  
205 Pahlke/Franz, Grunderwerbsteuergesetz: GrEStG5 (2005) § 1 RN 308. 
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vor dem StRefG 2015/16. Ein neuer Gesellschafter iSd § 1 Abs 2a liegt somit zusammenfas-

send vor, wenn die Person: 

1. Überhaupt noch nie Gesellschafter der Personengesellschaft war oder 

2. Zu einem früheren Zeitpunkt, aber nicht zum Zeitpunkt der Anteilsübertragung am 

Gesellschaftsvermögen beteiligt war oder 

3. Es sich bei der Person zwar um einen Gesellschafter handelt, dieser aber nicht am Ge-

sellschaftsvermögen beteiligt ist (reiner Arbeitsgesellschafter).206 

 

Der Tatbestand des § 1 Abs 2a wird nur dann verwirklicht, wenn 95% der Anteile am Gesell-

schaftsvermögen auf neue Gesellschafter übergehen. Durch die mehrmalige Übertragung ein 

und desselben Anteils kann der Tatbestand nicht verwirklicht werden.207  

Beispiel: An der grundstücksbesitzenden OG sind A, B und C zu jeweils einem 

Drittel beteiligt. A überträgt seinen Anteil von 33,33% zunächst an X. X veräußert 

den Anteil wiederum an Y und Y schenkt ihn Z. 

Im Beispiel wird immer derselbe Anteil weitergegeben, dementsprechend werden diese Er-

werbsvorgänge für den Tatbestand des § 1 Abs 2a behandelt als würde einmalig ein Anteil 

von 33,33% übertragen werden. Für die Verwirklichung des Tatbestands müssten auch A und 

B zumindest 61,67% ihrer Anteile auf neue Gesellschafter übertragen.  

In Zusammenhang mit der fünfjährigen Beobachtungsfrist stellt sich die Frage, ob auch Er-

werbe vor 2016 zu berücksichtigen sind. Zieht man die Materialien zum Steuerreformgesetz 

2015/16 heran, kommt es allerdings zu keiner Rückwirkung.208 Danach kann die Fünfjahres-

frist erst mit der ersten Änderung des Gesellschafterbestands nach dem Inkrafttreten des 

StRefG 2015/16 beginnen.209 

Beispiel: An einer grundstücksbesitzenden OG sind A, B, C und D zu jeweils 25% 

beteiligt. In 2015 übertragen A und B ihre Anteile auf einen neuen Gesellschafter. 

Zum 1.6.2016 übertragen auch C und D ihre Anteile auf neue Gesellschafter.  

Der Tatbestand des § 1 Abs 2a wird in diesem Fall nicht erfüllt, da die Fünfjahresfrist erst mit 

den Erwerbsvorgängen nach dem 31.12.2015 beginnt. Hier wurden im Jahr 2016 erst 80% der 

Anteile auf neue Gesellschafter übertragen. Eine Verwirklichung des Anteilsübertragungstat-

bestands kommt daher nur dann in Frage, wenn innerhalb von 5 Jahren ab der ersten Übertra-

                                                             
206 Lattner, SWK 2016, 849.  
207 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.2.3.  
208ErläutRV 684 BlgNR 25. GP 35.  
209 Bodis/Fiala/Lattner/Ofner in Mayr/Lattner/Schlager 89.  
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gung in 2016 eine weitere Änderung des Gesellschafterbestands von mindestens 55% stattfin-

det.  

 

Wird der Tatbestand des § 1 Abs 2a verwirklicht, beginnt die Fünfjahresfrist mit der nächsten 

Anteilsübertragung an einen neuen Gesellschafter erneut zu laufen.210  

Beispiel: Zum 1.1.2016 halten A, B und C jeweils 32% und D 4% an einer grund-

stücksbesitzenden OG.  

Am 1.1.2017 überträgt A seine Anteile an W, am 1.1.2018 überträgt B seine Antei-

le an X und am 1.1.2019 überträgt C seine Anteile an Y. Mit 1.1.2020 verkauft D 

seine Anteile an Z. 

In diesem Fall wird zum 1.1.2019 der Tatbestand des § 1 Abs 2a verwirklicht. Es wurden in-

nerhalb von 5 Jahren mindestens 95% der Anteile am Gesellschaftsvermögen auf neue Ge-

sellschafter übertragen. Mit der erfolgten Tatbestandsverwirklichung wird der Fristenlauf be-

endet und der Zähler somit hinsichtlich der Fünfjahresfrist auf „Null gesetzt“.  Mit der auf die 

Tatbestandsverwirklichung folgenden Anteilsübertragung zum 1.1.2020 beginnt die Fünfjah-

resfrist erneut zu laufen.  

 

Gemäß § 4 Abs 1 GrEStG hat für eine Anteilsübertragung iSd § 1 Abs 2a die Bemessung der 

Grunderwerbsteuer immer vom Grundstückswert zu erfolgen. Der Grundstückswert ist damit 

auch in jenen Fällen als Bemessungsgrundlage heranzuziehen, in denen die Anteile nicht un-

entgeltlich übertragen wurden.  

Der Steuersatz beträgt nach § 7 Abs 1 Z 2 lit c grundsätzlich 0,5% vom Grundstückswert. Der 

Steuersatz von 0,5% kommt nur dann nicht zur Anwendung, wenn der Einheitswert als Be-

messungsgrundlage heranzuziehen ist. Dies ist bei bestimmten Erwerben von land- und forst-

wirtschaftlichen Grundstücken nach § 4 Abs 2 Z 3 der Fall. In diesen Fällen beträgt der Steu-

ersatz 3,5% (§ 7 Abs 1 Z 3).   

4.3.1.2 Anteilsvereinigung und Anteilsübertragung bei Personengesellschaften 
(§ 1 Abs 3) 

Wie bereits in Kapitel 4.2.2.1 erwähnt, kommt der Tatbestand des § 1 Abs 3 sowohl bei der 

Anteilsvereinigung als auch der Anteilsübertragung von Gesellschaftsanteilen einer Kapital-

gesellschaft als auch einer Personengesellschaft zur Anwendung. Daher unterliegt auch die 

                                                             
210 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.2.2.  
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Vereinigung bzw der Übergang von mindestens 95% der Gesellschaftsanteile an einer Perso-

nengesellschaft der Bestimmung des § 1 Abs 3.   

Um eine Überschneidung mit § 1 Abs 2a zu vermeiden wurde in § 1 Abs 3 normiert, dass auf 

einen Rechtsvorgang der sowohl den Tatbestand des § 1 Abs 2a als auch jenen des § 1 Abs 3 

erfüllt, vorrangig der Tatbestand des § 1 Abs 2a zur Anwendung kommt.211  

Ansonsten gelten die in Kapitel 4.2.2.1 dargestellten Grundsätze für Kapitalgesellschaften 

sinngemäß auch für die Anteilsvereinigung und Anteilsübertragung bei Personengesellschaf-

ten.  

4.3.2 Spezialfall der Konkurrenz der Tatbestände des § 1 Abs 1 Z 2 und Abs 2a 
bzw Abs 3: Die Anwachsung 

Nach § 142 UGB erlischt eine Gesellschaft, sobald nur mehr ein Gesellschafter verbleibt. Das 

bisher im Gesamthandeigentum stehende Gesellschaftsvermögen geht im Wege der Gesamt-

rechtsnachfolge auf den verbleibenden Gesellschafter über.  

Scheidet somit zum Beispiel einer von zwei Gesellschaftern aus einer OG oder KG aus, geht 

das Unternehmen mit seinen gesamten Aktiva und Passiva auf den verbleibenden Gesell-

schafter über. Das bisherige Gesamthandeigentum an der Gesellschaft wird zum Eigentum 

des übernehmenden Gesellschafters. Dieser Übergang kraft Universalsukzession erfolgt durch 

Anwachsung iSd § 142 UGB.212  

Befindet sich im Zeitpunkt der Anwachsung ein Grundstück im Gesellschaftsvermögen wird 

der Tatbestand des § 1 Abs 1 Z 2 GrEStG verwirklicht. Theoretisch würde die Anwachsung 

zunächst zu einer Anteilsvereinigung führen, welche den Untergang der Personengesellschaft 

zur Folge hat. Im Anschluss an das Erlöschen der Gesellschaft würde der verbleibende Ge-

sellschafter das Gesellschaftsvermögen im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge erwerben.  

Nach der Rechtsprechung des VwGH kann die Anwachsung aus grunderwerbsteuerlicher 

Sicht nicht in eine Anteilsvereinigung und einen Vermögensübergang iSd § 1 Abs 1 Z 2 auf-

gespalten werden. Um den Tatbestand der Anteilsvereinigung zu verwirklichen ist das Fortbe-

stehen der Gesellschaft zwingende Voraussetzung. Der Erwerbsvorgang des § 1 Abs 1 Z 2 

geht somit der Anteilsvereinigung gemäß § 1 Abs 3 vor.213  

Fraglich ist, ob es bei der Anwachsung zu einer Konkurrenz der Tatbestände des § 1 Abs 1 Z 

2 und § 1 Abs 2a kommen kann. Denkbar wäre dies zum Beispiel, wenn der letzte Gesell-

schafter ein neuer Gesellschafter im Sinne § 1 Abs 2a wäre. In diesem Fall würde die An-

wachsung jedenfalls dazu führen, dass mindestens 95% der Anteile auf neue Gesellschafter 

                                                             
211 Bodis/Fiala/Lattner/Ofner in Mayr/Lattner/Schlager 90.  
212 OGH 3. 10. 2006, 5 Ob 204/06 w.  
213 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.1.3.  
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übergehen. Auch hier ist jedoch davon auszugehen, dass für den Übergang der Anteile eine 

Gesellschaft fortbestehen müsse. Dafür spricht auch der Wortlaut der Bestimmung, wonach 

für die Erfüllung des § 1 Abs 2a, eine Übertragung auf neue Gesellschafter nötig ist. Ein Ge-

sellschafter kann aber eben nur vorliegen, wenn die Gesellschaft noch existiert. Die Gesell-

schaftsanteile können auch nur dann übergehen, wenn eine Gesellschaft noch vorhanden ist. 

Es ist also auch in dieser Konstellation davon auszugehen, dass der Tatbestand des § 1 Abs 1 

Z 2 anzuwenden ist.214 

Für die Bemessung der Steuer ist nach dem allgemeinen Grundsatz der Wert der Gegenleis-

tung heranzuziehen. Im Falle der Anwachsung setzt sich der Wert der Gegenleistung aus dem 

Wert der Gesamtabfindung zuzüglich des Werts der Gesellschaftsschulden und dem Wert des 

bisherigen Gesellschaftsanteils der übernehmenden Gesellschafters zusammen.215  Diese Ge-

samtgegenleistung ist im Verhältnis des Grundstücks zu den sonstigen Aktiva auf das Grund-

stück entfallend zu besteuern. Der Wert der Gegenleistung ergibt sich bei der Anwachsung 

somit nach folgender Formel:216 

X= Gesamtwert der Gegenleistung x Verkehrswert des unbeweglichen Vermögens / 

Summe der Aktiva der Personengesellschaft  

Im Falle der Anwachsung kommt somit auch ein unentgeltlicher Erwerb iSd § 7 Abs 1 Z 1 lit 

a in Betracht, wenn der Wert der so ermittelten Gegenleistung geringer ist als 30% des 

Grundstückswerts. In diesem Fall ist die Grunderwerbsteuer aufgrund der Unentgeltlichkeits-

fiktion anhand des Staffeltarifs zu berechnen. Ansonsten kommt der allgemeine Steuersatz 

von 3,5% zur Anwendung.  

Fraglich erscheint, welcher Steuersatz bei der Anwachsung zur Anwendung kommt, wenn der 

vorletzte Gesellschafter ausscheidet und der vorletzte und der letzte Gesellschafter in einem 

Verwandtschaftsverhältnis iSd § 26a GGG stehen. Nach der BMF-Info zur Grunderwerbsteu-

er kann es sich in diesem Fall nicht um einen unentgeltlichen Erwerb iSd § 7 Abs 1 Z c han-

deln. Es ist der allgemeine Steuersatz von 3,5% anzuwenden.217 Dies ergibt sich daraus, dass 

aufgrund des Trennungsprinzips das Gesellschaftsvermögen und das Vermögen der Gesell-

schafter zu trennen sind.218 Das Gesellschaftsvermögen steht somit ausschließlich der Perso-

nengesellschaft zu, die Gesellschafter sind nur mittelbar über ihre Mitgliedschaft beteiligt. 

Kommt es somit zur Anwachsung, tritt der verbleibende Gesellschafter als Gesamtrechtsnach-

folger in alle Rechtspositionen der früheren Gesellschaft ein und das bisher im Gesamthand-

                                                             
214 Bodis/Varro, RdW 2016, 55 (57).  
215 VwGH 19. 1. 1994, 93/16/0139.   
216 UFS 23. 2. 2011, RV/0622-I/10.  
217 BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016, Pkt 1.1.2.  
218 OGH 29. 8. 1995, 5 Ob59/95, HS 26. 043.  
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eigentum stehende Vermögen geht in das Alleineigentum des Gesellschafters über.219 Da der 

Erwerb direkt von der Gesellschaft erfolgt, kann kein Erwerb im begünstigten Personenkreis 

iSd § 7 Abs 1 Z 1 lit c vorliegen und die Unentgeltlichkeitsfiktion kommt nicht zur Anwen-

dung. Auch für diesen Sonderfall ist daher für die Berechnung der Steuer grundsätzlich der 

Steuersatz von 3,5% heranzuziehen.  

4.4 Befreiungstatbestände im Zusammenhang mit unentgeltlichen Er-
werbsvorgängen 

4.4.1 Begünstigte Übergaben von gewerblichen und selbständigen Betrieben, 
Teilbetrieben oder Mitunternehmeranteilen 

§ 3 Abs 1 Z 2 enthält eine Begünstigung in Form eines Freibetrags für Grundstücksübertra-

gungen, die im Zusammenhang mit bestimmten Betriebsübergängen erfolgen. Ein Freibetrag 

in Höhe von EUR 900.000,- steht demnach zu, wenn ein Grundstück im Rahmen eines Be-

triebsübergangs übertragen wird und der Übergeber das 55. Lebensjahr vollendet hat oder 

aufgrund seines körperlichen oder geistigen Zustands nicht dazu in der Lage ist, seinen Be-

trieb fortzuführen.  

Im Vergleich zur Situation vor dem 1.1.2016 wurde der Freibetrag von EUR 365.000,- auf 

EUR 900.000,- angehoben. Durch die Erhöhung des Freibetrags soll die Heranziehung des 

Grundstückswerts als Bemessungsgrundlage ausgeglichen werden, was regelmäßig zu einer 

Erhöhung der Grunderwerbsteuer führen würde.220  

Um den Freibetrag geltend machen zu können, muss zumindest ein Anteil von einem Viertel 

des Betriebs, ein gesamter Teilbetrieb, dessen Wert zumindest ein Viertel des gesamten Be-

triebs entspricht, oder ein Mitunternehmeranteil übertragen werden, wenn der Mitunterneh-

meranteil mindestens einer Beteiligung von einem Viertel am Gesellschaftsvermögens ent-

spricht. Wird nur ein Teil des Betriebs oder nur ein Mitunternehmeranteil übertragen, steht 

der Freibetrag nur anteilsmäßig zu. Dasselbe gilt, wenn es mehrere Erwerber des Betriebes 

gibt. Auch dann steht der Freibetrag nur entsprechend dem Anteil des erworbenen Vermögens 

zu.221  

Der Betriebsfreibetrag steht außerdem nur dann in vollem Ausmaß zu, wenn es sich um einen 

unentgeltlichen Erwerb handelt. Ist der Erwerbsvorgang teilentgeltlich, steht der Betriebsfrei-

betrag nur anteilig im Ausmaß des unentgeltlichen Anteils zu.  

                                                             
219 VwGH 19. 1. 1994, 93/16/0139.  
220 ErlRV 684 BlgNr 25. GP 35.  
221 Fellner, Zweifelsfragen zur grunderwerbsteuerlichen Behandlung von unentgeltlichen Betriebsübertragungen, 
SWK 2008, 159 (160).   
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Beispiel: A überträgt im Rahmen eines begünstigten Betriebsübergangs ein 

Grundstück an B. Der Grundstückswert beträgt 1.000.000,-. Auf dem Grundstück 

lasten Schulden in Höhe von EUR 400.000,-. 

In diesem Fall liegt ein teilentgeltlicher Erwerb iSd § 7 Abs 1 Z 1 lit a vor, da die übernom-

menen Schulden 40% des Grundstückswerts entsprechen. Als Mindestbemessungsgrundlage 

ist wiederum der Grundstückswert heranzuziehen. Entsprechend dem unentgeltlichen Teil des 

Erwerbs kommt der Staffeltarif zur Anwendung, in Bezug auf den entgeltlichen Teil ist die 

Steuer mit dem Normalsteuersatz von 3,5% zu berechnen. Da es sich um einen begünstigten 

Betriebsübergang handelt, kann überdies der Freibetrag nach § 3 Abs 1 Z 2 in Anspruch ge-

nommen werden. Dieser ist allerdings im Ausmaß des entgeltlichen Teils zu vermindern. Es 

steht daher aliquot nur ein Freibetrag von EUR 540.000,- zur Verfügung (60% von EUR 

900.000,-).  

 

 

Zu beachten ist außerdem, dass der Freibetrag nur dann zusteht, wenn der Betrieb zumindest 

fünf Jahre lang vom Erwerber weiterbetrieben wird. Überträgt der Erwerber den Betrieb in-

nerhalb von fünf Jahren nach dem Erwerb oder gibt er den Betrieb innerhalb dieser Zeitspan-

ne auf, ist die durch den Betriebsfreibetrag ersparte Steuer nachträglich zu erheben. Der Er-

werber hat die Aufgabe oder die Übertragung des Betriebs an das zuständige Finanzamt anzu-

zeigen.222 

Für den begünstigten Betriebsübergang kommt insofern eine weitere Begünstigung zum Tra-

gen, als dass die Grunderwerbsteuer nach § 7 Abs 1 Z 2 lit b mit 0,5% vom Grundstückswert 

vor Abzug des Betriebsfreibetrags gedeckelt ist. Dementsprechend ist die Inanspruchnahme 

des Betriebsfreibetrags und des Staffeltarifs nur bis zu einem Grundstückswert von EUR 
                                                             
222 Novacek, Auslegungsfragen betreffend § 3 Abs 1 Z 2 GrEStG in der Fassung des SchenkMG 2008, ÖStZ 
2008, 551 (552).  

Bemessungsgrundlage Steuersatz Steuer 

Entgeltlicher Teil (40% des 

Grundstückswerts) 

  EUR 400.000,- 400.000 x 3,5% EUR   750,- 

 

Unentgeltlicher Teil (60% 

des Grundstückswerts) 

  EUR 600.000,- 

  Abzgl Freibetrag   
  iHv EUR 540.000,- 
 

  

Gesamt: EUR 60.000,- 60.000 x 0,5% EUR  300,- 

  Gesamt: EUR 1.050,- 
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1.375.000,- vorteilhaft. Liegt der Grundstückswert darüber ist die Anwendung des Steuersat-

zes von 0,5% vorteilhafter.223  

4.4.2 Begünstigte Erwerbsvorgänge land- und forstwirtschaftlicher Grundstü-
cke  

Auch § 3 Abs 1 Z 2a enthält einen Freibetrag für bestimmte begünstigte Grundstücksübertra-

gungen. Voraussetzung für die Anwendung dieses Betriebsfreibetrags ist die Übertragung 

eines Grundstücks im Rahmen des Übergangs eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs, 

Teilbetriebs und bestimmter Mitunternehmeranteile. Der Betriebsfreibetrag in Höhe von EUR 

365.000,- steht nur dann dem Erwerber zu, wenn für den Grundstückserwerb keine Gegenleis-

tung erbracht wurde, diese nicht ermittelbar ist oder diese geringer ist, als der einfache Ein-

heitswert des land- und forstwirtschaftlichen Grundstücks. Außerdem muss der Erwerb des 

land- und forstwirtschaftlichen Grundstücks innerhalb des begünstigten Familienkreises des § 

26 Abs 1 Z 1 GGG erfolgen. Zusätzlich muss, analog zur Bestimmung des § 3 Abs 1 Z 2, der 

Übergeber des Betriebs das 55. Lebensjahr vollendet haben oder aufgrund seines körperlichen 

oder geistigen Zustands nicht dazu in der Lage sein, seinen Betrieb fortzuführen. Auch sonst 

gelten in diesem Zusammenhang die gleichen sachlichen und persönlichen Voraussetzungen 

für die Inanspruchnahme des Freibetrags wie bei der begünstigten Übertragung gewerblicher 

Betriebe gemäß § 3 Abs 1 Z 2.224 

Im Wesentlichen wird die Begünstigung nach der bisherigen Rechtslage für land- und forst-

wirtschaftliche Betriebe somit fortgeführt.225  Aufgrund des § 4 Abs 2 kommt in diesen Fällen 

weiterhin der einfache Einheitswert zur Anwendung, zusätzlich ist nach § 7 Abs 1 Z 2 lit d die 

Grunderwerbsteuer anhand des Steuersatzes von 2% zu berechnen. So lässt sich auch die Bei-

behaltung der Höhe des Freibetrags im Vergleich zu § 3 Abs 1 Z 2 argumentieren. Im Unter-

schied zu den sonstigen Grundstückserwerben kommt es schließlich für die Erwerbe von 

land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken zu keiner Erhöhung der Bemessungsgrundlage.  

4.4.3 Übertragung von Partnerwohnstätten 

Nach § 3 Abs 1 Z 7 ist der Erwerb eines Grundstücks unter Lebenden durch den Ehegatten 

oder eingetragenen Partner zum Zweck der gleichteiligen Anschaffung oder Errichtung einer 

Wohnstätte, die zur Befriedigung eines dringenden Wohnbedürfnisses bestimmt ist, von der 

Grunderwerbsteuer befreit. Dadurch sollen hauptsächlich jene Erwerbsvorgänge begünstigt 

werden, bei denen ein (Ehe-)Partner die Anschaffung der Wohnstätte alleine finanziert, je-

                                                             
223 Schimmer/ Stückler, ÖStZ 2015, 459.  
224 Fellner, Bagatellerwerbe und Grunderwerbsteuerbefreiung, SWK 2009, 880 (880).  
225 Bodis/Fiala/Lattner/Ofner in Mayr/Lattner/Schlager 104.  
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doch beide (Ehe-)Partner zur Hälfte ins Grundbuch eingetragen werden.226 Ansonsten würde 

die Übertragung des Hälfteanteils an den Partner ebenfalls einen grunderwerbsteuerpflichti-

gen Erwerbsvorgang darstellen.  

Die Voraussetzung der Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses wird dann erfüllt, 

wenn die Wohnstätte den Mittelpunkt der Lebensinteressen der Partner darstellt. Soll der 

Hälfteanteil an einem Zweitwohnsitz übertragen werden, steht die Befreiung somit nicht 

zu.227  

Die Befreiung kommt außerdem nur dann zur Anwendung, wenn die Wohnnutzfläche 150m2 

nicht übersteigt. Bereits vor der Steuerreform 2015/16 enthielt das GrEStG eine Befreiungs-

bestimmung für die Übertragung von Partnerwohnstätten. Zum Unterschied zu der jetzigen 

Befreiungsbestimmung des § 3 Abs 1 Z 7 galt die Grunderwerbsteuerbefreiung nur für Woh-

nungen mit einer Quadratmeteranzahl von bis zu 150m2. War die Wohnnutzfläche auch nur 

geringfügig größer, wurde der gesamte Wohnungserwerb der Grunderwerbsteuer unterwor-

fen.228  

Das jetzige Konzept hingegen sieht eine Art Freibetrag vor. Übersteigt die Wohnnutzfläche 

der Wohnung 150m2 unterliegt nur der 150m2 übersteigende Anteil der Grunderwerbsteuer-

pflicht.  

Beispiel: A ist Eigentümer einer Eigentumswohnung (GW EUR 420.000,-) mit ei-

ner Wohnnutzfläche von 180m2. Am 1.6.2016 schenkt sie die Hälfte des Woh-

nungseigentums Ihrem Ehemann B. 

In diesem Fall liegt ein unentgeltlicher Erwerbsvorgang vor, da der Grundstückserwerb inner-

halb des begünstigten Personenkreises des §  7 Abs 1 Z 1 lit c iVm § 26a Abs 1 Z 1 GGG 

erfolgt. Als Bemessungsgrundlage ist somit der Grundstückswert heranzuziehen und der Staf-

feltarif nach § 7 Abs 1 Z 2 lit a kommt zur Anwendung. Da in dem Beispiel die Vorausset-

zungen für die Befreiung des § 3 Abs 1 Z 7 erfüllt werden, unterliegt nur der 150m2 überstei-

gende Anteil der Wohnstätte der Grunderwerbsteuerpflicht. Die Grunderwerbsteuer ist dabei 

von jenem Betrag zu entrichten, der sich aus dem Verhältnis des 150m2-Freibetrags zur ge-

samten Wohnnutzfläche ergibt (5:1).229 Somit ist ein Sechstel des an B übertragenen Hälf-

teanteils grunderwerbsteuerpflichtig. 

 

                                                             
226 BMF-Info vom 18. 2. 2009, BMF-010206/0040-VI/5/2009, Pkt 2.2.2. 
227 BMF-Info vom 18. 2. 2009, BMF-010206/0040-VI/5/2009, Pkt 2.2.2. 
228 Vgl Bodis/Pampel, GrESt-Befreiungen bei Wohnungserwerb durch Ehegatten, RdW 2009, 746 (746). 
229 Bodis/Fiala/Lattner/Ofner in Mayr/Lattner/Schlager 105. 

Bemessungsgrundlage Steuersatz Steuer 
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Die Grunderwerbsteuer beträgt somit EUR 175,-. 

 

Die Befreiung der Übertragung von Partnerwohnstätten wurde im Zuge des SteuerreformG 

2015/16 außerdem auf Erwerbe von Todes wegen ausgedehnt. Dazu wurde ein eigener Be-

freiungstatbestand in § 3 Abs 1 Z 7a geschaffen. Auch hier kommt die Befreiung nur in Be-

zug auf den 150m2-Anteil der Wohnstätte zur Anwendung. Im Unterschied zur Bestimmung 

des § 3 Abs 1 Z 7 ist es nicht zwingend erforderlich, dass die Wohnstätte bis zum Zeitpunkt 

des Todes das dringende Wohnbedürfnis beider Partner befriedigt hat. Es genügt bereits, 

wenn der überlebende Partner zum Todeszeitpunkt seinen Hauptwohnsitz in der Wohnstätte 

hatte. Verfügt die Person über mehrere Wohnsitze ist als Hauptwohnsitz derjenige zu beurtei-

len, an dem sich der Mittelpunkt der Lebensinteressen des Steuerpflichtigen befindet.230  

 

4.4.4 Unentgeltliche Erwerbe durch gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
juristische Personen 

Mit dem GG 2015 wurde in § 3 Abs 1 Z 3 ein neuer Befreiungstatbestand eingeführt. Danach 

ist der unentgeltliche Erwerb eines Grundstücks durch Körperschaften, Personenvereinigun-

gen oder Vermögensmassen, die der Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher 

Zwecke iS der §§ 34 bis 47 BAO dienen, von der Grunderwerbsteuerpflicht befreit.  

Da juristische Personen nicht in den begünstigten Personenkreis des § 7 Abs 1 Z 1 lit c fallen 

können, kommt als entgeltlicher Erwerb nur ein Erwerbsvorgang in Frage, wenn die Gegen-

leistung maximal 30% des Grundstückswerts beträgt oder ein Erwerb von Todes wegen er-

folgt. Nach dem Wortlaut des Gesetzes kommt auch ein teilentgeltlicher Erwerb für diese 

Befreiungsbestimmung nicht in Betracht. § 3 Abs 1 Z 3 stellt ausdrücklich auf unentgeltliche 

Erwerbe ab, hätte auch der unentgeltliche Anteil eines teilentgeltlichen Erwerbs erfasst wer-

den sollen, hätte sich der Gesetzgeber einer Formulierung wie in § 3 Abs 1 Z 2 und 3 bedie-

nen müssen.231  

 

                                                             
230 VwGH 21. 5. 1990, 89/15/0115. 
231 Schimmer/Stückler, ÖStZ 2016, 5 (6). 

½ Grundstückswert = EUR 210.000,- / 6 = 

EUR 35.000,- 

  

    35.000 x 0,5%  EUR  175,- 
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5 Zusammenfassung 

Mit dem SteuerreformG 2015/16 wurde die Grunderwerbsteuer grundlegend novelliert und 

ein neues System der Unterscheidung der Grundstückerwerbe in unentgeltliche, teilentgeltli-

che und entgeltliche Erwerbsvorgänge eingeführt. Diese Charakterisierung hat weitreichende 

Auswirkungen auf die anwendbare Bemessungsgrundlage, den heranzuziehenden Steuersatz 

und Befreiungsbestimmungen. Aufgrund dieser Neukonzeption ist gerade der Bereich der neu 

geschaffenen unentgeltlichen Erwerbsvorgänge besonders spannend und es bestanden und 

bestehen zahlreiche Zweifelsfragen. 

 

Die für die unentgeltlichen Erwerbsvorgänge zur Anwendung kommende neue Bemessungs-

grundlage des Grundstückswerts sollte für den Steuerpflichtigen insofern eine Erleichterung 

darstellen, da nun nicht mehr zwingend ein Gutachten über den Wert des Grundstücks erstellt 

werden muss. Ob es aber, wie vom Gesetzgeber gewünscht, zu einer Vereinfachung der Er-

mittlung geführt hat, wird die Praxis weisen und darf in Einzelfällen bezweifelt werden. Ge-

rade die Berechnung des Grundstückswerts anhand des Pauschalwertmodells erscheint zum 

jetzigen Zeitpunkt komplex und in vielen Spezialfragen umstritten. Immerhin sollten aber die 

Zweifel, ob die Berechnung des Grundstückswerts anhand der GrwV verfassungskonform ist, 

zerstreut worden sein, da ausreichende Parameter festgelegt wurden, um auf regionale und 

individuelle Besonderheiten der Grundstücke einzugehen.  

 

Für die Neuordnung der Regelungen bei Anteilsübertragungen und Anteilsvereinigungen 

bleibt weiterhin fraglich, ob durch das neue Konzept eine Umgehung der Grunderwerbsteuer 

tatsächlich verhindert werden kann. Aus meiner Sicht würde sich zB an der Verfügungsmacht 

über das Betriebsgrundstück nichts ändern, wenn statt der für die Grunderwerbsteuerpflicht 

erforderlichen mindestens 95%-Beteiligung, nur ein Anteil von 94% erworben oder vereinigt 

wird. Die Zurechnung der treuhändig gehaltenen Anteile an den Treugeber sollte aber zumin-

dest den einfachsten Fall der Steuerumgehung, durch Zwischenschaltung eines Treuhänders, 

verhindern. Auch nach der neuen Rechtslage wird aber im Einzelfall wie auch für die frühere 

Rechtslage von Gerichten zu entscheiden sein, ob bestimmte gesellschaftsrechtliche Konstel-

lationen als missbräuchliche Gestaltung iSd § 22 BAO zu qualifizieren sind.232 

 

In Summe sehe ich die Steuerreform 2015/16 im Bereich der Grunderwerbsteuer als durchaus 

gelungen an. Die Unterscheidung in entgeltliche und unentgeltliche Erwerbsvorgänge, vor 

                                                             
232 Vgl VwGH 5. 4. 2011, 2010/16/0168.   
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allem über den Mittelweg der teilentgeltlichen Erwerbsvorgänge, ist durchaus differenziert 

und schlüssig, wenngleich die Ermittlung der Steuerschuld komplizierter geworden ist, als vor 

dem 1.1.2016. Gerade Grundstücke mit geringem Grundstückswert dürften aber von dem 

neuen Staffeltarif profitieren. Somit erfolgte über Umwege auch in diesem Bereich der Steu-

erreform 2015/16 ein Beitrag zu mehr sozialer Gerechtigkeit. Die Erhöhung des Betriebsfrei-

betrags auf EUR 900.000,- sollte außerdem Betriebsübergaben nicht durch eine hohe Grund-

erwerbsteuerbelastung unnötig verkomplizieren. Natürlich tauchten im Zuge der Reform Kin-

derkrankheiten auf, sollten diese aber im Rahmen von kleineren Novellen korrigiert werden, 

könnte nach den letzten turbulenten Jahren im Bereich des GrEStG endlich Ruhe einkehren.  
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https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/SNME/SNME_04023/imfname_422291.pdf 

(Stand 30. 9. 2016) 

 

6.5 Judikatur 

6.5.1 Entscheidungen 

Bundesfinanzhof 

BFH 28. 11. 1967, II R 37/66 

BFH 24. 2. 1982, II R 4/82 

BFH 18. 8. 1993, II R 10/90 

BFH 16. 2. 1994 II R 125/90 

BFH 8. 2. 1995, II R 51/92 

BFH 11. 12. 2014, II R 26/12 

 

Oberster Gerichtshof 

OGH 21. 11. 1979, 3 Ob 123/79 

OGH 24. 4. 1980, 7 Ob 517/80 

OGH 3. 3. 1981, 5 Ob 599/84 

OGH 8. 11. 1984, 7 Ob 667/84 

OGH 16. 4. 1987, 7 Ob 513/87 

OGH 23. 10. 1991, 3 Ob 119/93 

OGH 29. 8. 1995, 5 Ob 59/95 

OGH 3. 10. 2006, 5 Ob 204/06 w 

OGH 9. 6. 2009, 5 Ob 94/09 y 
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Unabhängiger Finanzsenat 

UFS 23. 2. 2011, RV/0622-I/10 

UFS 28. 7. 2011, RV/0951-L/08 

 

Landesgericht für Zivilrechtssachen 

LGZ Wien 22. 5. 1984, 41R 303/84 

LGZ Wien 16. 10. 1984, 41 R 932/84 

 

Verfassungsgerichtshof 

VfGH 29. 11. 1974, B 167/74 

VfGH 25. 3. 1977, V 35/76 

VfGH 30. 6. 1977, B 222/76 

VfGH 24. 9. 2003, B 706/00 

VfGH 27. 11. 2012, G 77/12 

 

Verwaltungsgerichtshof 

VwGH 18. 11. 1932 F 337/1931 

VwGH 29. 10. 1952, 2423/50 

VwGH 7. 7. 1954, 1913/52 

VwGH 15. 1. 1958, 337/57 

VwGH 28. 3. 1958, 2088/57 

VwGH 5. 7. 1960, 2179/56 

VwGH 7. 5. 1962, 1896/61 

VwGH 3. 2. 1964, 105/63 

VwGH 25. 6. 1964, 680, 681/63 

VwGH 29. 9. 1966, 493/66 

VwGH 14. 9. 1967, 756/757/67 

VwGH 19. 2. 1970, 1750/68 

VwGH 17. 12. 1970, 133/69 

VwGH 17. 12. 1970, 145/69 

VwGH 19. 9. 1972, 1054/72 

VwGH 7. 12. 1972, 857/71 

VwGH 14. 11. 1974, 671/673/74 

VwGH 30. 3. 1977, 650/76  

VwGH 30. 11. 1977, 60/77 
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VwGH 22. 9. 1978, 16/2571/79 

VwGH 30. 4. 1981, 16/3281/80 

VwGH 7. 5. 1981, 16/1155 

VwGH 17. 3. 1983, 82/16/0125 

VwGH 19. 5. 1983, 16/2527/80 

VwGH 23. 2. 1984, 83/16/0051 

VwGH 10. 05. 1984, 84/16/0061 

VwGH 20. 9. 1984, 83/16/0120 

VwGH 30. 5. 1985, 84/16/0116 

VwGH 5. 9. 1985, 84/16/0117 

VwGH 16. 11. 1985, 89/16/0165 

VwGH 19. 12. 1985, 85/16/0006 

VwGH 12. 2. 1986, 84/16/0186 

VwGH 19. 5. 1988, 87/16/0152 

VwGH 16. 11. 1989, 89/16/0165 

VwGH 21. 5. 1990, 89/15/0115 

VwGH 20. 6. 1990, 89/16/0101 

VwGH 27. 6. 1991, 90/16/0169 

VwGH 14. 10. 1991, 90/15/0084 

VwGH 9. 7. 1992, 2001/16/0402 

VwGH 28. 1. 1993, 92/16/0120 

VwGH 19. 1. 1994, 93/16/0139 

VwGH 17. 2. 1994, 93/16/0115 

VwGH 30. 5. 1994, 98/16/0061 

VwGH 30. 8. 1995, 94/16/0233 

VwGH 16. 11. 1995, 94/16/0068 

VwGH 18. 12. 1995, 95/16/0286 

VwGH 20. 8. 1996, 96/16/0104 

VwGH 18. 4. 1997, 96/16/0094 

VwGH 26. 6. 1997, 97/16/0024 

VwGH 27. 1. 1999, 98/16/0365 

VwGH 25. 10. 1999, 88/16/0148 

VwGH 24. 1. 2001, 98/16/0376 

VwGH 20. 2. 2003, 2000/16/0012 

VwGH 19. 3. 2003, 2002/16/0083 
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VwGH 7. 8. 2003, 2000/16/0322 

VwGH 4. 12. 2003, 2003/16/0108 

VwGH 30. 9. 2004, 2004/16/0081 

VwGH 25. 8. 2005, 2005/16/0104 

VwGH 24. 2. 2005, 2004/16/0200 

VwGH 5. 4. 2011, 2010/16/0168 

VwGH 31. 7. 2012, 2008/13/0117 

 

6.6 Erlässe und Richtlinien 

BMF-Info vom 18. 2. 2009, BMF-010206/0040-VI/5/2009 

BMF-Info vom 22. 1. 2010, BMF-010206/0007-VI/5/2010  

BMF-Info vom 13. 5. 2016, BMF-010206/0058-VI/5/2016 

 

 


